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»  ALLE  RECHTE, 

EINSCHLIESSLICH  DES  ÜBERSETZUNÜSRECHTS,  VORBEHALTEN. 


VORWORT. 

In  diesen  Tagen  sind  gerade  vierzig  Jahre  verflossen, 
seit  durch  den  Eintritt  der  süddeutschen  Staaten  in  den 
norddeutschen  Bund  unser  Reich  gegründet  worden  ist. 
Dieser  Zeitpunl<t  fordert  dazu  auf,  einmal  alles  zusammen- 
zustellen, was  bisher  an  authentischen  Dokumenten  über 
diesen  wichtigen  Vorgang  bekannt  geworden  ist.  Freilich 
sind  die  staatlichen  Archive  für  so  naheliegende  Zeiten  noch 
nicht  zugänglich,  und  wenn  man  auf  ihre  Eröffnung  warten 
wollte,  so  dürfte  noch  recht  lange  Zeit  vergehen,  bevor  man 
eine  solche  Aufgabe  in  Angriff  nehmen  könnte.  Glücklicher- 
weise besitzen  wir  aber  —  abgesehen  von  den  offiziellen 
Publikationen,  die  gleich  nach  den  Ereignissen  erfolgt  sind  — 
eine  solche  Anzahl  von  privaten  Veröffentlichungen  damals 
lebender  Staatsmänner,  daß  es  auch  ohne  Benutzung  der 
Archive  möglich  erscheint,  mit  ihrer  Hilfe  von  allen  Phasen, 
die  das  Einigungswerk  durchzumachen  hatte,  schon  jetzt  ein 
gut  beglaubigtes  Bild  zu  gewinnen.  Das  beigefügte  Quellen- 
Verzeichnis,  das  zugleich  als  Schlüssel  für  die  im  Text  bei 
Zitaten  gebrauchten  Abkürzungen  dienen  soll,  gibt  über  die 
benutzten  Werke  dieser  Art,  die  aus  den  verschiedensten 
Lagern  stammen,  Aufschluß. 

Über  die  Einrichtung  und  Anordnung  der  Sammlung  ist 
nicht  viel  zu  sagen. 

Ausgeschlossen  werden  mußten  schon  im  Interesse  mög- 
lichster Raumersparnis  die  Texte  der  Versailler  Verträge 
und  der  Reichsverfassung.  Sie  sind  so  häufig  in  korrekter 
Form  und  an  leicht  zugänglichen  Stellen  gedruckt,  daß  zu 
ihrer  Wiederholung  kein  Grund  vorlag.  Schwerer  habe  ich 
mich  entschlossen,  von  der  Aufnahme  solcher  Stücke  aus 
Tagebüchern  und  Memoiren  abzusehen,  die  von  Teilnehmern 
der  Ereignisse  herrühren  und  für  unseren  Gegenstand  von 
Wichtigkeit  sind.  Indessen  wäre  ihre  Einordnung  in  den 
chronologischen  Rahmen  der  Publikation  sehr  schwierig 
gewesen;  auch  mußte  ich  mir  sagen,  daß  in  sich  zusammen- 
hängende Berichte,  wie  etwa  der  in  Bismarcks  Gedanken 
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IV  Vorwort. 

und  Erinnerungen,  in  eine  Aktensammlung  nicht  gehören, 
und  daß  selbst  Tagebuchaufzeichnungen,  wie  die  des  Kron- 
prinzen Friedrich  Wilhelm,  nur  als  Teil  eines  größeren 
Ganzen  richtig  wirken  und  gewürdigt  werden  können. 

Aufgenommen  wurden  dagegen  alle  mir  bekannt  ge- 
wordenen Korrespondenzen  aus  jener  Zeit,  die  dem  Kreise 
der  beteiligten  Fürsten  und  Staatsmänner  entstammen,  und 
zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  bisher  im  vollen  Wort- 
laute, in  Bruchstücken  oder  im  Auszuge  bekannt  geworden 
sind.  Selbstverständlich  habe  ich  mich  da,  wo  nur  Auszüge 
vorlagen,  möglichst  genau  an  den  Wortlaut  derjenigen  Be- 
richte gehalten,  deren  Verfasser  das  betreffende  Dokument 
gesehen  und  exzerpiert  haben.  Äußerlich  sind  die  Unter- 
schiede in  folgender  Weise  kenntlich  gemacht  worden:  In 
Antiqua  gesetzt  sind  alle  wortgetreuen  Anführungen  aus 
Aktenstücken,  in  Kursive  alle  Auszüge;  Anführungszeichen 
innerhalb  der  Auszüge  bedeuten,  daß  hier  die  Worte  des 
Berichterstatters,  dem  wir  unsere  Kenntnis  verdanken,  genau 
wiedergegeben  sind.  Punkte  bedeuten  Auslassungen;  falls 
diese  in  der  Unvollständigkeit  der  benutzten  Quelle  ihren 
Grund  haben,  ist  dies  in  der  Anmerkung  ausdrücklich  ge- 
sagt. Im  übrigen  habe  ich  natürlich,  namentlich  aus  Privat- 
briefen, alle  Stellen  fortgelassen,  die  zum  Gegenstande  dieser 
Publikation  in  keiner  Beziehung  standen.  Auch  bei  der 
Auswahl,  die  unter  größeren  Briefsammlungen  getroffen 
werden  mußte  —  wie  z.  B.  unter  dem  Briefwechsel  Eduard 
Laskers  —  ist  stets  der  leitende  Gesichtspunkt  gewesen, 
nur  solche  Stücke  aufzunehmen,  die  entweder  über  den 
Gang  der  Verhandlungen  selbst  aus  zuverlässiger  Quelle 
neue  Aufschlüsse  bieten,  oder  von  denen  angenommen 
werden  kann,  daß  sie  den  beteiligten  Diplomaten  bekannt 
geworden  sind  und  ihre  Haltung  mehr  oder  weniger  be- 
einflußt haben.  Ganz  ausgeschlossen  habe  ich  die  zahl- 
reichen Resolutionen  öffentlicher  Versammlungen;  sie  würden 
nur  im  Zusammenhang  mit  den  wichtigsten  Preßäußerungen 
eine  Vorstellung  von  der  öffentlichen  Meinung  jener  Tage 
gewähren  können;  eine  derartige  Sammlung  wäre  aber  ein 
Ding  für  sich. 

Die  rein  chronologische  Anordnung  hat  sich  bei  allen 
derartigen  Sammlungen  immer  als  die  geeignetste  be- 
währt. Ein  ausführlicher  Kommentar  war,  wie  in  dieser 
vornehmlich  pädagogischen  Zwecken  dienenden  Sammlung 
überhaupt,  ausgeschlossen.    Die  beigefügten  Erläuterungen 


Vorwort.  V 

sind  daher  auf  das  notwendigste  Maß  beschränkt  worden. 
Für  alle  Personalien  verweise  ich  auf  das  Register,  wo  unter 
den  einzelnen  Namen  das  zur  Orientierung  Notwendigste 
angegeben  worden  ist. 

Wer  sich  darüber  unterrichten  möchte,  welche  Ergeb- 
nisse sich  für  die  historischen  Vorgänge  jener  Zeit  aus 
diesem  Materiale  gewinnen  lassen,  der  sei  auf  meine  gleich- 
zeitig im  Verlage  von  Gebrüder  Paetel  in  Berlin  erscheinende 
Schrift:  „Der  Eintritt  der  süddeutschen  Staaten  in  den  norddeut- 
schen Bund"  hingewiesen.  Aber  nicht  nur  für  den  Historiker 
gewährt  diese  Sammlung  Interesse.  Da  unsere  ganze  heutige 
Staatsordnung  auf  den  Versailler  Verträgen  beruht,  so  sind 
die  Vorverhandlungen,  die  zu  ihrem  Abschlüsse  geführt 
haben,  auch  für  den  Juristen  und  für  den  Politiker,  ja  schließ- 
lich für  jeden  Gebildeten,  der  am  öffentlichen  Leben  Anteil 
nimmt,  von  Bedeutung.  Nichts  kann  von  den  Schwierig- 
keiten, die  auch  nach  den  siegreichen  Schlachten  noch  vor- 
handen waren,  und  von  der  Art,  wie  sie  überwunden  worden 
sind,  ein  lebendigeres  und  fesselnderes  Bild  geben,  als  die 
Lektüre  dieser  im  Drang  der  Ereignisse  selbst  entstandenen 
Dokumente.  Gerade  deshalb  möchte  ich  ihnen  auch  außer- 
halb des  engeren  Kreises  der  Gelehrten  viele  Leser  wünschen. 

Leipzig,  im  September  1910. 

ERICH  BRANDENBURG. 


ABKÜRZUNGEN. 

Gh.  Großherzog.  Kp.  Kronprinz. 

K.     König.  T.     Telegramm. 
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1.  Entwurf  zu  einer  nationalen  Verbindung  zwischen  Süddeutscli- 

iand  und  dem  Norddeutsctien  Bunde.    1870  März  25.^) 

Allg.  Ztg.  1870,  Nr.  85. 

Zwischen  den  Vereinigten  Süddeutschen  Staaten  und  dem 
Norddeutschen  Bunde  soll  eine  nationale  Verbindung  ge- 
schaffen werden.  Hierbei  sollen  die  nachstehenden  Grund- 
sätze maßgebend  sein: 

Art.  I.  Als  gemeinsam  nationale  Angelegenheiten  werden 
erklärt:  1.  der  Schutz  und  die  Sicherung  des  gesamten 
deutschen  Gebietes  gegen  Angriffe  außerdeutscher  Mächte; 

2.  die  Zoll-  und  Handelsangelegenheiten;  3.  die  Ordnung 
des  Maß-,  Münz-  und  Gewichtssystems  nebst  Feststellung 
der  Grundsätze  über  die  Emission  von  fundiertem  und  un- 
fundiertem Papiergeld;  4.  die  allgemeinen  Bestimmungen 
über  das  Bankwesen;  5.  die  Erfindungspatente;  6.  der 
Schutz  des  geistigen  Eigentums;  7.  das  Eisenbahnwesen 
und  die  Herstellung  von  Land-  und  Wasserstraßen  im  Inter- 
esse der  Landesverteidigung  und  des  allgemeinen  Verkehrs; 
8,  der  Flößerei-  und  Schiffahrtsbetrieb  auf  den  mehreren 
Staaten  gemeinsamen  Wasserstraßen  und  der  Zustand  der 
letzteren,  sowie  die  Fluß-  und  sonstigen  Wasserzölle;  9.  das 
Post-  und  Telegraphenwesen. 

Art.  II.  Die  in  Art.  1  Ziff.  1  bezeichnete  gemeinsame  An- 
gelegenheit ist  durch  die  Allianzverträge  vom  22.  August 
1866  geordnet.  Im  Hinblick  auf  diese  Allianzverträge  soll 
die  Vereinsbehörde  der  Süddeutschen  Staaten  durch  das 
Präsidium  des  Norddeutschen  Bundes  von  allen  Maßnahmen 
in  Kenntnis  gesetzt  werden,  welche  zu  einer  kriegerischen 


1)  Dieser  Entwurf  bildet  den  Anhang  zu  einem  Verfassungs- 
plan für  die  zu  begründenden  Vereinigten  Staaten  von  Süd- 
deutscliland.  Sein  Verfasser  war  der  Frh.  v.  Völderndorff,  vor- 
tragender Rat  in  dem  Bayrisctien  Ministerium  unter  dem  Fürsten 
Hohenlohe. 

Brandenburg:  Gründung  des  deutschen  Reiches.  1 


2  Nr.  1.     März  25. 

Eventualität  führen  könnten.  Erachtet  das  Präsidium  des 
Norddeutschen  Bundes  den  in  den  Allianzverträgen  vor- 
gesehenen Kriegsfall  für  bevorstehend,  so  soll  dasselbe  der 
Vereinsbehörde  hiervon  Anzeige  machen,  welche  sodann 
über  Mobilmachung  und  sonstige  für  Kriegsbereitschaft  er- 
forderliche Maßregeln  beschließt.  Bei  etwaigen  Friedens- 
verträgen soll  ein  Vertreter  der  Süddeutschen  Vereinigten 
Staaten  beigezogen  werden, 

Art.  III.  Über  die  Behandlung  der  Zoll-  und  Handels- 
angelegenheiten bestimmt  der  Vertrag  vom  8.  Juli  1867, 
wobei  jedoch  Art.  9,  §  10  im  Sinne  des  Art.  VII  abgeändert 
werden  soll. 

Art.  IV.  Die  übrigen  in  Art.  1  bezeichneten  Angelegen- 
heiten sollen  durch  Verträge  der  Vereinigten  Süddeutschen 
Staaten  mit  dem  Norddeutschen  Bunde  geregelt  werden, 
und  deren  Fortbildung  im  Wege  gemeinsamer  Gesetzgebung 
erfolgen. 

Art.  V.  Die  Überwachung  der  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten soll  einem  Bundesrat  als  gemeinschaftlichem  Organe 
der  Süd-  und  norddeutschen  Regierungen  übertragen  wer- 
den, und  bei  der  Gesetzgebung  ein  Parlament  als  gemein- 
schaftliche Vertretung  der  Bevölkerung  mitwirken.  Die 
Übereinstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  beider  Versamm- 
lungen ist  zu  einem  Vereinsgesetz  erforderlich  und  aus- 
reichend; auf  andere  als  die  vorstehend  bezeichneten  An- 
gelegenheiten erstreckt  sich  jedoch  die  Zuständigkeit  der- 
selben nicht.  Die  Verkündigung  der  Vereinsgesetze  in  den 
Gebieten  der  vertragenden  Teile  erfolgt  in  den  daselbst 
geltenden  Formen. 

Art.  VI.  Hinsichtlich  der  Zusammensetzung  des  Bundes- 
rats und  des  Parlaments  sollen  die  Bestimmungen  des  Zoll- 
vertrags in  analoge  Anwendung  kommen. 

Art.  VII.  Zur  Gültigkeit  der  Beschlußfassung  im  Parlament 
soll  die  Anwesenheit  von  mindestens  der  Hälfte  der  gesetz- 
lichen Anzahl  der  Mitglieder  des  Norddeutschen  Reichs- 
tages und  von  mindestens  der  Hälfte  der  gesetzlichen  An- 
zahl der  Mitglieder  aus  den  süddeutschen  Staaten  erforder- 
lich sein.  Die  Abstimmung  geschieht  gesondert  für  die  ersten 
und  für  die  letzten;  wenn  ein  Antrag  nicht  in  beiden  Ab- 
teilungen die  absolute  Stimmenmehrheit  erhält,  so  gilt  er  als 
abgelehnt. 


Nr.  2.  3.    Juli  15.  27.  3 

2.  Protokoll  der  Württembergischen  Ministerkonferenz,  Juli  15. 

V.  Mittnacht  52-53. 

Der  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  teilt  mit, 
daß  nach  einer  von  dem  württembergischen  Gesandten  in 
München  —  Freiherrn  von  Soden  —  bei  seiner  gestrigen 
Anwesenheit  ihm  gemachten  Mitteilung  der  bayerische  Mi- 
nister des  Auswärtigen,  Graf  Bray,  davon  gesprochen  habe, 
daß  von  Bayern  auf  eine  Aufforderung  Preußens  zur  Be- 
teiligung an  dem  Krieg  mit  Frankreich  u.  a.  die  Bedingung 
gestellt  werden  könnte,  daß  Preußen  bei  einem  mit  sieg- 
reichem Erfolg  begleiteten  Krieg  die  Souveränität  der  süd- 
deutschen Staaten  in  ihrem  bisherigen  Bestand  anerkenne 
und  festhalte. 

Der  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  brachte 
in  Anregung,  daß  durch  ein  vertrauliches  Schreiben  an  den 
württembergischen  Gesandten  in  Berlin  vielleicht  darauf  hin- 
gewiesen werden  soll,  daß  Preußen  selbst  bei  der  bezeich- 
neten Aufforderung  eine  solche  Zusicherung  geben  würde. 

Sämtliche  Departementschefs  waren  für  die  Unterlassung 
eines  solchen  Schritts,  weil  sie  der  Ansicht  sind,  daß  im  Fall 
einer  Aufforderung  Preußens  unbedingt  derselben  ent- 
sprochen werden  soll.  Hiemit  war  der  Minister  des  Aus- 
wärtigen durchaus  einverstanden. 

Der  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  legt  eine 
Anfrage  des  Gesandten  des  Norddeutschen  Bundes  vom 
14.  dieses  Monats,  betreffend  die  an  den  Küsten  und  am 
Rhein  zu  treffenden  Sicherungsmaßregeln,  vor.  Hierauf 
wurde  die  von  den  Ministern  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten und  des  Kriegs  beabsichtigte  Antwort  genehmigt. 

Vorgelesen  und  genehmigt, 
(gez.)  Geßler. 


3.  K.  Ludwig  II.  an  Kp.  Friedrich  Wilhelm,  Juli  27. 

Poschingcr  Ks.  Friedrichs  Tgb.  104. 
Vgl.  Busch  Tgbbl.  2,  6  u.  Nr.  43. 

Die  Selbständigkeit  Bayerns  möge  beim  Frieden  gewahrt 
bleiben,  seine  politische  Stellung  nicht  affiziert  werden. 

1* 


4  Nr.  4.  5.     August  4.  6. 

4.  K.  Ludwig  II.  an  K.  Wilhelm  I.  [August  Anfang;  eingetroffen  vor 

August  4]. 

Busch  Tgbbl.  2,  115.    Z.  Datum  Abeken  393. 

Inhalt:  Es  wird  „die  Hoffnung  angedeutet,  daß  er  nicht 
mediatisiert  werden  würde". '^) 

5.  Bayr.  Gesandter  Baron  Perglas  an  K.  Ludwig  II.  Berlin,  August  6. 

Bray  147-149. 

Der  Staatssekretär  ■)  sagte  mir,  er  habe  auf  dem  Herzen, 
sich  gegen  mich  offen  und  ganz  bestimmt  auszusprechen. 
Er  habe  zwar  dafür  nicht  den  direkten  Auftrag  des  Grafen 
Bismarck  erhalten,  aber  er  sei  überzeugt,  daß  er  sich  ganz 
in  seinem  Sinne  und  nach  seiner  Absicht  erkläre,  und  sich 
daher  gegen  mich  im  Namen  des  Königs,  seines  Herrn,  und 
des  Kanzlers  geäußert  haben  wolle.  Wenn  dem  Grafen 
Bismarck  der  Anlaß  zu  seiner  heutigen  Erklärung  bekannt 
gewesen  sein  würde,  hätte  er  ihn  bestimmt  beauftragt,  sich 
also  zu  erklären,  auch  werde  er  nicht  verfehlen,  ihm  unver- 
züglich Bericht  von  seiner  Mitteilung  an  mich  zu  erstatten. 

Herr  v.  Thile  bemerkte  mir  nun,  daß  leider  mit  Unrecht 
in  Bayern  ein  gewisses  Mißtrauen  besteht,  oder  falls  dieser 
Ausdruck  nicht  der  richtige  sei,  doch  eine  Befürchtung  oder 
Besorgnis,  daß  nach  einem  siegreichen  Kriege  Preußens  und 
seiner  Verbündeten  von  Preußen  einer  Politik  würde  Folge 
gegeben  werden,  welche  die  Selbständigkeit  Bayerns  und 
Süddeutschlands  schwächen  und  schädigen  würde.  Er 
(Thile)  wolle  mir  nun  die  „feierliche  und  heilige  Versiche- 
rung" im  Namen  Preußens  erteilen,  daß  Preußen  solche  Ab- 
sicht fern  liege.  Treue  um  Treue.  Nie  und  niemals  werde 
Preußen  vergessen,  was  Eure  Königliche  Majestät  getan, 
wie  Eure  Majestät  die  Treue  gehalten  haben;  einem  so  „herr- 
lichen Bundesgenossen"  werde  Preußen  ewige  Dankbarkeit 
bewahren.  Keine  Forderungen  werden  an  Bayern  gestellt 
werden,  kein  Ansinnen,  nicht  einmal  Wünsche,  um  Preußen 
etwa  politische  Vorteile  auf  Bayerns  Unkosten  zu  ver- 
schaffen; nicht  berührt  und  geschmälert  in  seiner  Souve- 
ränität dürfe  der  treue  Bundesgenosse  werden;  die  preu- 
ßische Regierung  selbst  würde  dafür  einstehen  und  etwaige 


1)  Auf  dies  Schreiben  ging  nach  der  Mitteilung  von  M.  Busch 
2,  215  nach  längerer  Diskussion  zwischen  dem  König  Wilhelm, 
der  keine  unbedingte  Zusage  habe  geben  wollen,  und  Bismarck, 
eine  beruhigende  Antwort  ab.       2)  Preuß.  Staatssekretär  r.  Thile. 
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Anforderungen  in  diesem  Sinne  von  anderer  Seite  ab- 
weisen, sie  werde  niemals  anders  als  mit  der  bayrischen 
Regierung  das  vereinbaren,  was  etwa  im  gemeinsamen 
Interesse  wünschenswert  sein  werde;  mit  vollem  Vertrauen 
dürfe  sich  die  bayrische  Regierung  an  Preußen  hingeben 
und  jedes  Mißtrauen  und  alle  Besorgnis  fallen  lassen. 

Graf  Bismarck  habe  mit  Entrüstung  gehört,  daß  die  preu- 
ßische Presse  neuerdings  von  einem  deutschen  Kaisertitel 
für  den  König  Wilhelm  spreche;  er  habe  Auftrag  gegeben, 
solche  Äußerungen  zu  unterdrücken.  Die  Selbständigkeit 
Bayerns  habe  ihre  Weihe  durch  die  Vertragstreue  Eurer 
Königlichen  Majestät  erhalten,  ihren  festen  Kitt  durch  das 
vergossene  Blut  der  Bayern,  man  brauche  die  Einheit 
Deutschlands   nicht  zu   suchen   und   zu  machen  —  sie   sei 

schon  da ^)  Ich  habe  Grund,  zu  vermuten,  daß  Fürst 

Gortschakoff  sich  hierauch  mit  Interesse  für  die  Selbständig- 
keit der  süddeutschen  Staaten  ausgesprochen  hat.  Dabei  hat 
er  vielleicht  nicht  verhehlt,  daß  die  bisherige  übergreifende 
Einheitspolitik  des  Grafen  Bismarck  gerechten  Anlaß  zu  Be- 
sorgnis in  Stuttgart  und  München  geben  könnte. 

6.  Derselbe  an  denselben.    Berlin,  August  7. 

Bray  149. 

Zuerst  sagte  mir  der  Staatssekretär,  zurückkommend  auf 
unsere  gestrige  Unterredung,  daß  der  Anlaß  zu  derselben 
ein  Gespräch  gewesen  sei,  welches  er  mit  dem  russischen 
Reichskanzler  Fürst  Gortschakoff  in  Beziehung  von  Süd- 
deutschland gehabt  habe.  Über  den  Inhalt  dieses  Gespräches 
aber  äußerte  sich  Herr  v.  Thile  nicht  näher  und  eingehend...^) 

Ich  habe  Gelegenheit  gehabt,  zu  konstatieren,  daß  die 
Berichterstattung  des  Herrn  Staatssekretärs  übereinstimmt 
mit  der  meinigen  an  Eure  Königliche  Majestät.  Vielleicht 
äußert  sich  Herr  v.  Thile  in  derselben  noch  entschiedener 
und  protestiert  noch  bestimmter  gegen  die  Möglichkeit 
einer  Politik  Preußens  nach  dem  Siege,  welche  nicht  die 
volle  Achtung  für  Bayern,  seine  souveräne  Freiheit  und 
Selbständigkeit  in  sich  begriffe. 

Nur  einen  Punkt  seiner  Berichterstattung  korrigierte  auf 
meinen  Wunsch  der  Staatssekretär,  und  dieses  war  zur  Be- 
kräftigung der  Bayern  gesicherten  Unterstützung  von  selten 
der  „preußischen  Regierung"  gegen  etwaige  „Strömungen" 


1)  Lücke  in  der  Vorlage. 
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in  Deutschland  (und  etwa  auch  in  Bayern),  welche  gerade 
diese  Selbständigkeit  zu  untergraben  beabsichtigen  möchten. 
Endlich  gab  mir  der  Staatssekretär  von  freien  Stücken  die 
Versicherung,  daß  Herr  v.  Werthern  sehr  bestimmte  In- 
struktionen erhalten  werde,  seine  Haltung  in  Einklang  zu 
setzen  mit  dieser  Richtung  der  preußischen  Politik. 

7.  Derselbe  an  denselben.  Berlin,  August  8. 
Bray  150. 
Nicht  die  Königin  allein  und  die  leitenden  Staatsmänner 
und  offiziellen  Persönlichkeiten  empfinden,  was  Preußen 
und  Deutschland  Eurer  Majestät  schuldet,  sondern  davon  ist, 
in  einem  Grad  und  Umfange,  der  eine  unverkenntliche 
politische  Bedeutung  hat,  die  ganze  öffentliche  Meinung  er- 
griffen und  der  Dankbarkeit  und  Anerkennung  sich  be- 
wußt . .  .^)  Die  Enthüllungen,  die  Graf  Bismarck  selbst  über  sein 
Verfahren  in  den  letzten  Jahren  veranlaßt  hat,  tragen  eben 
nicht  bei,  Vertrauen  in  seine  Person  zu  erwecken;  aber  ich 
will  durch  diese  Bemerkung  durchaus  nicht  den  Wert  der 
an  Bayern  gemachten  Eröffnung  abschwächen,  im  Gegen- 
teil halte  ich  dieselbe  für  eine  wahre,  aufrichtige  Basis 
künftiger  politischer  Organisation  in  Deutschland  und  als 
eine  Garantie  der  Erhaltung  Bayerns,  respektive  der  Be- 
festigung und  etwa  Ausdehnung  seiner  Selbständigkeit  und 
Territorialmacht;  denn  nicht  Phrasen  werden  hier  gemacht, 
sondern  es  ist  der  Ausdruck  einer  Überzeugung  erfolgt, 
die  nicht  bloß  Berlin,  sondern  ganz  Deutschland  selbst  über 
seine  Grenzen  hinaus  erfaßt  hat,  daß  Süddeutschland, 
Bayern  voran  und  hauptsächlich,  frei  und  energisch,  mit 
nicht  zu  unterschätzenden  eignen  Kräften  und  Mitteln 
Deutschland  und  Preußen  gerettet,  jedenfalls  verhindert  habe, 
daß  der  Feind  sich  deutschen  Bodens  bemächtigen  konnte. 

8.  Gh.  Friedrich  an  Kp.  Friedrich  Wilhelm,  August  8  (T.). 
Lorenz  307. 
Er  macht  den  Vorschlag  „es  sollte  von  selten  des  Armee- 
oberkommandos ein  Generalgouverneur  für  Bayern,  Württem- 
berg und  Baden  ernannt  werden,  der  in  die  militärischen 
Maßnahmen  der  ausrückenden  Armee  Einheit  und  Ordnung 
bringen  solle".  Er  telegraphiert ,  „um  ihm  die  Dringlich- 
keit einer  baldigen  Erledigung  dieser  Angelegenheit  zu  emp- 
fehlen, resp.  die  Sache  beim  König  zu  befürworten". 

1)  Lücke  in  der  Vorlage. 
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9.  Gh.  Friedrich  an  Minister  Jolly,  August  8. 

Lorenz  307—308. 

Der  Großherzog  macht  Mitteilung  von  der  Absendung 
von  Nr.  8. 

Ich  konnte  dies  umsomehr  unternehmen,  als  ich  mit 
dem  Kronprinzen  eingehend  mündlich  diese  Frage  behandelte, 
und  er  von  der  politischen,  wie  militärischen  Notwendigkeit 
derselben  überzeugt  ist.  Ich  darf  annehmen,  daß  die  an 
unser  Kriegsministerium  gestellte  Frage  bereits  eine  Folge 
unserer  Unterredung  sein  wird  und  daß  man  mit  dieser 
Frage  nur  bezweckt,  zu  erfahren,  ob  Geneigtheit  vorhanden 
ist,  darauf  einzugehen,  d.  h.  daß  die  gleiche  Frage  nach 
München  und  Stuttgart  gerichtet  sein  wird. 

Da  nun  aber  wirklich  ein  dringendes  Bedürfnis  vorliegt, 
die  Bewegungen  und  Anordnungen  im  Rücken  der  Armee 
einheitlich  zu  organisieren,  so  habe  ich  das  anliegende 
Telegramm  an  den  König  entworfen  und  würde  es  abgehen 
lassen,  wenn  Sie  damit  einverstanden  sind,  daß  ich  diesen 
Schritt  wagen  soll.  General  Götz  zeigte  mir  inzwischen  die 
hierauf  bezüglichen  Schriftstücke. 

10.  Gh.  Friedrich  an  Jolly,  August  10. 

Lorenz  308. 

Ich  erhalte  soeben  ein  Telegramm  des  Königs,  der  mir 
sagt:  der  Antrag  ist  nur  ausführbar,  wenn  Du  Dich  mit 
beiden  Südstaaten  schleunigst  über  Sache  und  Person  ver- 
ständigst. —  Es  wäre  also  unsere  Aufgabe,  die  Frage  eines 
Generalgouvernements  in  Antrag  zu  bringen  .  .  .^) 

11.   Aus    der  Denkschrift   des    Kp.  Friedrich  Wilhelm    für 

Bismarck,  August  14. 

Kohl,  Wegweiser,  123-129. 

Beifolgend  sende  ich  Ihnen  meine  Gedankenspäne  für 
den  Fall  eines  Friedens,  wie  auch  für  die  endliche  Fest- 
stellung der  deutschen  Gesammt  Einheit. 

Meine  Zeilen  tragen  den  Charakter  des  Feldlebens,  wollen 
also  demgemäß  beurtheilt  werden,  zumal  mir  nicht  viel  freie 
Zeit  zum  Bearbeiten  und  Niederschreiben  bleibt,  und  be- 
ständige Unterbrechungen  den  begonnenen  Faden  zerreißen. 

Nachsicht  also  für  redaction  und  calligraphie. 


1)  Schluß  fehlt  in  der  Vorlage. 


8  Nr.  11.     August  14. 

Gott  gebe  uns  ferner  Erfolge  wie  bisher!  Mir  will  die 
Tragweite  der  Siege,  daß  wir  tiefer  nach  Frankreich  hinein- 
dringen, gewichtiger  erscheinen,  als  ich's  ursprünglich 
glaubte.  Die  recht  artigen  Elsasser  und  Lothringer  sprechen 
sich  mit  Gleichmuth  über  den  baldigen  Sturz  des  Kaiserthums, 
das  ausgespielt  habe,  aus  und  sehen  gleichgültig  der  neuen 
Herrschaft  entgegen,  wenn  nur  der  Friede  gewahrt  bleibt, 
dabei  erkennen  sie  gern  dasjenige  Gute  an,  was  der  Napo- 
leon dem  Lande  gebracht  hat,  sagen  aber  zugleich,  es  ginge 
einmal  auf  die  Dauer  mit  solchen  corrumpirten  Leuten 
nicht,  wie  die  es  sind,  welche  ihn  umgeben. 

Mich  freut's,  daß  die  augenblickliche  europ.  constellation 
uns  nicht  ungünstig  erscheint,  und  hoffe  ich,  daß  wir  bald 
zum  Abschluß  gelangen. 

Meiner  Ansicht  nach  müssen  wir  die  Augen  schärfer  denn 
je  auf  die  süddeutschen  cabinette  gerichtet  behalten,  die 
nur  an  separatistische  Selbständigkeit  nach  dem  Frieden 
denken.  Über  Dalwigk^)  höre  ich  fortdauernd  nur  Schlechtes; 
Varnbüler")  kann  man  überhaupt  nicht  trauen. 

Volk  und  Soldaten  werden  freilich  anders  denken,  aber 
sie  legen  kein  entscheidendes  Gewicht  in  die  Waagschaale! 

Ihr  ergebenster 
Friedrich  Wilhelm,  Kpz. 

Kurze  Denkschrift  für  den  Fall  eines  Friedens. 

Für  den  Fall  eines  glücklichen  Ausgangs  des  begonnenen 
und  mit  siegreichen  Erfolgen  bereits  begünstigten  Krieges 
ist  es  Pflicht,  sich  bei  Zeiten  klar  zu  werden: 

1.  Unter  welchen  Bedingungen  Frieden  mit  Frankreich 
geschlossen  werden  kann, 

2.  Welche  Vorteile  das  bereits  durch  den  Kriegsausbruch 
moralisch  geeinigte,  gesammte  deutsche  Vaterland  ge- 
winnen muß. 

: 3) 

II.  Die  endliche  Einigung  Deutschlands. 

Es  ist  zu  diesem  herrlichen  Zwecke  unumgänglich  noth- 
wendig  und  erforderlich,  die  gegenwärtige  großartige  natio- 

1)  Frh.  V.  Dalwigli,  leitender  hessicher  Minister. 

2)  Frh.  V.  Varnbüler,  württemb.  Minister  des  Auswärtigen  bis 
30.  August  1870. 

3)  Abschnitt  I,  Friedensbedingungen,  ist  liier  fortgelassen. 
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nale  Begeisterung,  welche  durch  die  ersten  glücklichen  Er- 
folge der  verbündeten  Waffen  womöglich  noch  gehoben 
oder  fester  geworden  ist,  nicht  verrauchen  zu  lassen. 

Sobald  mit  Gottes  Hülfe  ein  Sieg  über  die  gesammte  fran- 
zösische Armee  errungen  ist,  muß  sofort  ans  Werk  ge- 
gangen werden. 

1.  Zunächst  muß  noch  auf  der  blutigen  Wahlstatt 
mit  sämtlichen  süddeutschen  Staaten  eine  Militärconvention 
geschlossen  werden,  durch  welche  die  Leitung  und  Ver- 
waltung des  gesammten  Militärwesens  in  Deutschland  dem 
König  von  Preußen  als  obersten  Bundesfeldherrn  über- 
tragen wird. 

Es  gibt  von  jenem  Tage  an  nur  ein  Heer  mit  einem 
reglement,  einer  Art  der  Bewaffnung  und  Ausrüstung 
und  einem  Prinzip  des  Avancements  und  Ersatzwesens. 

2.  Die  süddeutschen  Staaten  treten  in  den  Bund  der- 
jenigen deutschen  Staaten  ein,  die  bisher  der  „Norddeutsche 
Bund"  genannt  wurden,  unter  Wahrung  der  Titulatur  und 
aller  persönlichen  Ehrenrechte  und  Würden  der  deutschen 
Souveraine  sowie  ihrer  Häuser  nebst  derjenigen  unwesent- 
lichen Dinge,  welche  seitens  derselben  als  Zeichen  der 
Selbständigkeit  betrachtet  werden,  wie  z.  B.  Gesandtschaften 
zu  halten  und  zu  besetzen. 

Es  würde  sich  empfehlen,  wenn  die  deutschen  Fürsten 
Gelegenheit  erhielten,  durch  persönliche  Theilnahme  an  ein- 
zelnen großen  acten  der  Gesetzgebung,  bei  Bundesrath  und 
Reichstag  ihren  patriotischen  Antheil  an  dem  deutschen 
Staate  zu  bethätigen. 

[Es  sei  hier  eingeschaltet,  daß  unter  Umständen  vielleicht 
die  deutschen  souverainen  Fürsten  ihrerseits  eine  Ur- 
kunde an  den  präsidierenden  Fürsten  einreichen  könn- 
ten,   kraft   welcher  sie  um   persönliche   Aufnahme  in 
irgend  eine  Vertretung  des  deutschen  Volks  (Reichs- 
tag oder  Zollparlament)  bitten,  um  vielleicht  mit  den 
Häuptern     der    ehemaligen    reichsunmittelbaren    und 
reichsständischen  Geschlechter  ein  Oberhaus  zu  bilden.] 
Die  weitere  Regelung  der  Angelegenheiten  Deutschlands 
geschieht    mit    Hülfe    der    bereits    bestehenden    Gesammt- 
vertretung,    welche    als    Zollparlament    wiederholt   getagt 
hat.     Dieses  Haus  würde  sofort  zu  einer  consiituierenden 
Versammlung  berufen  werden  müssen,  da  dieselbe  zu  Recht 
besteht,  also  ohne  Octroyieriing  oder  Wahlgesetzberathung 
tagen  kann. 
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Der  Norddeutsche  Reichstag  würde  keine  Gesammtver- 
tretung  unter  solchen  Umständen  vorstellen  können. 

Es  wäre  baldmöglichst  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  die 
ma/r/cu/ar-Beiträge  der  Bundesstaaten  insoweit  anders  ge- 
regelt würden,  als  das  Drückende  des  gegenwärtigen  Ver- 
hältnisses gehoben  würde,  wofür  die  souverainen  Fürsten 
sich  freiwillig  gewisser  Rechte  begeben  würden,  welche 
ihnen  Lasten  auferlegen,  die  auf  die  oberste  leitende  Bundes- 
behörde überzugehen  hätten.  So  z.  B.  Geistliche  und  Schul- 
angelegenheiten. 

Jedem  deutschen  Staat  bleibt  es  unzweifelhaft  gestattet, 
nach  wie  vor  seine  inneren  Angelegenheiten  zu  verwalten, 
und  zu  diesem  Zweck  Vertreter  des  Landes  zu  berufen, 
deren  Zusammensetzung  und  deren  Rechtsbefugnis  ledig- 
lich den  localen  Verhältnissen  anzupassen  sein  werden,  und 
von  denen  die  Bundesverwaltung  nicht  berührt  wird. 


12.  Lasker  an  Bismarck.    Berlin,  August  15. 

Deutsche  Revue  17,  2,  51-52. 

Zwischen  dem  Reichstage  und  der  Abreise  zum  Kriegs- 
schauplatz schien  es  mir  wenig  angemessen,  Ew.  Exzellenz 
auch  nur  eine  Minute  in  Anspruch  zu  nehmen,  so  sehr  mir 
eine  Rücksprache  am  Herzen  lag.  Dann  hielt  mich  die  ge- 
spannte Erwartung  der  ersten  Kriegsereignisse  ab.  Jetzt 
ist  vielleicht  der  günstigste  Moment,  einige  Mitteilungen 
und  Anfragen  über  das,  was  nächst  dem  Erfolg  der  Waffen 
weite  Kreise  auf  das  Ernsteste  beschäftigt,  Ew.  Exzellenz 
zu  unterbreiten. 

Nachdem  die  Abwehr  gesichert  ist,  tritt  die  Frage  über 
das  Endziel  des  Krieges  in  den  Vordergrund,  und  sie  be- 
herrscht das  Gespräch  nicht  bloß  unter  berufsmäßigen 
Politikern.  Über  territorialen  Erwerb  spreche  ich  nicht; 
das  Verlangen  ist  angeregt,  mannigfache  Verhältnisse  werden 
darüber  entscheiden,  aber  die  Grenzerweiterung  war  nicht 
der  deutsche  Zweck  des  Krieges  und  wird  nicht  der  Preis 
sein,  welcher  die  Nation  befriedigt.  Dagegen  darf  ich,  aus 
Wahrnehmung,  als  tiefe  Überzeugung  des  Volkes  bezeich- 
nen, daß  Deutschland  jetzt,  an  Stelle  der  Verträge  mit  den 
süddeutschen  Staaten,  die  Staatseinheit  in  Form  des  Bundes 
gewinnen  werde.  Ein  minderer  Ausgang  würde  zu  den 
schwersten    Täuschungen    zählen.     Das    Volk    mit    seinen 
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großen  Instinkten  setzt  als  vollzogen  voraus,  was  es  eifrig 
erfaßt  hat.  Die  Denkenden  erwägen  jedoch  die  Schwierig- 
keiten, welche  die  zuletzt  doch  prompte  Vertragstreue  der 
beiden  Königreiche  vermehrt  hat.  Denn  von  der  bayeri- 
schen Regierung  gilt  die  Vermutung,  daß  die  Lust  nach  un- 
geminderter  Selbständigkeit  ihren  Eifer  verstärkt  hat. 

Kaum  brauche  ich  zu  sagen,  daß  das  Vertrauen  der 
Meisten  auf  Ew.  Exzellenz  gerichtet  ist,  und  ich  gehöre  zu 
diesen  Meisten.  Wer  die  Ausführung  des  großen  Werkes 
begonnen  hat,  der  ist  zunächst  berufen  und  gewiß  auch 
entschlossen,  sie  zu  vollenden.  Steht  diese  Ihre  Absicht 
fest,  so  zweifele  ich  keinen  Augenblick,  daß  das  Ende  des 
gegenwärtigen  Krieges  uns  die  Staatseinheit  bringt.  Die 
Frage  lautet  dann  nicht:  ob,  sondern  wie  die  Schwierig- 
keiten zu  überwinden  seien.  Die  wir  aus  inniger  Über- 
zeugung die  Staatseinheit  für  den  allein  würdigen  Ausgang 
des  Nationalkrieges  halten,  werden  natürlich  nicht  ermüden, 
unsere  Dienste  unter  allen  Umständen  dieser  großen  Sache 
zu  widmen.  Aber  unsere  Arbeit  würde  doppelt  fruchtbar 
sein  und  ließe  sich  vielleicht  zweckmäßig  regeln,  wenn  wir 
über  Art  und  Inhalt  uns  in  Übereinstimmung  mit  Ihnen 
wüßten.  Dies  hat  in  mir  den  Entschluß  hervorgerufen  - 
und  Freunde  haben  den  Schritt  gebilligt  —  bei  Ew.  Exzellenz 
direkt  anzufragen,  inwieweit  Sie  die  Bestrebungen  gutheißen, 
welche  die  bundesstaatliche  Einheit  Deutschlands  als  un- 
mittelbaren Erfolg  des  Krieges  hervorkehren,  und  ob  Sie 
ferner  eine  gewisse  Verständigung  über  den  äußeren  Be- 
trieb dieser  Bestrebungen  für  wünschenswert  erachten. 
Von  mir  selbst  und  vielen  Freunden  hier  und  im  Süden 
darf  ich  versichern,  daß  Sie  uns  zu  jeder  Anstrengung  be- 
reit finden  werden. 

Ich  unterlasse  für  heute  absichtlich,  auf  sachHche  Einzel- 
heiten einzugehen. 

13.  Gesandter  Baron  Perglas  an  Graf  Bray.     Berlin,  August  15. 

Brau  i50-J51. 

..})  Es  wäre  verfrüht,  wenn  ich  versuchte,  über  diese  Zu- 
kunft die  Auffassung  des  preußischen  Kabinetts  zu  erholen, 
und  ohnedies  schwierig,  da  Graf  Bismarck  abwesend  ist. 
Der  Grundsatz  aber  steht  im  Auswärtigen  Amte  fest  und  ist 


1)  Anfang  fehlt  in  der  Vorlage. 
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mir  geäußert  und  betont  worden,  daß  Deutschland  aus  dem 
Kriege  nicht  weniger  stark  und  nicht  weniger  gesichert  her- 
vorgehen dürfe  als  vorher,  im  Gegenteil  kräftiger  und  mehr 
gesichert,  denn  nicht  den  Vorwurf  der  Völker  in  Deutsch- 
land dürfen  die  Regierungen  auf  sich  laden,  daß  Gut  und 
Blut  geopfert  wurde  ohne  Entgelt  und  ohne  Resultat.  „Süd- 
deutschland würde  dann  nicht  wieder  mit  diesem  Patriotis- 
mus mitgehen. 

14.  Gh.  Friedrich  an  JoUy  [August  Mitte]. 

Lorenz  296-297. 

...^)  Wir  Badener  müssen  aber  besonders  vorsichtig  sein, 
da  uns  jeder  Schritt  in  betreff  der  Wiedervereinigung  von 
Elsaß  und  Lothringen  als  eigennützig  ausgelegt  werden 
kann.  Dies  ist  um  so  mehr  zu  befürchten,  als  schon  ganz 
offen  von  der  Vergrößerung  Badens  durch  Elsaß  gesprochen 
wird  und  mir  von  selten  preußischer  Generale  Andeutungen 
in  diesem  Sinne  gemacht  wurden,  welche  kaum  mehr  einen 
Zweifel  darüber  aufkommen  lassen,  daß  diese  Absicht  be- 
steht. —  Sie  kennen  meine  Anschauungen  in  betreff  einer 
kräftigen  Gestaltung  Deutschlands  unter  Preußens  Führung 
genau  genug,  um  überzeugt  zu  sein,  daß  ich  dem  Ge- 
danken, die  süddeutschen  Staaten  durch  Gebietserweite- 
rungen für  ihre  Teilnahme  am  Kriege  zu  entschädigen,  für 
einen  großen  Fehler  und  daher  für  ein  Unglück  im  Inter- 
esse einer  besseren  Gestaltung  Deutschlands  erachte.  Es 
würde  das  die  Schwierigkeiten,  unter  denen  wir  bisher  zu 
kämpfen  hatten,  nur  vergrößern  und  eine  große  Gefahr  für 
die  Zukunft  schaffen.  Wenn  Deutschland  durch  die  nun 
von  Frankreich  zurückeroberten  Provinzen  künftig  ver- 
größert werden  soll,  müssen  diese  Provinzen  unter  preußi- 
sche Oberhoheit  gestellt  werden,  oder  falls  sie  einen  ge- 
wissen Grad  von  Selbständigkeit  behalten  sollen,  könnte 
Preußen,  d.  h.  der  Kaiser,  einen  Statthalter  bestellen,  der 
unter  Berücksichtigung  ihrer  Eigentümlichkeiten  diese  Pro- 
vinzen selbständig  zu  regieren  hat.  Nur  dann  ist  zu  er- 
warten, daß  auch  die  übrigen  süddeutschen  Staaten  zu 
einem  engeren  Anschluß  an  den  Norden  bewegt  werden 
können  und  daß  jeder  verwerfliche  Partikularismus  gründ- 
lich überwunden  bleibt. 


1)  Anfang  fehlt  in  der  Vorlage. 
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15,  Gesandter  Baron  Perglas  an  Graf  Bray.    Berlin,  August  21. 

Bray  151. 

Selbst  auf  neutraler  Seite,  ich  höre  es,  kann  man  noch 
nicht  fassen,  daß  nach  dem  Siege  Preußen  nach  Hause 
gehen  soll,  indem  es  seine  frühere  Politik  abdanke,  die  der 
Absorption  von  Süddeutschland,  und  in  mehr  bestimmter 
Form  dessen  Selbständigkeit  verbriefe,  ohne  für  sich  reelle 
Vorteile  zu  erwerben!  Dies  erscheint  eine  politische  Un- 
möglichkeit, wenn  auch  alle  Mäßigung  und  Weisheit  des 
Siegers  obwalten  sollte. 

Ob  nun  Bayern  bei  voller  Uneigennützigkeit  für  sich 
besser  zu  verfahren  vermeint,  als  indem  es  sich  bei  den 
durch  die  Verhältnisse  gebotenen  Territorialerwerbungen 
beteiligt,  ist  mir  nicht  gestattet  zu  entscheiden.  Immerhin 
wird  von  der  bayrischen  Regierung  die  Strömung  in  Deutsch- 
land zu  erwägen  sein,  die  auch  jetzt  noch  eine  politische 
Einigung  zwischen  dem  Süden  und  Norden  anstrebt,  unter 
einer  starken  (preußischen)  Zentralgewalt,  welche  eine 
„Selbständigkeit  Bayerns"  tatsächlich  nicht  zulassen  möchte. 

Die  Aufgabe  Bayerns  wird  erheischen,  dieser  Strömung 
zu  widerstehen,  und  ich  meine,  daß  man  Preußen  ermög- 
lichen und  erleichtern  müsse,  sich  als  Frucht  des  Krieges 
und  der  Siege  deutscher  Waffen  die  Stellung  endgültig  zu 
erringen,  mit  welcher  es  die  Existenz  eines  selbständigen 
Süddeutschlands  vereinigen  könne.  Es  wird  hierbei  für 
Bayern  ein  Hauptpunkt  in  Erwägung  kommen,  den  ich  von 
meinem  Standpunkte  zu  bezeichnen  etwa  berechtigt  bin, 
nämlich  daß,  für  den  Fall  Graf  Bismarck  auf  eine  gewisse 
Territorialabtretung  Frankreichs  nicht  verzichten  will  und 
kann,  das  Großherzogtum  Baden  willfährig  die  Stellung 
nehmen  müßte,  die  man  hier  vermeint  an  Bayern  verleihen 
zu  sollen. 

16.  Kp.  Albert  an  K.  Johann  v.  Sachsen.    Jeandeiize,  August  22. 

Hassel,  K.  Albert  2,  392-393. 

...Bismarck  begann  damit,  daß  bereits  indirekte  Friedens- 
anträge an  Preußen  gelangt  seien,  ebenso  Vermittiungs- 
vorschläge  von  Österreich,  Rußland  und  Italien  in  Aussicht 
stünden,  und  zwar  zugunsten  des  Feindes.  Nun  habe  sein 
König  zwar  das  Recht,  allein  Frieden  zu  schließen,  wolle 
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aber  bei  dieser  wichtigen  Gelegenheit  nicht  handeln,  ehe 
er  seine  Bundesgenossen  gehört  habe.  Er  will  daher  alle 
nord-  und  süddeutschen  Fürsten  in  einem  Fürstenkongreß 
um  sich  versammeln,  ehe  er  Bedingungen  stellt  oder  akzep- 
tiert. Sollte  ein  europäischer  Kongreß  vorgeschlagen  wer- 
den, so  werde  auch  dieser  nicht  eher  beschickt  werden, 
als  bis  die  deutschen  Fürsten  gehört  seien.  Im  Falle  es 
den  deutschen  Fürsten  zu  unbequem  sei,  wolle  er  sich  auf 
den  Bundesrat  beschränken.  Als  Ort  bezeichnete  er  Nancy, 
eventuell  Paris.  Auf  die  Friedensbedingungen  selbst  über- 
gehend, meinte  er,  der  Krieg  müsse  positive  Resultate  er- 
geben, sonst  würde  das  monarchische  Prinzip  geschädigt. 
Als  solche  bezeichnete  er  Abtretung  von  Elsaß  und  Deutsch- 
Lothringen.  Diese  Länder  sollen  im  Besitz  von  Gesamt- 
deutschland verbleiben;  dadurch  werde  sich  ein  näheres 
Verhältnis  von  Nord  und  Süd  am  natürlichsten  herstellen 
lassen.  Hierauf  kam  er  zum  Hauptpunkt;  er  hoffe  bei  der 
erwähnten  Zusammenkunft  die  deutsche  Frage  regeln  zu 
können.  Zu  der  freiwilligen  Einigung  aber  hoffe  er  wesent- 
lich auf  Deine  Hilfe.  Gegen  Preußen  herrsche  immer  noch 
das  Mißtrauen,  es  hege  dynastische  Gelüste;  daher  Du  der 
rechte  Mittelsmann  seiest') 


17.  Gh.  Friedrich  an  JoUy,  August  23. 
Lorenz  308-309  u.  328-330. 

Daß  in  München  und  Stuttgart  die  Generalgouvernements- 
frage keine  günstige  Aufnahme  fand,  habe  ich  zwar  erwartet,  da 
wir  die  Anregung  dazu  gegeben  haben,  aber  bedauert  habe 
ich  doch,  daß  diese  Sache  von  preußischer  Seite  ohne  allen 
Nachdruck  behandelt  wurde.  Es  scheint  mir  daher  sehr 
nötig,  daß  wir  der  preußischen  Regierung  mitteilen,  welche 
Schritte  wir  im  Interesse  dieser  Angelegenheit  getan,  und 
darlegen,  auf  welche  Gesinnungen  wir  dort  gestoßen  sind. 
Die  preußische  Regierung  muß  durchaus  wissen,  daß  ein 
großer  Unterschied  besteht  zwischen  dem  Verhalten  der 
Truppen  Bayerns  und  Württembergs  im  Felde,  und  deren 
Regierungen  zu  Hause,  wo  der  alte  Partikularismus  unter 


1)  „Der  König  antwortete  darauf  umgehend ,  daß  er  gern 
bereit  sein  werde,  zu  einer  solchen  Versammlung  aller  deutschen 
Fürsten  sich  nach  Frankreich  zu  begeben."  v.  Friesen,  Erinne- 
rungen 3,  126. 
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der  Asche  glüht,  und  nur  nicht  zur  Flamme  sich  aufzu- 
richten wagt,  da  die  Macht  der  Ereignisse  dies  nicht  ge- 
stattet.   ^). 

Ihre  Mitteilungen  in  betreff  der  nationalen  Frage  sind  mir 
äußerst  wertvoll.  Zunächst  bin  ich  ganz  mit  Ihnen  einver- 
standen, daß  die  Abgeordneten  in  diesem  Augenblick  jeden 
Versuch  einer  Einwirkung  auf  die  großen  politischen  Ent- 
wicklungsfragen, wie  sie  aus  dem  siegreichen  Vorschreiten 
der  deutschen  Heere  hervorgehen,  sorgfältig  vermeiden 
müssen.  Wir  wissen  zunächst  noch  gar  nicht,  mit  welchen 
Absichten  die  preußische  Regierung  der  Zukunft  entgegen- 
geht; es  liegen  nur  Andeutungen  vor,  welche  auf  gewisse 
Richtungen  schließen  lassen.  Was  wir  aber  bestimmt  wissen, 
das  ist,  daß  Graf  Bismarck  keine  Einmischung  in  seine  Pläne 
gestattet  und  jedenfalls  einem  Vorgehen  einzelner  Partei- 
häupter sehr  entschieden  Halt  gebieten  wird,  gestützt  auf 
die  großartigen  Erfolge  der  vereinigten  Armeen.  Wir  Badener 
müssen  aber  ganz  besonders  vorsichtig  sein  .  .  . 

Ich  begreife,  daß  manche  sich  nun  mit  der  Umarbeitung 
der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  beschäftigen, 
mit  der  Absicht  dadurch  die  Entwicklung  der  Einigungsfrage 
vorzubereiten.  Solche  Arbeit  wird  nicht  verloren  sein,  aber 
vorerst  keinen  Erfolg  haben.  Das  Richtige  scheint  mir  Ihre 
Ansicht  zu  sein.  Es  muß  ein  Staatsvertrag  zwischen  Preußen 
und  Baden  vorbereitet  werden,  der  die  Modalitäten  der 
Einigung  mit  dem  Nordbund  feststellt  und  dadurch  viel- 
leicht einen  wichtigen  Vorgang  für  gleiche  Verträge  Preußens 
mit  Bayern  und  Württemberg  schafft.  Sobald  die  preußi- 
sche Regierung  einen  solchen  von  uns  ausgehenden  Vor- 
schlag annimmt  und  ein  Staatsvertrag  verabredet  und  fest- 
gestellt ist,  würde  die  Berufung  unserer  Kammern  das  Ver- 
tragsverhältnis zur  unwiderruflichen  Tatsache  erheben.  Ein 
künftiger  Reichstag  würde  dann  schon  für  Fortentwicklung 
des  Reichsganzen  zu  sorgen  haben  und  da  träte  die  Auf- 
gabe der  Abgeordneten  in  Wirksamkeit.  Damit  aber  alles 
das  keinem  Widerstand  begegne,  scheint  mir  die  Haupt- 
tätigkeit unserer  nationalen  Abgeordneten  sich  dahin  richten 
zu  sollen,   den  zweifelhaften  Willen  vieler   bayrischen  und 


1)  Es  ist  aus  den  Angaben  von  Lorenz  nicht  ganz  klar  zu 
ersehen,  ob  die  im  folgenden  abgedruckten  Ausführungen  zu 
dem  Briefe  vom  23.  August  gehören:  jedoch  ist  dies  wahrschein- 
lich, und  i'edenfalls  muß  das  Schreiben,  aus  dem  sie  stamme::, 
ungefähr  in  diese  Zeit  fallen. 
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württembergischen  Kollegen  zu  korrigieren  und  auf  die 
bevorstehenden  politischen  Ereignisse  vorzubereiten. 

Sollten  Sie  glauben,  daß  jetzt  schon  bei  der  preußischen 
Regierung  Geneigtheit  vorhanden  ist,  unsern  Eintritt  in  den 
Nordbund  durch  Staatsvertrag  anzubahnen,  so  möchte  ich 
Sie  ersuchen,  alsbald  die  nötigen  Vorbereitung  dafür  ein- 
zuleiten, damit  wir  keinen  Augenblick  verlieren,  um  in  dieser 
wichtigen  Einigungsfrage  fortzuschreiten.  Es  wird  nun  frei- 
lich schwer  sein,  sich  in  diesem  Zeitpunkt  bei  Graf  Bismarck 
Gehör  zu  verschaffen.  Da  wir  aber  in  betreff  der  General- 
gouverneurangelegenheit auf  Wunsch  des  Königs  Verhand- 
lungen mit  unseren  Nachbarn  geführt  haben  und  dabei  auf 
den  bekannten  Widerstand  gestoßen  sind,  so  haben  wir 
nun  eine  ganz  bestimmte  Veranlassung,  von  dieser  Frage 
auf  die  Notwendigkeit  der  baldigen  Regelung  des  Verhält- 
nisses von  Süddeutschland  zum  Nordbund  überzugehen  und 
könnten  damit  einen  genau  formulierten  Antrag  verbinden. 
Wir  können  uns  dabei  auf  die  Selbständigkeit  und  das  Recht 
unseres  Handelns  stützen,  und  uns  auf  die  Leistungen  und 
Opfer  berufen,  welche  wir  schon  seit  Jahren  im  Interesse 
der  Nation  freudig  trügen. 

Ich  freue  mich,  daß  wir  uns  in  diesen  wichtigen  Fragen 
auf  gleichem  Wege  begegnet  sind,  und  hoffe,  daß  wir  bald 
gemeinsam  weitere  politische  Erfolge  erleben  dürfen. 

18.  Graf  Berchem  ^)  an  Graf  Bray.    Bar-le-Duc,  August  24. 

Bray  152. 

...  Ich  habe  im  Auftrag  Seiner  Königlichen  Hoheit  des 
Prinzen  Luitpold  weiter  zu  berichten,  daß  Graf  Bismarck  sich 
dahin  äußerte,  Preußen  und  der  Nordbund  würden  bereit- 
willigst diejenigen  Vorschläge  akzeptieren,  welche  Seine 
Majestät  der  König  von  Bayern  nach  Allerhöchst  Seiner  Be- 
quemlichkeit im  Interesse  einer  engeren  nationalen  Einigung 
zu  machen  sich  etwa  veranlaßt  sehen  würden.  Preußen 
und  der  Norddeutsche  Bund  verzichteten  aber  darauf,  auf 
diese  Entschlüsse  irgendwelche  Pression  zu  üben,  indem 
ein  für  Norddeutschland  günstig  gestimmtes  Bayern  der 
nationalen  Sache  mehr  nütze,  als  ein  widerwillig  in  nähere 
Beziehung  gebrachtes  Land.  .  .  . 

Aus^)  einem  Gespräche  mit  dem  bei  Seiner  Majestät  dem 


1)  Generaladjutant  des  Prinzen  Luitpold  von  Bayern. 

2)  Das  folgende  aus  einem  zweiten  Briefe  von  demselben  Tage. 
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König  von  Preußen  sehr  einflußreichen  Tresckow  entnehme 
ich,  daß  man  allerdings  eine  größere  militärische  Einigung 
unter  den  deutschen  Staaten  wünschen  würde,  daß  man 
aber  auf  die  politische  Annäherung  -  innerhalb  der  Militär- 
partei —  um  so  weniger  Wert  legt,  als  man  nicht  hofft,  die- 
selbe aus  den  konservativen  Kreisen  angeboten  zu  erhalten. 
Die  radikalen  Elemente  will  man  aber  um  keinen  Preis  ver- 
mehren. 

19.  Jolly  an  Gh.  Frledrfch,  August  25. 
Lorenz  330. 

Er  beabsichtige ,  „die  Frage  der  künftigen  Gestaltung 
Deutschlands  in  Form  einer  Denkschrift  bei  dem  Bundes- 
kanzler Grafen  Bismarck  zur  Sprache  zu  bringen".  Er 
übersende  den  Entwurf  dazu. 

20.  Gh.  Friedrich  an  Jolly.    Lampertsheim,  August  29. 

Lorenz  297,  330,  404. 

Der  Großherzog  habe  mit  Vergnügen  von  Jollys  in  Nr.  19 
geäußerter  Absicht  Kenntnis  genommen.  Er  sei  mit  dem 
größten  Teile  der  Denkschrift  einverstanden,  wünsche  aber 
schärfer  den  Plan  eines  Ländertausches  zurückgewiesen 
zu  sehen,  der  von  mehreren  Seiten  her  drohe. 

Bei  Besprechung  der  Frage,  ob  die  eroberten  franzö- 
sischen Gebietsteile  zu  einem  neutralen  unabhängigen  Staate 
umgestaltet  werden  sollten,  der  die  Sicherung  Deutschlands 
vor  künftigen  Kriegsgelüsten  Frankreichs  herbeiführen  soll, 
dürfte  vielleicht  erwähnt  werden,  daß  ein  solcher  Gedanke, 
welcher  schon  vielfach  aufgestellt  wurde  und  einigermaßen 
dem  Luneviller  Frieden  entspricht,  immerhin  eine  gewisse 
Berechtigung  hat,  insofern  er  diesen  Landesteilen  eine 
Selbständigkeit  gewährt,  welche  Deutschland  ihre  Freund- 
schaft für  die  Zukunft  viel  mehr  sichert  als  eine  Eroberung, 
und  noch  den  Vorzug  hätte,  daß  das  Einverständnis  der 
übrigen  Großmächte  leichter  zu  erreichen  wäre.  Auf  die 
Erwähnung  dieses  Gesichtspunktes  würde  ich  aus  dem 
Grunde  einen  gewissen  Wert  legen,  weil  er  gestattet,  den 
Gegensatz  um  so  schärfer  auszusprechen,  das  heißt  die  von 
uns  gewünschte  Aneignung  der  eroberten  Provinzen  durch 
Preußen.  Es  könnte  dann  bloß  von  der  Alternative  die 
Rede  sein:  Vergrößerung  Preußens  im  Süden,  oder  Bildung 
eines  neuen  neutralen  Staates,  wie  Belgien  zwischen  Deutsch- 
land und  Frankreich.    Dann  könnten  wir  immerhin  sagen, 

Brandenburg:  Gründung  des  deutschen  Reiches.  2 
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der  schon  aufgetauchte  Gedanke,  Baden  durch  Elsaß  zu 
vergrößern,  resp.  zu  entschädigen,  widerstrebe  unseren  An- 
schauungen in  betreff  der  künftigen  definitiven  Gestaltung 
Deutschlands  und  wir  sprechen  in  diesem  hohen  Interesse 
den  dringenden  Wunsch  aus,  daß  wenn  dieser  Gedanke 
wirklich  in  den  Absichten  des  Bundeskanzlers  liegen  sollte, 
aus  den  Gründen  Abstand  davon  genommen  werden  sollte, 
die  Sie  in  Ihrer  Denkschrift  anführen.  Die  bestimmte  Be- 
tonung dieser  unserer  Wünsche  und  Gesinnungen  scheint 
mir  deshalb  nötig,  weil  ich  wiederholt  vernehme,  man  glaube 
in  maßgebenden  Kreisen  verpflichtet  zu  sein,  die  süd- 
deutschen Staaten  für  ihre  nationale  Gesinnung  zu  belohnen, 
d.  h.  entschädigen  zu  sollen.  Wenn  wir  also  diese  Art 
Kompensation  recht  entschieden  im  voraus  ablehnen  und 
das  wahre  nationale  Gesamtinteresse  recht  hoch  halten,  so 
können  wir  auch  dazu  beitragen,  Bayern  und  Württemberg 
mit  in  diese  Bahn  zu  führen  und  etwaige  derartige  Ge- 
lüste im  Keim  zu  ersticken.  Auf  Grund  solcher  Selbst- 
verleugnung, die  ich  noch  lieber  Selbstachtung  nennen 
möchte,  könnten  wir  denn  auch  um  einen  Schritt  weiter  in 
den  Vorschlägen  gehen,  welche  wir  dem  Bundeskanzler 
nach  Maßgabe  Ihrer  Denkschrift  vorlegen.  .  .  . 

Graf  Bismarck  wird  es,  wie  ich  glaube,  nicht  ungern 
sehen,  daß  die  Kaiserfrage  von  einem  süddeutschen  Staate 
angeregt  wird  und  dürfte  dann  auch  allen  übrigen  Äuße- 
rungen ein  geneigtes  Gehör  schenken.  .  .  . 

Der  Großherzog  bitte  nach  Vornahme  der  vorgeschlage- 
nen Änderungen  um  Abschrift  des  endgültigen  Entwurfes, 
die  er  dem  Kronprinzen  senden  wolle.  Auch  an  den  König 
werde  er  schreiben,  um  in  dieser  für  unsere  deutsche  Zu- 
kunft so  wichtigen  Frage  rechtzeitig  alles  zu  tun,  was  zur 
Abwendung  kapitaler  Fehler  geschehen  muß. 

21.  Jolly  an  Gh.  Friedrich,  August  31. 

Lorenz  330. 

Übersendet  die  fertiggestellte  Denkschrift  {s.  Nr.  24). 

22.  Badische  Regierung  an  den  Gesandten  v.  Mohl  in  München, 
August  31. 

Meyer  55—56. 

Es  wird  ausgeführt ,  „daß  im  Frieden  der  Erwerb  des 
Elsaß   und  eines   Teiles    von   Lothringen   erstrebt  werden 
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müsse.  Dieser  sei  durch  die  frühere  Zugehörigkeit  der  be- 
treffenden Länder  zu  Deutschland  sowie  durch  das  Nationa- 
litätsprinzip gerechtfertigt.  Er  würde  außerdem  wesentlich 
zu  der  Sicherung  Deutschlands  gegen  französische  Angriffe 
beitragen  und  liege  deshalb  namentlich  auch  im  Interesse 
solcher  Staaten,  welche  Besitzungen  auf  dem  linken  Rhein- 
ufer hätten.  Gegen  den  Erwerb  würde  die  Schwierigkeit 
der  Verteilung  geltend  gemacht.  Es  sei  vorgeschlagen,  die 
erworbenen  Gebietsteile  unter  Preußen,  Bayern  und  Baden 
zu  verteilen,  Württemberg  aber  durch  die  Abtretung  bay- 
rischer und  badischer  Gebietsteile  zu  entschädigen.  Eine 
derartige  Verteilung  und  Gebietsaustauschung  entspreche 
aber  den  modernen  Staatsanschauungen  nicht.  Die  Be- 
völkerung der  abzutretenden  Gebiete  sei  durch  die  lang- 
jährige Vereinigung  mit  Frankreich  an  großstaatliches  Leben 
gewöhnt.  Sie  würde  sich  daher  nur  in  einem  Großstaate 
wohlfühlen.  Deshalb  müßten  die  betreffenden  Länder  an 
Preußen  kommen,  welches  dadurch  eine  süddeutsche  Macht 
würde." 

Aus  dem  Kriege  müsse  ein  geeinigtes  Deutschland  her- 
vorgehen. „Die  süddeutschen  Staaten  hätten  entweder  sich 
dem  norddeutschen  Bunde  mit  der  jetzigen  oder  einer  ähn- 
lichen Verfassung  anzuschließen,  oder  es  wäre  ein  neuer 
engerer  Bund  mit  einer  starken  Zentralgewalt  und  einem 
Parlament  zu  schaffen.  Den  größeren  Staaten,  z.  B.  Bayern 
und  Sachsen  könnten  gewisse  Zugeständnisse  an  politi- 
schen Ehrenrechten  gemacht  werden.  Es  sei  endlich  die 
Frage  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  für  das  Oberhaupt  dieses 
Bundes,  der  das  ganze  Deutschland  und  drei  kleine  König- 
reiche umschließe,  der  Königs-  und  Präsidententitel  genüge 
oder  die  Annahme  des  Kaisertitels  geboten  sei."^) 

23.  Bismarck  an  Delbrück,  September  1.   (T.) 

Delbrück  2,  409. 

Er  beauftragt  Delbrück,  in  Dresden  mit  dem  Minister 
von  Friesen  die  Zukunft  der  eroberten  und  im  Frieden 
festzuhaltenden  französischen  Gebietsteile  zu  besprechen, 
und  ausdrücklich  zu  sagen,  daß  Preußen  sie  nicht  für  sich 
begehre. 


1)  Nach  Lorenz  332  erging  ein  entsprechendes  Schreiben  an 
alle  Vertreter  Badens  an  den  deutschen  Höfen. 
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24.  Denkschrift   der  Badischen  Regierung  für   den  Bundeskanzler, 
September  2. 

Meyer  53—55.    Baumgarten-Jolly  175—176. 

Es  „wird  zunächst  der  Wunsch  ausgesprochen,  daß 
Deutschland  gegen  künftige  französische  Bedrohung  durch 
eine  entsprechende  Abtretung  französischen  Gebietes 
gesichert  werde"  ^). 

„Es')  ist  daher  die  Grenze  zurückzuschieben,  soweit  es 
die  militärischen  Erfolge  und  die  politischen  Verhältnisse 
zulassen.  Das  zu  gewinnende  Gebiet  ist  nicht  zu  einem 
neutralen  Staat  zu  erheben,  sondern  mit  Deutschland  zu 
verbinden,  aber  nicht  etwa  mit  Baden,  das  durch  eine 
solche  Vergrößerung  mit  einer  unlösbaren  Aufgabe  be- 
lastet würde,  und  das  seinen  Lohn  für  die  gebrachten 
Opfer  in  dem  Sieg  der  nationalen  Sache  und  in  der  zu  er- 
langenden Sicherheit  findet.  Ebensowenig  darf  Bayern 
vergrößert  werden,  weil  dadurch  die  Herstellung  einer 
deutschen  Gesamtverfassung  erschwert,  der  Keim  eines 
neuen  Dualismus  geschaffen  und  dem  Süden  nicht  die 
wünschenswerte  Sicherheit  gegeben  würde.  Vielmehr  ist 
das  zu  erwerbende  Gebiet  mit  Preußen  zu  verbinden,  wo- 
durch nicht  nur  die  größte  Sicherheit  erreicht,  sondern 
auch  die  deutsche  Frage  gelöst  wird.  Denn  wenn  Preußen 
süddeutscher  Staat  wird,  ist  die  Teilnahme  des  Südens  an 
dem  zu  gründenden  deutschen  Reiche  selbstverständlich." 

Die^)  zweite  Frucht  des  Krieges  müsse  die  völlige  Frei- 
heit Deutschlands  bei  seiner  inneren  Konstituie- 
rung sein. 

Die  Großherzogliche  Regierung  setzt  voraus,  die  König- 
lich Preußische  Regierung  werde  die  Vereinigung  aller 
deutschen  Staaten  zu  einem  politischen  Ganzen  zunächst 
durch  Staatsverträge  mit  den  einzelnen  süddeutschen  Staaten 
einleiten,  und  sie  ist,  ohne  die  entgegenstehenden,  übrigens 
durch  die  Macht  der  Verhältnisse  wohl  zu  überwindenden 
Schwierigkeiten  zu  verkennen,  doch  der  Ansicht,  daß  der 
natürlichste  Weg   der  Anschluß  an  das  bereits  Bestehende 


1)  Der  erste  Satz  nach  Meyer  55. 

2)  Das  folgende  aus  Boumgarten-Jolly;  aus  dem  dort 
Gesagten  im  Vergleich  mit  Meyers  Angaben  geht  hervor,  daß 
nicht  der  volle  Wortlaut  sondern  ein  sich  an  diesen  anlehnender 
Auszug  gegeben  wird.  Meyers  Auszug  ist  kürzer,  aber  sachlich 
übereinstimmend. 

3)  G.  Meyer,  56f 
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ist,  also  Eintritt  der  Südstaaten  in  den  Norddeut- 
schen Bund  und  dadurch  Erweiterung  desselben  zu  einem 
allgemeinen  deutschen  Bunde,  wobei  die,  sei  es  für 
das  Ganze,  sei  es  für  einzelne,  in  exzeptioneller  Stellung 
sich  befindende  Staaten,  nötig  erscheinenden  Modifikationen 
vorbehalten  oder  auch  in  allgemeinen  Umrissen  vertrags- 
weise festgesetzt  werden  mögen.  Die  schließliche  Fest- 
stellung der  Bundesverfassung  hätte  wohl  durch  Verein- 
barung mit  einem  von  allen  deutschen  Staaten  beschickten 
Reichstage  zu  erfolgen. 

Die  Wiederherstellung  der  Kaiserwürde,  zu  wel- 
cher mitzuwirken  die  Großherzogliche  Regierung  ihrerseits 
gern  bereit  ist,  könnte,  sei  es  beim  Beginn,  sei  es  zum 
Schlüsse  des  Werkes,  sicher  in  Volkskreisen,  wahrschein- 
lich aber  nicht  ausschließlich  in  diesen,  zu  dem  Gelingen 
beitragen  und  die  Erreichung  des  Zieles  erleichtern. 

Im  übrigen  ist  die  Großherzogliche  Regierung  bereit, 
in  den  norddeutschen  Bund  mit  seiner  dermaligen 
Verfassung  einzutreten,  hält  aber  in  den  spezifisch 
politischen  Beziehungen  (in  den  diplomatischen  und  militäri- 
schen Angelegenheiten)  eine  Stärkung  der  Bundeszentral- 
gewalt  bei  strenger  Festhaltung  der  Selbständigkeit  der 
Einzelstaaten  in  ihren  inneren  Angelegenheiten  für  tunlich 
und  wünschenswert. 

25.  Bismarck  an  Delbrück,  September  5  (T.). 

Delbrück  2,  410. 

Der  König  wünscht,  daß  Sie  auf  kurze  Zeit  in  das  Haupt- 
quartier kommen,  damit  ich  mit  Ihnen  erwäge,  wie  wir  einen 
schicklichen  geschäftlichen  Anlaß  zur  Berufung  des  Zoll- 
parlaments finden,  und  das  Gewicht  dieser  Versammlung, 
einschließlich  des  Reichstags,  zur  Wirkung  auf  die  deutschen 
und  europäischen  Friedensverhandlungen  verwerten. 

26.  Aus  den  Beratungen  des  Württembergischen  Ministerrates, 

September  7  - 10. 

Mittnacht  80-81.  90,  99. 

Die  Minister  „waren  einig  darüber,  daß  die  Zeit  der 
völkerrechtlichen  Verträge  zwischen  den  deutschen  Staaten, 
der  halben  Maßnahmen  und  des  Zuwartens  vorüber,  und 
die  Aufgabe  nunmehr  die  sei,  ein  gesamtdeutsches  Staats- 
wesen mit  Zentralgewalt  und  Parlament,  eine  bundesstaat- 
liche Einigung,  zu  vereinbaren." 
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Es')  erklärte  sich  keine  Stimme  für  einfachen  Eintritt  in 
den  Nordbund  in  der  gegenwärtig  nach  seiner  Verfassung 
ihm  zukommenden  Beschaffenheit. 

„Die  Bestimmungen  der  norddeutschen  Bundesverfassung 
wurden  durchgegangen  und  geprüft,  die  Vorbehalte,  unter 
welchen  Württemberg  sich  anschließen  könnte,  erörtert. 
Bei  dem  Kapitel  „Bundeskriegswesen"  ergaben  sich  zwi- 
schen dem  Kriegsminister,  der  den  Abschluß  einer  der 
Königlich  Sächsischen  ähnlichen  Militärkonvention  im  Auge 
hatte,  und  den  übrigen  Ministern  erhebliche  Meinungs- 
verschiedenheiten nicht.  Die  Frage,  ob  es  zweckmäßig  sei, 
die  erforderlichen  Unterhandlungen  während  des  Krieges 
im  Feldlager  zu  führen,  wurde  erwogen,  aber  bejaht  mit 
Rücksicht  auf  die  günstige  Stimmung  im  Volke,  und  da  ein 
Druck  Preußens  auf  die  Mitkämpfer  im  Kriege  nicht  zu 
befürchten  sei. 

Als  nun  der  Kriegsminister  die  Mitteilung  machte,  er  sei 
am  6.  September  vom  König  beauftragt  worden,  das  Groß- 
kreuz des  Württembergischen  Militärverdienstordens  dem 
Könige  von  Preußen  in  das  Hauptquartier  in  Frankreich 
zu  überbringen,  ermächtigten  ihn  die  Kollegen,  dem  Bundes- 
kanzler, falls  sich  Gelegenheit  biete,  zu  sagen,  daß  die 
württembergische  Regierung  bereit  wäre,  in  Verhandlungen 
über  die  deutsche  Frage  einzutreten." 

In  der  Einzelberatung  wurden  einzelne  Artikel  des  Ab- 
schnittes VII  der  Norddeutschen  Verfassung  [Eisenbahn- 
wesen) als  noch  besonderer  Prüfung  bedürftig  bezeichnet.-) 
Bei  Art.  78  waren  die  Minister  „einstimmig  der  Ansicht, 
daß  an  Stelle  der  Zweidrittelmehrheit  im  Bundesrate  für 
Verfassungsänderungen  mindestens  eine  Dreiviertelmehr- 
heit gesetzt  werden  müsse,  daß  unter  Umständen  auch 
eine  qualifizierte  Mehrheit  im  Reichstage  verlangt  werden 
könnte."'') 

27.   Der  württembergische  Gesandte  in  München  an  das 

Ministerium,  September  8. 

Mittnacht  117,  A.l. 

Graf  Bray  habe  zu  ihm  geäußert,  die  Kaiserwürde  für 
Preußen  werde  unvermeidlich  sein. 


1)  Dieser  Satz  wörtlich  aus  der  Aufzeichnung  des  Ministers 
V.  Geßler  über  die  Beratung,  s.  Mit t nacht  SO,  A.  1. 

2)  S.  90.  3)  S.  99. 
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28.  Gh.  Peter  v.  Oldenburg  an  Gh.  Friedrich,  September  10. 

Jansen  80.  157. 

Er  beglaubigt  den  Staatsrat  Jansen  zu  einer  Bespre- 
chung über  die  durch  den  Eintritt  der  süddeutschen  Staaten 
notwendig  werdenden  Änderungen  der  Norddeutschen  Ver- 
fassung und  gibt  ihm  einige  Denkschriften  darüber  mit. 

29.  Erlaß  des  sächsischen  Ministers  v.  Friesen  an  den  sächsischen 
Gesandten  in  München,  Grafen  Könneritz.    Dresden,  September  10. 

V.  Friesen  3,  132  f 

Eure  Hochgeboren  haben  mehrfach  Gelegenheit  genommen, 
mir  über  den  außerordentHchen  Aufschwung  zu  berichten, 
welchen  die  deutsch-nationale  Bewegung  infolge  der  über- 
wältigenden Fortschritte  der  deutschen  Waffen  im  gegen- 
wärtigen Kriege  auch  im  Süden  Deutschlands  genommen 
hat.  Eine  gleiche  Erscheinung  zeigt  sich  auch  in  dem  Ge- 
biete des  Norddeutschen  Bundes  und  das,  was  hier  wie  dort 
diese  Bewegung  besonders  charakterisiert  und  ihr  eine 
große  und  nicht  zu  verkennende  Bedeutung  beilegt,  ist  der 
Umstand,  daß  sie  nicht  von  einzelnen,  politischen  Parteien 
künstlich  angeregt,  sondern  aus  dem  Gange  der  Ereignisse 
selbst  und  der  allgemeinen  Überzeugung  entstanden  ist,  daß 
die  ungeheueren  Erfolge,  durch  welche  der  größte  und 
mächtigste  Gegner  Deutschlands  auf  lange  Zeit  hin  nieder- 
geschmettert ist,  nicht  bloß  der  Tapferkeit  unserer  Armee, 
nicht  bloß  der  Energie,  dem  Geschicke  und  der  Klugheit 
ihrer  Führer,  sondern  ganz  besonders  und  in  erster  Linie 
der  Tatsache  zu  verdanken  sind,  daß  hier  einmal  alle  rein- 
deutschen Staaten,  und  zwar  in  allen  übereinstimmend  die 
Regierungen  und  die  Völker,  mit  gleicher  Begeisterung  und 
gleicher  Energie  des  Willens  zu  demselben  Zwecke  zu- 
sammenstehen und  daß  hier,  zum  erstenmale  in  der  deutschen 
Geschichte,  die  Gesamtkraft  der  Nation  unter  einer  einheit- 
lichen Leitung  zusammengefaßt  worden,  und  die  fast  sprich- 
wörtlich gewordene  Eifersucht  der  deutschen  Stämme  unter- 
einander sich  nicht  in  gegenseitigem  Mißtrauen  und  in  Zer- 
würfnissen, sondern  einzig  und  allein  in  dem  Eifer  zeigt,  mit 
welchem  ein  jeder  Stamm  sich  bestrebt,  es  den  anderen  an 
hingebender  Tapferkeit  und  todesverachtendem  Mute  gleich- 
oder  zuvorzutun.     Daß   eine   solche  Bewegung  sich   nicht 
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nach  Beendigung  des  Krieges  ohne  weiteres  zur  Ruhe  legen, 
daß  die  nationale  Stimmung  Deutschlands  sich  nicht  mit 
der  Abtretung  einzelner  Teile  von  Frankreich  und  der  Ge- 
währung einer  Kriegskostenentschädigung  begnügen  wird, 
das  bedarf  keines  Beweises.  Es  würde  gegen  die  Natur  der 
Dinge  sein,  wenn  man  sich  dem  Glauben  hingeben  wollte, 
daß  das  deutsche  Volk  nach  den  Erlebnissen  des  Krieges 
wieder  ruhig  in  die  frühere  Zerrissenheit  zurückkehren  und 
durch  die  Beibehaltung  der  Mainlinie  als  einer  unübersteig- 
lichen  Grenze  des  deutschen  Nordens  und  Südens  sich  werde 
befriedigen  lassen.  Selbst  diejenigen  Regierungen,  in  deren 
Staaten  das  nationale  Bewußtsein  noch  nicht  die  Majorität 
der  Bevölkerung  durchdrungen  haben  sollte,  werden  sich 
sagen  müssen,  daß  eine  Enttäuschung  nach  solchen  Erfolgen 
nicht  zu  einer  Schwächung,  sondern  zu  einer  wesentlichen 
Verstärkung  der  nationalen  Bewegung  hinführen  müßte. 
Wenn  Deutschland  jetzt  wieder  auseinander  fallen  sollte, 
dann  würde  dem  aufs  tiefste  verletzten  Ehrgeize  Frankreichs 
die  Aussicht  eröffnet  werden,  durch  eine  geschickte  Wahl 
eines  Kriegsfalles  und  eine  bessere  Vorbereitung  zum  Kriege 
vielleicht  bald  wieder  in  einem  Kampfe  mit  einem  Teile 
Deutschlands  allein  sich  die  heißersehnte  Genugtuung  zu 
verschaffen,  wenn  nicht  inzwischen  schon  das  Schlimmste 
eingetreten  wäre,  und  der  innere  Zwist,  der  dann  unaufhalt- 
sam ausbrechen  würde,  zu  einem  erneuten  Bruderkriege 
zwischen  den  deutschen  Stämmen  und  dadurch  zur  gewalt- 
samen Herstellung  der  Vereinigung  geführt  hätte. 

Es  scheint  daher,  als  ob  für  alle  deutschen  Regierungen 
aus  diesen  Erwägungen  ein  dringender  Anlaß  hervorgehen 
müßte,  nichts  zu  versäumen,  was  zu  einer  definitiven  Rege- 
lung der  deutschen  Frage  entweder  vor  oder  gleichzeitig 
mit  dem  Friedensschlüsse  mit  Frankreich  hinführen  könnte. 

Aber  auch  abgesehen  von  dem  Einflüsse,  welchen  die 
vorstehenden  Erwägungen  auf  die  Entschlüsse  der  Regie- 
rungen jedenfalls  ausüben  müssen,  scheint  der  gegenwärtige 
Zeitpunkt  aus  einem  anderen  Grunde  zu  einer  definitiven 
Regelung  der  deutschen  Verhältnisse  ganz  besonders  ge- 
eignet zu  sein.  Die  gegenwärtige  Bewegung  unterscheidet 
sich  nämlich  von  früheren,  ähnlichen  Bewegungen  ganz 
wesentlich  auch  durch  den  doppelten  Umstand,  daß  sie 
nicht  revolutionär,  d.h.  nicht  gegen  das  monarchische  Prinzip 
gerichtet  ist,  wie  zum  Teil  die  Bewegung  von  1848  und  1849, 
und  daß  sie  auch  nicht  unitarisch,  d.  h.  auf  die  Vernichtung 
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der  einzelnen  Staaten  und  deren  Einverleibung  in  einen  Ein- 
heitsstaat gerichtet  ist,  wie  die  nationalliberalen  Bestrebungen 
der  letzten  Jahre.  Im  Gegenteile  scheint  in  diesem  Augen- 
blicke durch  die  Ergebnisse  des  Krieges  in  der  großen  Ma- 
jorität des  Volkes  die  Überzeugung  begründet  zu  sein,  daß 
die  den  Charakter  Deutschlands  am  besten  entsprechende 
Form  der  Einigung  eine  solche  sei,  in  welche  unter  fester 
Zusammenfassung  der  militärischen  Kräfte  nach  außen  hin 
und  unter  gemeinschaftlicher  Regelung  gewisser,  die  Ge- 
samtheit als  solche  berührender  Angelegenheiten  den  ein- 
zelnen Bundesstaaten  ein  angemessener  Anteil  an  der  Ver- 
waltung dieser  gemeinschaftlichen,  sowie  die  nötige  Selb- 
ständigkeit bei  der  ihnen  verbleibenden  Verwaltung  der  dem 
Bunde  nicht  überwiesenen  Angelegenheiten  sicher  gestellt 
würde.  Es  ist  mit  Bestimmtheit  zu  erwarten,  daß  der  größte 
deutsche  Staat,  Preußen,  dem  naturgemäß  die  militärische 
Führerschaft  zufallen  muß,  gerade  im  gegenwärtigen  Augen- 
blicke um  so  geneigter  sein  wird,  seinen  Bundesgenossen 
freundlich  entgegenzukommen  und  ihnen  die  gewünschte 
Sicherstellung  zu  gewähren,  je  mehr  und  je  unumwundener 
gerade  Preußen  es  wiederholt  anerkannt  hat,  in  wie  hohem 
Grade  die  Erfolge  des  Krieges  auch  der  Mitwirkung  der 
süddeutschen  Staaten  und  der  Tapferkeit  ihrer  Armeen  zu 
verdanken  sind.  Der  lebendige  Eindruck  dieser  Ereignisse, 
das  gegenseitige  Vertrauen,  welches  dadurch  unter  den 
Regierungen  und  Volksstämmen  erweckt  worden  ist,  die 
Achtung  und  Anerkennung,  die  sie  sich  gegenseitig  zollen, 
das  alles  muß  in  diesem  Augenblicke  eine  Verständigung 
wesentlich  erleichtern,  die  zu  anderen  Zeiten  außerordentlich 
schwierig  sein,  dann  aber,  wenn  dieser  Moment  unbenutzt 
vorübergehen,  wenn  die  Hoffnung  des  deutschen  Volkes 
getäuscht  und  dadurch  an  Stelle  des  Vertrauens,  der  Ach- 
tung und  Anerkennung  wieder  Mißtrauen,  Parteizwist  und 
Sucht  zu  gegenseitiger  Verkleinerung  treten  sollte,  auf  lange 
Zeit  hin  geradezu  unmöglich  werden  würde. 

Selbst  die  neueste  Wendung  der  Dinge  in  Paris,  die  Pro- 
klamierung der  Republik,  durch  welche  auch  in  Deutschland 
die  Bestrebungen  der  sozialistischen  und  republikanischen 
Parteien  vielfach  angeregt  und  ermutigt  werden  dürften,  muß 
die  Regierungen  dringend  daran  mahnen,  diesen  Moment 
zur  Herstellung  eines  festen  und  dauernden  Zustands  der 
Dinge  in  Deutschland  nicht  unbenutzt  vorübergehen  zu 
lassen. 
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Es  kann  natürlich  nicht  meine  Absicht  sein,  in  dieser  Be- 
ziehung irgend  welche  bestimmte  Vorschläge  zu  machen 
oder  über  Spezialitäten  auch  nur  eine  Ansicht  zu  äußern, 
ich  habe  nur  auf  Befehl  Seiner  Majestät  des  Königs,  unseres 
Allergnädigsten  Herrn,  dessen  eigenen  Anschauungen  die 
vorstehenden  Erwägungen  entsprungen  sind,  die  Aufmerk- 
samkeit Eurer  Hochgeboren  auf  diesen  Gegenstand  hinzu- 
lenken und  Ihnen  anheimzustellen,  dieselben  bei  nächster 
Gelegenheit  zum  Gegenstand  eines  Gespräches  mit  Seiner 
Exzellenz  Herrn  Grafen  Bray  zu  machen.  Ich  habe  dabei 
kein  Bedenken  dagegen,  daß  Sie  dem  Grafen  Bray  den  In- 
halt dieses  Erlasses  seinem  Wortlaute  nach  mitteilen  und 
sehe  einer  baldigsten  Berichterstattung  über  die  Art  und 
Weise,  wie  letzterer  diese  Mitteilung  aufgenommen  hat,  mit 
lebhaftem  Interesse  entgegen. 


30.    Die  bayrische   Regierung  an  Bismarck,   c.  September  10 
(eingetroffen  September  12). 

Delbrück  413. 

Sie  spricht  „die  Überzeugung  aus,  daß  die  Entwicklung 
der  politischen  Verhältnisse  Deutschlands,  wie  sie  durch 
die  kriegerischen  Ereignisse  herbeigeführt  sei,  es  bedinge, 
von  dem  Boden  völkerrechtlicher  Verträge,  welche  bisher 
die  Süddeutschen  Staaten  mit  dem  Norddeutschen  Bunde 
verbanden,  zu  einem  Verfassungsbündnis  überzugehen.  Sie 
knüpft  daran  den  Wunsch,  daß  der  Präsident  des  Bundes- 
kanzleramts nach  München  entsendet  werden  möge,  um 
über  die  zur  Ausführung  dieses  Gedankens  von  ihr  vor- 
bereiteten Vorschläge  in  Besprechung  zu  treten'.^) 


1)  Auch  in  Berlin  ging  beim  Staatssekretär  v.  Thile  am 
12.  September  ein  Telegramm  der  bayrischen  Regierung  ein,  des 
Inhalts,  „daß  der  Minister  Delbrück  seine  Rückreise  aus  Frank- 
reich über  München  nehmen  möge"  (v.  Friesen  3,  136).  In  dem 
obigen  oder  einem  ergänzenden  Aktenstück  muß  die  bayrische 
Regierung  auch  die  bestimmte  Frage  gestellt  haben,  ob  Preußen 
in  eine  gründliche  Umgestaltung  des  Norddeutschen  Bundes 
willigen  oder  dessen  Verfassung  im  wesentlichen  unverändert 
aufrechterhalten  wissen  will.  Auch  scheint  neben  der  Entsendung 
Delbrücks  die  Möglichkeit  einer  Entsendung  bayrischer  Vertreter 
ins  Hauptquartier  angedeutet  worden  zu  sein.    Vgl.  darüber  Nr.  32. 
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31.  Entwurf  Eduard  Laskers  für  die  Bayern  bei  seinem  Eintritte  in 

den  Norddeutsclien  Bund  zu  machenden  Zugeständnisse  ^). 

[Um  September  10.] 

Deutsche  Revue  17,  3,  289-290,  cf.  Meyer  58-59. 

I. 

Art.  4  der  Norddeutschen  Bundesakte  soll  keine  Restrik- 
tionen erleiden,  dagegen  dürfte  es  keinen  wesentlichen 
Schwierigkeiten  unterliegen,  die  Stimmenzahl  Bayerns  im 
Bundesrat  auf  die  doppelte  der  nächst  größten  Staaten  zu 
erhöhen,  also  etwa  auf  8  zu  bestimmen,  vorausgesetzt,  daß 
auch  die  Stimmzahl  Preußens  dahin  erhöht  wird,  daß 
seine  künftige  Stimmzahl  zur  künftigen  Gesamtheit  im 
bisherigen  Verhältnis  bleibe. 

II. 

Art.  19  (Bundesexekution)  soll  zwar  nicht  auf  Bayern  un- 
anwendbar erklärt,  aber  gleichzeitig  mit  dem  Beitritt  Bayerns 
in  einer  Weise  geändert  werden,  daß  geeigneter  Schutz 
gegen  willkürliche  Handhabung  den  Einzelstaaten  ge- 
geben ist. 

III. 

(Reservat  wegen  Bier-  und  Branntweinsteuer.) 

IV. 
Art.  41  der  norddeutschen  Bundesverfassung  wird  dahin 
modifiziert,  daß  Eisenbahnen  für  Rechnung  des  Bundes  in 
Bayern  ohne  Zustimmung  der  bayrischen  Regierung  zwar 
auf  Grund  eines  Bundesgesetzes  im  Interesse  der  Verteidi- 
gung des  Bundesgebietes,  nicht  aber  im  Interesse  des  ge- 
meinsamen Verkehrs  errichtet  werden  können. 

V. 
Sofern  Bayern  seine  Post  und  Telegraphie  den  Vorschriften 
des  Bundes  gemäß  einrichtet  und  verwaltet,  wird  dagegen, 
daß  es  diese  Anstalten  selbständig  behält,  keine  prinzipielle 
Erinnerung  gemacht,  wenn  sich  die  Maßregel  als  ohne 
Schädigung  der  Gemeinsamkeit  technisch  durchführbar  her- 
ausstellt. 


1)  Dieser  Entwurf  ist  nicht  in  seinem  vollen  Wortlaute  be- 
kannt, sondern  nur  in  einem  für  Bismarck  gefertigten  und  von 
diesem  an  Bamberger  mitgeteilten  Auszuge.  Darin  sind  offen- 
bar die  Ausführungen  über  weniger  wichtige  oder  zu  keinen 
Differenzen  Anlaß   gebenden  Punkte  {wie  Art.  III)  fortgelassen. 
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VI. 

In  Beziehung  auf  das  Bundeskriegsgesetz  ist  festzuhalten, 
daß  die  Gesetzgebung  und  die  Lasten  sowohl  für  den  Staat 
als  für  den  Einzelnen  in  Bayern  dieselben  wie  sonst  im 
Bunde  sein  müssen,  wogegen  im  übrigen  die  Vereinbarung 
zwischen  den  zwei  Monarchen  über  die  Bayern  in  dieser 
Branche  einschließlich  des  Festungsbaues  einzuräumenden 
besonderen  Befugnisse  bei  der  Legislative  keinen  Schwierig- 
keiten begegnen  dürften. 

vn. 

Art.  68  (Kriegsstandserklärung)  soll  zwar  auf  Bayern  An- 
wendung finden,  jedoch  wird  die  Forderung  als  zurecht- 
bestehend  anerkannt,  daß  das  darin  vorgesehene  Bundes- 
gesetz gleichmäßig  mit  dem  definitiven  Eintritt  Bayerns  er- 
lassen werde. 

VIIL 

Die  Vorschriften  der  Regulierung  des  Bundesbudgets  sind 
mit  den  Bayern  schließlich  gewährten  Sonderrechten  in 
Übereinkunft  zu  bringen. 

IX. 

Gegen  eine  entsprechende  Modifikation  des  Art.  75  (Hoch- 
verratsbehandlung usw.)  wird  nichts  erinnert,  ebensowenig 
gegen  einen  Vorbehalt,  daß  Abschnitt  2,  Art.  76  (Verfassungs- 
streitigkeiten in  einem  Bundesstaat)  nur  dann  Anwendung 
auf  Bayern  finden  soll,  wenn  Regierung  und  Landes- 
vertretung zugleich  auf  Vermittlung  durch  den  Bund 
antragen. 

X. 

Den  Bedenken  zu  Art.  78  (Verfassungsänderungen)  soll 
dadurch  abgeholfen  werden,  daß  für  Verfassungsänderungen 
eine  größere  Mehrheit  im  Bundesrat  bestimmt  und  außer- 
dem Bayern  gegen  solche  Änderungen,  wodurch  sein  Stimm- 
recht oder  eines  der  ihm  eingeräumten  Sonderrechte  be- 
rührt wird,  ein  freies  Veto  gegeben  wird^). 


1)  Dieser  Entwurf  wurde  noch  während  der  Anwesenheit  der 
Abgeordneten  in  München,  die  mindestens  bis  zum  14.  September 
währte,  abschriftlich  dem  preußischen  Gesandten  zugestellt, 
s   Deutsche  Revue  17,  3,  293. 
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32.  Denkschrift  der  Bayrischen  Minister  für  die  Verhandlungen  mit 
Delbrück,  September  12. 

Braij  136-139. 

Der  im  Jahre  1866  geschaffene  Zustand  war  ein  provi- 
sorischer. Er  verdankte  seine  Entstehung  einer  doppelten 
Einwirkung:  den  preußischen  Siegen  und  dem  im  Prager 
Frieden  ausgesprochenen  Widerwillen  Frankreichs  und 
Österreichs  gegen  die  Ausdehnung  der  schon  so  erweiter- 
ten preußischen  Machtsphäre  (iber  Süddeutschland.  So  ent- 
stand—mit mehr  politischer  als  geographischer  Bedeutung  — 
die  Mainlinie.  Eine  Folge  hiervon  war  die  Begründung  und 
Ausbildung  des  „Deutschen  Nordbundes"  in  einer  zum  Ein- 
heitsstaat führenden  Richtung. 

Eine  weitere  Folge  war  die  Abneigung  der  süddeutschen 
Regierungen  und  Bevölkerungen,  in  diesen  Bund  zu  treten, 
sowie  die  politische  Bedenklichkeit  eines  solchen  Eintritts, 
welcher  der  Herbeiführung  einer  Kriegserklärung  Frank- 
reichs gleichgeachtet  werden  mußte. 

Dieses  letztere  Bedenken  ist  infolge  der  ruhmreichen 
und  welthistorischen  Ereignisse  der  letzten  Zeit  verschwunden. 

Dennoch  ist  die  Ablehnung  des  Eintritts  von  Bayern  in 
den  Norddeutschen  Bund  auch  jetzt  noch  die  einzig  richtige 
Politik,  da  es  in  der  Tat  mehr  als  auffallend  wäre,  wenn 
der  Lohn  Bayerns  für  seine  Vertragstreue,  für  seine  wert- 
volle moralische  und  materielle  Hilfe  in  nichts  anderm  be- 
stünde als  in  dem  Beitritt  zu  einem  von  ihm  früher  mit  Recht 
zurückgewiesenen  Bunde. 

Aber  nicht  so  richtig  wäre  es,  sich  überhaupt  ablehnend 
gegenüber  einer  Neugestaltung  Deutschlands  auch  jetzt  noch 
zu  verhalten.  Wenn  es  wahr  ist,  daß  Bayerns  tausendjährige 
Geschichte  stets  auf  eine  Verbindung  mit  Deutschland  hin- 
weist, daß  ferner  in  der  jetzigen  Zeit  für  isolierte  Staaten, 
wenn  sie  im  Widerspruche  mit  dem  mächtig  wirkenden 
Nationalitätsprinzipe  stehen,  im  europäischen  Staatensystem 
kein  Raum  ist,  so  wird  selbst  der  Zwang  zur  Eingehung 
eines  nationalen  Bündnisses  für  Bayern  nicht  aus- 
bleiben, sei  es,  daß  er  von  außen  komme,  sei  es,  daß  man 
dem  inneren  Drängen  nachzugeben  genötigt  werde. 

In  diese  Zwangslage  darf  sich  die  Regierung  nicht  drängen 
lassen;  und  es  empfiehlt  sich  vielmehr  im  jetzigen  Augen- 
blicke, wo  das  Gefühl  der  großen  von  Bayern,  von  seinem 
Könige  und  seinem  Heere  der  nationalen  Sache  geleisteten 
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Dienste  das  öffentliche  Bewußtsein  beherrscht,  die  Be- 
dingungen zu  präzisieren,  unter  welchen  Bayern  geneigt 
wäre,  der  nationalen  Einigung  beizutreten.  Die  zu  machen- 
den Zugeständnisse  und  die  anzustrebende  Stellung  sind 
verschieden,  je  nachdem  Preußen  den  jetzt  bestehenden 
„Nordbund"  fortbestehen  läßt  und  etwa  im  Sinne  des  Ein- 
heitsstaates noch  weiter  ausbildet,  oder  an  eine  einheitliche, 
gleichmäßige  Neugestaltung  ganz  Deutschlands  zu  schreiten 
sich  geneigt  zeigt. 

In  ersterem  Falle  wäre,  wie  bereits  oben  bemerkt,  ein 
Eintritt  jetzt  so  wenig  zu  empfehlen  wie  vor  dem  Kriege. 
Aber  da  das  früher  in  der  französischen  Auffassung  des 
Prager  Vertrags  liegende  Hindernis  nicht  mehr  besteht, 
könnte  und  müßte  an  die  Stelle  des  bisherigen  völkerrecht- 
lichen Bandes,  das  ist  an  die  Stelle  der  Schutz-  und  Trutz- 
bündnisse, eine  staatsrechtliche  und  organische  Verbindung 
Süddeutschlands  mit  dem  Norddeutschen  Bunde  gesetzt 
werden. 

Anders  verhält  es  sich,  wenn  Preußen  zu  dem  Entschlüsse 
gelangt,  den  seit  vier  Jahren  bestehenden  Nordbund  fallen 
zu  lassen,  um  ihn  durch  einen  neuen,  auf  veränderten 
Grundlagen  zu  errichtenden  allgemeinen  deutschen  Bund 
zu  ersetzen.  Im  letzteren  Falle  würde  es  sich  um  den  Bei- 
tritt Bayerns  zu  dem  neuen  Bunde  handeln.  Aber  auch 
dann  müßten  die  Bedingungen  reiflich  erwogen  werden, 
unter  welchen  der  Beitritt  zuzugestehen  wäre,  und  es  würde 
von  der  Konstituierung  des  Bundes  abhängen,  ob  und  in 
welchem  Maße  für  den  nächst  Preußen  größten  deutschen 
Staat  eine  Sonder-  und  Ausnahmestellung  zu  vindizieren  wäre. 

Nachdem  die  oben  erwähnte  alternative  Entscheidung  der 
preußischen  Regierung  als  Vorfrage  sich  darstellt,  hat  der 
treugehorsamst  mitunterzeichnete  Staatsminister  des  Äußeren 
bereits  Anstalt  getroffen,  damit  von  preußischer  Seite  hier- 
über Aufschluß  erteilt  werde.  Mit  dieser  Interpellation  ist 
der  Königlich  preußischen  Regierung  die  sichere  Andeutung 
bereits  erteilt,  daß  Euer  Königlichen  Majestät  Regierung 
sich  mit  der  künftigen  Gestaltung  Deutschlands  beschäftigt, 
und  daß  bei  derselben  die  Geneigtheit  besteht,  sowohl 
selbst  mit  Vorschlägen  hervorzutreten  als  Anträge,  die  an 
sie  gebracht  werden,  ernster  Erwägung  zu  unterziehen. 
Eine  Verbindlichkeit  wurde  dadurch  in  keiner  Weise  und 
nach  keiner  Richtung  übernommen.  Da  mit  Sicherheit  an- 
zunehmen ist,  daß  jede  in  diesem  Sinne  zwischen  Preußen 
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und  Bayern  angeknüpfte  Unterhandlung  in  kürzester  Zeit  be- 
kannt und  in  der  Presse  erwähnt  werden  wird,  ist  schon 
auf  diesem  Wege  dafür  gesorgt,  daß  der  in  der  erregten 
öffentlichen  Meinungsich  kundgebenden  Ungeduld  in  billigem 
Maße  entsprochen  und  Beruhigung  herbeigeführt  werde. 
Dem  Drängen  der  Heißsporne  durch  Überstürzung  zu  ge- 
nügen, kann  weder  Pflicht  noch  Absicht  der  Regierung  sein. 

Als  ein  äußeres  Zeichen  der  Tätigkeit  der  Regierungen 
dürfte  übrigens  in  nicht  ferner  Zeit  das  Eintreffen  des  Mi- 
nisters Delbrück  in  München  oder  die  Einladung  bayrischer 
Bevollmächtigter  in  das  Hauptquartier  König  Wilhelms  zu 
gewärtigen  sein.  Um  auf  letztere  Eventualität  gefaßt  zu 
sein,  dürften  schon  im  voraus  sowohl  die  einer  Umgestal- 
tung Deutschlands  zu  machenden  Zugeständnisse  als  die 
im  Interesse  der  bayrischen  Selbständigkeit  und  Souve- 
ränität zu  nehmenden  0  Krön-  und  Landesrechte  genau  zu 
präzisieren  und  darüber  Euer  Königlichen  Majestät  Aller- 
höchste Beschlußnahmen  einzuholen  sein. 

Zu  dem  ersteren  müßten  nach  des  Mitunterzeichneten  ^) 
unmaßgeblicher  Ansicht  gehören: 

1.  eine  allgemeine  deutsche  Volksvertretung,  deutsches 
Parlament  mit  genauer  Kompetenzbegrenzung; 

2.  eine  nach  gleichen  Grundsätzen  organisierte,  im  Kriege 
als  einheitliches  Ganzes  sich  darstellende  und  wirkende 
deutsche  Heeresmacht. 

Als  Merkmale  und  Bedingungen  der  eigenen  Souveränität 
wären  vorzubehalten: 

1.  das  Recht  der  Vertretung  nach  außen  mit  Einschluß  des 
Rechtes  Verträge  zu  schließen,  soweit  solche  dem  Zwecke 
und  den  Interessen  des  Bundes  nicht  widersprechen; 

2.  die  militärische  Oberherrlichkeit  im  Frieden  über  die, 
einen  für  sich  abgeschlossenen  Körper  bildende  Armee; 

3.  eigene  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Finanzen,  in- 
soweit solche  nicht  durch  spezielle  Bestimmungen  des 
Bundesvertrages  der  Kompetenz  des  Bundes  unterliegen; 

4.  die  selbständige  Leitung  des  Post-,  Eisenbahn-  und 
Telegraphenwesens. 

Bei  obigen  Voraussetzungen  wird  von  der  Annahme  einer 
gründlichen  Umgestaltung  des  Nordbundes  ausgegangen. 

1)  So  bei  Bray  S.  129.  Soll  wohl  heißen:  in  Anspruch  zu 
nehmenden. 

2)  Das  Aktenstück  war  vom  Grafen  Braij  verfaßt,  von  den 
übrigen  Ministem  nachträglich  genehmigt  worden,  s.  Bray  136. 
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Trifft  diese  Annahme  nicht  zu,  und  wird  von  Seiten 
Preußens  an  der  bestehenden  und  seinen  Sonderinteressen 
wohl  zusagenden  Schöpfung  festgehalten,  so  würde  sich 
für  Bayern  zwar  ein  organischer  Anschluß  an  den  Nord- 
bund —  mit  Festhalten  obiger  Richtpunkte  —  ein  Eintritt 
aber  nicht  als  tunlich  und  empfehlenswert  darstellen. 

Die  treugehorsamst  Unterzeichneten  beehren  sich,  die 
obigen  allgemeinen  Grundzüge  Euer  Königlichen  Majestät 
Allerhöchster  Würdigung  und  Beschlußnahme  zu  unter- 
stellen, wonach  sich  die  Grenzen  der  zu  machenden  Zu- 
geständnisse und  Vorbehalte  bei  den  einzelnen  Punkten  er- 
geben werden,  deren  definitive  Formulierung  gleichfalls 
Allerhöchster  Genehmigung  vorbehalten  bleibt. 

33.  Denkschrift  Delbrücks  für  die  Verhandlungen  mit  Bayern. 

September  12  oder  13. 

Delbrück  414. 

Sie  enthält  „im  ganzen  ein  Bild  dessen,  was  durch  die 
Versailler  Verträge  geworden  ist."  Am  Schlüsse  begründet 
Delbrück  „die  unabweisbare  Notwendigkeit  für  den  König, 
sich  zur  Annahme  der  Kaiserwürde  zu  entschließen."  Dies  sei 
ein  „im  Interesse  des  Vaterlandes  unvermeidliches  Opfer"  ^). 

34.  Berichte  des  Gesandten  v.  Mohl  an  die  Badische  Regierung. 
München,  September  12-14. 

Meyer  57. 

Man  fasse  in  München  drei  Möglichkeiten  ins  Auge: 
„Eintritt  in  den  norddeutschen  Bund  oder  Ausdehnung  der 
gemeinsamen  Gesetzgebung  mit  Erweiterung  der  Befug- 
nisse des  Zollparlaments  und  gleichzeitig  größerer  Einheit 
im  Militärwesen,  oder  endlich  Gründung  eines  neuen,  ganz 
Deutschland  umfassenden  Bundes." 

35.  Badischer  Minister  v.  Freydorf  an  den  preußischen  Gesandten 
in  Stuttgart  v.  Rosenberg.    Karlsruhe,  September  13. 

Meyer  57. 

Er  erklärt  anläßlich  der  Reise  des  Herrn  v.  Suckow  ins 
Hauptquartier  „Baden  empfinde  keine  Eifersucht  und  lasse 

1)  Die  Denkschrift  wurde  nach  Delbrücks  Angabe  am  15.  Sept. 
im  ganzen  genehmigt;  jedoch  machte  der  König  in  militärischer 
Beziehung  Vorbehalte  und  lehnte  eine  Äußerung  über  den  Kaiser- 
titel ab.    Genaueres  über  den  Inhalt  ist  nicht  bekannt. 
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dem  württembergischen  Minister  freies  Feld.  Im  Gegenteile, 
es  werde  auch  von  der  badischen  Regierung  für  das  Beste 
erachtet,  wenn  eines  der  Königreiche  in  der  deutschen  Frage 
die  Initiative  ergreife^*. 

36,    Sächsischer  Gesandter  Graf  Könneritz  an  Minister  v.  Friesen. 

München,  September  13. 

V.  Friesen  3,  135. 

„Er  habe  dem  Grafen  Bray  den  Erlaß  vom  10.  September 
{Nr.  29)  mitgeteilt,  und  dieser  habe  nach  Durchlesung  des- 
selben ihm  erklärt,  daß  er  mit  allen  darin  niedergelegten 
Gedanken  und  Erwägungen  im  Prinzipe  und  insbesondere 
darin  vollkommen  einverstanden  sei,  daß  es  sehr  schwer 
sein  werde,  der  nationalen  Bewegung  keine  Rechnung  zu 
tragen,  und  daß  der  gegenwärtige  Zeitpunkt  als  der  geeignetste 
angesehen  werden  müßte,  um  an  die  Reorganisation  Deutsch- 
lands zu  denken.  Es  komme  daher  zunächst  darauf  an,  zu 
wissen,  was  Preußen  eigentlich  wolle:  „In  den  unveränder- 
ten Nordbund  treten  wir  keinesfalls  ein."  Anders  würde  es 
sich  verhalten,  wenn  man  letzteren  in  passender  Weise  refor- 
mieren, oder  wenn  der  Nordbund  unter  Beibehaltung  seiner 
derzeitigen  Konstituierung  in  einen  weiteren  Staatenbund 
mit  Süddeutschland  treten  wolle.^' 

Außerdem  habe  sich  Graf  Bray  nach  dem  Besuche  Del- 
brücks in  Dresden  und  dessen  Zweck  erkundigt. 

37.  Die  Württemb.  Regierung  an  die  Bayrische.   [September  14 
oder  bald  nachher.] 

Miünacht  85. 

Drückt  (ohne  vorher  ergangene  Einladung)  den  Wunsch 
aus,  an  den  geplanten  Besprechungen  in  München  teil- 
zunehmen. 

38.  Entwurf  des  Frh.  v.  Völderndorff  betr.  die  von  Bayern  zu  ver- 
langenden Reservatrechte.    September  15.  *) 

Augsb.  Allg.  Ztg.  1870,  Nr.  260.     Vgl.  G.  Meyer  59  f 

Art.  I.  Das  Königreich  Bayern  tritt  in  eine  verfassungs- 
mäßige Verbindung  mit  dem  Norddeutschen  Bunde,  welcher 


1)  i'.  Völderndorff s  Autorschaft  erhellt  aus  dessen  eigener  Er- 
zählung, Allg.  Ztg.  Beil.  1902 II,  S.  20. 

Brandenburg:  Gründung  des  deutschen  F^eiches.  3 
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infolgedessen  den  Namen  eines  „Deutschen  Bundes"  an- 
nimmt. 

Art.  II.  Als  Grundlage  der  Verfassung  dieses  Deutschen 
Bundes  wird  im  allgemeinen  die  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bundes  vom  16.  April  1867  angenommen  und  zu 
den  einzelnen  Artikeln  Nachstehendes  festgestellt. 

Art.  III.  Bayern  wird  in  dem  Bundesrat  sechs  Stimmen 
führen. 

Art.  IV.  In  dem  ersten  Ausschuß  des  Bundesrates  (Militär) 
wird  Bayern  jederzeit  durch  ein  von  Sr.  M.  dem  König  von 
Bayern  zu  bestimmendes  Bundesratsmitglied  vertreten  sein. 

Hinsichtlich  der  Ausschüsse  für  Zoll-  und  Steuerwesen, 
für  Handel  und  Verkehr,  sowie  für  Rechnungswesen,  hat  es 
bei  den  Bestimmungen  des  Art.  8,  §  3  des  Zollvertrages  sein 
Bewenden. 

Art.  V.  Das  Bundespräsidium  ist  verpflichtet,  den  Bundes- 
rat über  den  Gang  diplomatischer  Verhandlungen,  welche 
zur  Abwendung  der  Gefahr  äußeren  Kriegs  oder  zum  Ab- 
schluß von  Allianzen  oder  behufs  Herstellung  des  gestörten 
Friedens  geführt  werden,  in  vollständiger  Kenntnis  zu  er- 
halten. 

Art.  VI.  Zu  etwaigen  Friedensverhandlungen  nach  einem 
Bundeskriege  wird  stets  auch  ein  von  Sr.  M.  dem  König 
von  Bayern  zu  ernennender  Vertreter  Bayerns  zugezogen 
werden. 

Art.  VII.  Die  Kriegserklärung  hat  bei  feindlicher  Invasion 
des  Bundesgebietes  oder  bei  kriegerischem  Angriff  auf 
seine  Küsten  unter  allen  Umständen  zu  erfolgen,  in  den 
übrigen  Fällen  ist  zur  Kriegserklärung  die  Zustimmung  der 
Souveräne  von  mindestens  zwei  Dritteilen  der  Bevölkerung 
des  Bundesgebiets  erforderlich. 

Art.  VIII.  Den  Bundesgesandtschaften  in  Wien,  Paris  und 
Rom  wird  ein  von  Sr.  M.  dem  König  von  Bayern  zu  er- 
nennender Legationsrat  beigegeben,  welcher  als  Bundes- 
beamter angesehen  werden  soll  und  alle  Rechte  und  Pflich- 
ten eines  solchen  besitzt. 

Art.  IX.  Die  Bundesgesetzgebung  über  die  Besteuerung 
des  Branntweins  und  Bieres  erstreckt  sich  nicht  auf  den 
Umfang  des  Königreichs  Bayern  diesseits  des  Rheins;  es 
wird  jedoch  möglichste  Übereinstimmung  der  Belastung 
dieser  Objekte  auch  für  das  diesseitige  Bayern  angestrebt 
werden. 
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Art.  X.  Hinsichtlich  der  Erhebung  und  Verwaltung  der 
Zölle  und  Verbrauchssteuern  und  deren  Überwachung  hat 
es  bei  den  Bestimmungen  des  Zollvertrages  sein  Bewenden. 

Art.  XI.  Der  Ertrag  der  Zölle  und  Verbrauchssteuern  ver- 
bleibt Bayern,  und  es  hat  hinsichtlich  der  Verteilung  der 
gemeinsamen  Einnahmen  bei  den  Bestimmungen  des  Zoll- 
vereins sein  Bewenden. 

Art.  XII.  Das  Bundespräsidium  wird  in  Bayern  nur  mit 
Zustimmung  der  bayrischen  Regierung  Bundes-Eisenbahnen 
anlegen  oder  anlegen  lassen. 

Art.  XIII.  Die  Artikel  48,  49  und  51  der  Norddeutschen 
Bundesverfassung  finden  auf  Bayern  keine  Anwendung. 

Art.  XIV.  Das  Bundespräsidium  wird  eine  dem  Stimmen- 
verhältnis im  Bundesrat  angemessene  Anzahl  bayrischer 
Staatsangehöriger  zu  dem  Posten  der  consules  missi  be- 
rufen, auch  vor  Ernennung  zu  Bundeskonsuln  die  zu 
wählende  Person  der  k.  bayrischen  Regierung  mitteilen  und 
deren  etwaige  Erinnerung  tunlichst  berücksichtigen. 

Art.  XV.  Vorerst  findet  der  Art.  61  auf  Bayern  keine  An- 
wendung; doch  soll  alsbald  eine  allgemeine  deutsche 
Militärgesetzgebung  für  den  Bund  eingeführt  werden.  Hier- 
bei ist  die  preußische  Gesetzgebung  zur  Grundlage  zu 
nehmen. 

Art.  XVI.  Se.  M.  der  König  von  Bayern  wird  mindestens 
eine  gleich  hohe  Summe  wie  die  im  Art.  62  bezifferte  auf 
die  bayrischen  Militäreinrichtungen  verwenden  und  hierüber 
stets  die  erforderlichen  Nachweisungen  liefern.  Im  übrigen 
findet  Art.  62  auf  Bayern  keine  Anwendung. 

Art.  XVII.  Die  dem  Bundesfeldherrn  im  Frieden  zu- 
stehenden Rechte  werden  Bayern  gegenüber  durch  den 
Bundesratsausschuß  für  Militärwesen  ausgeübt. 

Die  Bestimmung  der  Bekleidung  der  bayrischen  Armee 
bleibt  Sr.  M.  dem  König  von  Bayern  allein  überlassen. 

Art.  XVIII.  Die  in  Art.  64  getroffenen  Bestimmungen  finden 
auf  Bayern  keine  Anwendung. 

Art.  XIX.  Das  Bundespräsidium  wird  innerhalb  des  König- 
reiches Bayern  von  dem  in  Art.  65  ihm  eingeräumten  Rechte 
keinen  Gebrauch  machen. 

Art.  XX.  Preußen  verpflichtet  sich  den  Kriegszustand  in 
Bayern  nur  mit  Zustimmung  der  bayrischen  Regierung  zu 
erklären. 
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Art.  XXI.  Von  den  gesetzlich  für  jedes  Etatsjahr  fest- 
gestellten Bundesausgaben  wird  Bayern  die  nach  seiner 
Bevölkerungszahl  auf  dasselbe  auszuschlagende  Quote  in 
zwei  Hälften,  die  erste  bis  längstens  1.  Juli  jeden  Jahres, 
an  die  Bundeskasse  abführen. 

Art.  XXII.  In  solang'  ein  gemeinsames  Bundesobergericht 
nicht  besteht,  werden  in  Bayern  gegen  den  Bund  begangene 
Verbrechen  nach  bayrischen  Gesetzen  vor  dem  zuständigen 
Gericht  abgeurteilt  werden. 

Art.  XXIII.  Vorschläge  auf  Abänderung  der  Verfassung 
gelten  auch  bei  Annahme  durch  zwei  Dritteile  des  Bundes- 
rats als  abgelehnt,  wenn  sich  Bayern  in  der  Minderheit  des 
Bundesrats  befindet. 

39.  Gh.  Friedrich  an  Joliy,  September  16. 

Lorenz  332. 

In  betreff  der  eingehenden  Darlegung  Ihrer  Ansichten 
über  die  Behandlung  der  nationalen  Frage  beeile  ich  mich, 
Ihnen  mein  volles  Einverständnis  auszusprechen.  Ihren  Vor- 
schlag, Graf  Flemming^)  um  eine  Rückäußerung  auf  die  Denk- 
schrift zu  bitten  und  denselben  zugleich  zu  veranlassen,  er 
wolle  seine  Regierung  um  baldige  Aufnahme  Badens  in  den 
Bund  ersuchen,  ohne  irgendwelche  Modifikationen  der  Ver- 
fassung zu  urgieren,  dieser  Vorschlag  scheint  mir  um  so 
angemessener,  als  ich  es  jetzt  nicht  für  richtig  hielte,  gleiche 
Schritte  wie  Württemberg  zu  tun,  die  nun  in  einen  un- 
günstigen Zeitpunkt  fallen,  wo  andere  wichtige  Entschei- 
dungen getroffen  werden.  Diese  Anfrage  Flemmings  kann 
aber  vielleicht  die  Folge  haben,  daß  Baden  in  den  Nord- 
bund aufgenommen  wird  und  dadurch  ein  zwingender  Vor- 
gang für  die  andern  Südstaaten  geschaffen  ist. 

40.  Badischer  Gesandter  v.  Mohl  an  die  Badische  Regierung. 
München,  September  16. 

Mcijer  58 f. 

Er  übersendet  die  Entwürfe  Nr.  31  und  38,  von  denen 
der  letztere  ihm  streng  vertraulich  mitgeteilt  sei.  Als  Ver- 
fasser wurden  genannt  Frh.  v.  Völderndorff,  Graf  Tauff- 
kirchen  und  Kabinetschef  Eisenhart. 


1)  Preußischer  Gesandter  in  Karlsiuhe. 


Nr.  41.  42.     September  16-18. 
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41.  Minister  v.  Freydorf  an  Gli.  Friedrich. 
Karlsrulie,  September  16  u.  17. 

Meyer  61. 

Er  habe  dem  Grafen  Flemming  gegenüber  geäußert,  „der 
großherzoglichen  Regierung  würde  die  Ergreifung  einer 
Initiative  in  der  deutschen  Frage  nicht  unerwünscht  sein. 
Aber  besser  sei  es,  wenn  die  Initiative  von  Bayern  und 
Württemberg  ausgehe,  da  Baden  mit  Mißtrauen  beobachtet 
werde.  Man  wünsche  nur  Mitteilungen  über  die  preußischer- 
seits  mit  anderen  Regierungen  geführten  Verhandlungen." 

Über  die  Absichten  der  badischen  Regierung  befragt, 
habe  er  sich  privatim,  unter  Vorbehalt  der  Befehle  des 
Großherzogs,  für  einfachen  Eintritt  in  den  norddeutschen 
Bund  ausgesprochen,  unter  der  Voraussetzung,  daß  nicht 
Preußen  im  allgemeinen  Interesse  eine  Umgestaltung  der 
Verfassung  wünsche. 

42.  Preuß.  Gesandter  Graf  Flemming  an  die  Badische  Regierung. 

Karlsruhe,  September  18. 

Meyer  61.    Busch  1,  189  f 


Meyer: 
Teilt  in  Bismarcks  Auf- 
trage mit,  „ein  Friede  stehe 
noch  nicht  in  naher  Aus- 
sicht. Die  Auffassung  des 
Bundeskanzlers  über  die 
Friedensbedingungen  decke 
sich  mit  der  der  großherzog- 
lichen Regierung.  Für  eine 
sichere  Grenze  müsse  durch 
Gebietsabtretungen  Sorge  ge- 
tragen werden.  Eine  Ver- 
größerung eines  einzelnen 
Staates  könne  nicht  ein- 
treten. Das  abgetretene  Ge- 
biet müsse  als  unmittel- 
bares Reichsland  zum 
Vorteil  der  Gesamtheit 
der  Verbündeten  verwal- 
tet werden.  In  den  deutschen 
Angelegenheiten  sei  die  Ini- 
tiative   Süddeutschland    zu 


Busch : 
„Der  Friede  scheint  noch 
in  weiter  Ferne  zu  liegen, 
da  es  in  Paris  an  einer  Re 
gierung  fehlt,  die  Dauer  ver- 
heißt. Ist  die  Zeit  zu  Unter- 
handlungen gekommen,  so 
wird  der  König  seine  Ver- 
bündeten zu  einer  Verstän- 
digung über  das,  was  unsrer- 
seits zu  fordern,  einladen. 
Hauptziel  ist  und  bleibt  uns 
die  Sicherung  der  südwest- 
deutschen Grenze  gegen  die 
von  Jahrhunderten  her  da- 
tierende Gefahr  einer  fran- 
zösischen Invasion.  Ein 
neutraler  Zwischenstaat  wie 
Belgien  oder  die  Schweiz  ist 
nichts  für  uns,  da  sich  ein 
solcher  bei  wiederausbre- 
chendem  Kriege   unzweifel- 
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überlassen.  Baden  befinde 
sich  in  dieser  Hinsicht  in 
einer  günstigeren  Lage  als 
Preußen  und  könne  die  bay- 
rische Regierung  vertraulich 
zur  Kundgebung  ihrer  An- 
schauungen veranlassen." 


haft  Frankreich  anschließen 
würde.  Metz  und  Straßburg 
mit  unsern  Absichten  ent- 
sprechender Umgebung  müs- 
sen Vorland,  allen  gehörig, 
werden.  Eine  Verteilung  die- 
ses Gebiets  an  Einzelstaaten 
empfiehlt  sich  nicht.  Die  ge- 
meinsame Kriegführung  wird 
nicht  ohne  heilsamen  Einfluß 
auf  die  Förderung  der  Ein- 
heit Deutschlands  in  andern 
Beziehungen  bleiben,  doch 
wird  „Preußen  selbstver- 
ständlich nach  wie  vor  den 
freien  Willen  des  Südens 
achten  und  selbst  den  Ver- 
dacht einer  Pression  in  jeder 
Weise  vermeiden.  Sehr  viel 
wird  dabei  auf  die  persön- 
liche Stimmung  und  die  Ent- 
schließung des  Königs  von 
Bayern  ankommen." 


43,  Aus  dem  Berichte  des  Staatsrates  Jansen  an  Gh.  Peter  von 

Oldenburg  über  seine  Unterredung  mit  Gh.  Friedrich. 

Lampertsheim,  September  19. 

Jansen  155-162.    Lorenz  299-301. 

Der  Großherzog  ^)  habe  ihn  zuerst  am  11.  September  emp- 
fangen. 

Der  Großherzog  erkundigte  sich  zunächst  nach  dem 
Stande  der  Dinge  vor  Metz  und  nach  der  Art  und  Weise, 
wie  sich  Ew.  Königliche  Hoheit  in  Bronvaux  eingerichtet, 
kam  sodann  auf  das  von  mir  übergebene  noch  uneröffnete 
Schreiben  und  fragte  mich,  ob  ich  von  dem  Inhalt  desselben 
Kenntnis  habe,  und  als  ich  dies  bejahte  und  den  Gegen- 
stand im  allgemeinen  bezeichnete,  ob  Ew.  Königliche  Hoheit 
bereits  Veranlassung  genommen  hätten,  sich  über  Ihre  Ideen 
über  eine  Neugestaltung  Deutschlands  unter  dem  Zutritt  der 
süddeutschen  Staaten  gegen  Seine  Majestät  den  König  von 


1)  Die   nicht   auf  die  Einigungsfrage   bezüglichen  Teile   des 
Berichtes  sind  fortgelassen. 
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Preußen  und  den  Grafen  Bismarck  auszusprechen.  Ich  ant- 
wortete darauf,  dies  sei  früher  meines  Wissens  wiederholt 
geschehen,  doch  habe  sich  ganz  neuerdings  dazu  eine  Ge- 
legenheit wohl  nicht  geboten,  da  Ew.  Königliche  Hoheit  zu- 
letzt im  Juli  unmittelbar  nach  der  Kriegserklärung  in  Berlin 
gewesen  seien,  und  nach  der  durch  die  Kriegsereignisse  ge- 
schaffenen neuen  Situation  weder  den  König  noch  den 
Bundeskanzler  gesehen  hätten.  Der  Großherzog,  dem  ich 
zugleich  die  von  Ew.  Königlichen  Hoheit  mir  gnädigst  auf- 
getragenen Grüße  ausrichtete,  stellte  eine  genaue  Prüfung 
des  Schreibens  und  seiner  beiden  Anlagen  in  Aussicht  und 
behielt  sich  weitere  Mitteilungen  für  den  folgenden  Tag  vor. 

Sodann  habe  er  am  12.  September  eine  längere  Audienz 
gehabt,  und  dabei  habe  der  Großherzog  im  Anschluß  an 
das  überreichte  Schreiben  und  die  Denkschriften  sich  aus- 
führlicher ausgesprochen. 

Nach  Mitteilung  Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Groß- 
herzogs hat  die  badische  Regierung  schon  vor  einiger  Zeit 
Veranlassung  genommen,  eine  Denkschrift  in  das  Haupt- 
quartier Seiner  Majestät  des  Königs  von  Preußen  zu  richten, 
welche  sich  mit  der  Gestaltung  des  Verhältnisses  der  süd- 
deutschen Staaten  zum  Norddeutschen  Bunde  nach  der 
Wiederherstellung  des  Friedens  beschäftigt.  In  dieser  Denk- 
schrift ist  vor  allem  die  Kaiseridee  wieder  in  Anregung  ge- 
bracht, auf  welche  auch  der  Großherzog  den  höchsten  Wert 
für  die  Lösung  der  schwebenden  nationalen  Fragen  zu  legen 
erklärte.  Es  ist  sodann  —  um  von  vornherein  mit  einer  be- 
stimmten Initiative,  aus  der  sich  demnächst  das  Weitere  ent- 
wickeln lasse,  aufzutreten  —  der  Eintritt  Badens  in  den 
Norddeutschen  Bund  pure  und  ohne  denselben  von  Än- 
derungen der  norddeutschen  Bundesverfassung  formell  ab- 
hängig zu  machen,  angeboten  und  dabei  nur  der  Wunsch 
ausgesprochen,  der  Beitritt  des  Großherzogtums  möge  in 
der  Form  eines  Staatsvertrages  eingeleitet  und  dieser  einem 
demnächst  zu  berufenden  allgemeinen  Reichstage  zur  Ge- 
nehmigung vorgelegt  werden. 

Zu  einer  Initiative  in  der  Deutschen  Frage  und  nament- 
lich zu  einer  Wiederanregung  der  Kaiseridee  habe  die 
badische  Regierung  im  gegenwärtigen  Zeitpunkt  eine  be- 
sondere Legitimation  in  der  eigentümlichen  Stellung  ge- 
funden, welche  ihr  durch  die  Öffentlichkeit  wie  durch  andere 
Vorgänge  zu  der  künftigen  Gestaltung  der  von  Frankreich 
zu  reklamierenden  altdeutschen  Reichslande  angewiesen  sei. 


40  Nr.  43.     September  19. 

Es  sei  bekanntlich  eine  vielfach  ausgesproche  Ansicht,  daß 
den  süddeutschen  Staaten  für  ihre  Beteiligung  an  dem 
Kriege  gegen  Frankreich  eine  Belohnung  gebühre  und  daß 
diese  naturgemäß  in  einer  Vergrößerung  Badens  und 
Bayerns  durch  das  Elsaß  und  Lothringen  zu  bestehen  habe. 
Dieser  Auffassung  könne  man  in  Baden  eine  Berechtigung 
irgendwelcher  Art  nicht  zugestehen;  das  —  sagte  der  Groß- 
herzog -  sei  nicht  nur  sein  Standpunkt,  sondern  auch  der- 
jenige der  badischen  Regierung  und  der  Mehrheit  der  Kam- 
mern, und  man  sei  darin  immer  entschiedener  geworden, 
je  mehr  man  mit  der  Frage  sich  habe  beschäftigen  müssen. 
Man  betrachte  diese  Angelegenheit  als  einen  Ehrenpunkt 
und  müsse  die  Unterstellung  für  geradezu  ehrenrührig  halten, 
daß  den  süddeutschen  Regierungen  die  Annahme  eines 
Lohnes  angesonnen  werden  könne,  während  sie  nur  ihre 
vertragsmäßige  Pflicht  erfüllt  hätten.  Aber  auch  politisch 
könne  man  eine  Lösung,  welche  Bayern  und  Baden 
durch  ehemalige  französische  Gebietsteile  vergrößern  wolle, 
nur  für  eine  höchst  unglückliche  halten.  Weder  Bayern 
noch  Baden  seien  imstande  mit  ihren  Machtmitteln  diese 
Territorien  festzuhalten  und  mit  Erfolg  sich  innerlich  anzu- 
eignen. Er  —  der  Großherzog  —  gehöre  nicht  zu  denjenigen, 
welche  in  optimistischer  Täuschung  glaubten,  daß  der  jetzige 
Krieg  gegen  Frankreich  der  letzte  in  unserer  Geschichte 
sein  werde;  die  Frankreich  abzunehmenden  Provinzen  könne 
schon  aus  diesem  Grunde  kein  anderer  als  der  stärkste  er- 
halten, derjenige  der  allein  imstande  sei  sie  mit  eigener 
Kraft  zu  behaupten,  und  in  Baden  halte  man  deshalb  nur 
ein  solches  Arrangement  für  gesund,  welches  Elsaß  und 
Lothringen  der  Krone  Preußen  unterstelle.  Sei  es  aus  Grün- 
den der  europäischen  Politik  untunlich  oder  nicht  ratsam, 
die  volle  Vereinigung  dieser  Provinzen  mit  der  preußischen 
Monarchie  in  Aussicht  zu  nehmen,  so  möge  man  sie  als 
reichsunmittelbaren  Erwerb  behandeln  und  mit  einer  Statt- 
halterschaft unter  Kaiser  und  Reich  stellen;  dafür  gebe  es, 
wenn  man  an  Traditionelles  anknüpfen  wolle,  in  der  deut- 
schen Reichsgeschichte  Analogien  genug.  Er  —  der  Groß- 
herzog —  habe  es  für  nötig  gehalten,  an  der  Entwicklung 
der  Ereignisse  im  Elsaß  sich  persönlich  zu  beteiligen,  und 
eben  hier  auch  selbst  die  Überzeugung  gewonnen,  mit  wie 
ungeheuren  Schwierigkeiten  eine  neue  Regierung  zu  kämpfen 
haben  werde;  eben  deshalb  habe  er  sich  für  berechtigt  ge- 
halten, der  Königlich  Preußischen  Regierung  von  Anfang  an 
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keinen  Zweifel  darüber  zu  lassen,  daß  Baden  kein  Stück 
dieses  Landes  annehmen  werde,  und  hiermit  zusammen- 
hängend die  Kaiserfrage,  welche  den  Weg  zu  anderen  und 
besseren  Lösungen  eröffne,  von  neuem  zu  stellen.  Daß  Graf 
Bismarck  eine  weitere  Verfolgung  der  Kaiseridee  jetzt  gern 
sehe,  sei  ihm  bereits  seit  März  bekannt,  und  auch  der  Kron- 
prinz, mit  dem  er  über  diese  Gegenstände  zuletzt  am  Tage 
vor  der  Schlacht  bei  Wörth  in  Sulz  gesprochen  habe,  stehe 
auf  dem  Boden  derselben  Auffassung,  wenngleich  er  „in 
seiner  gutmütigen  Weise"  nicht  ganz  habe  gelten  lassen 
wollen,  was  badischerseits  gegen  die  Belohnungsidee  geltend 
gemacht  sei.  Bringe  man  die  projektierten  elsässisch-loth- 
ringischen  Erwerbungen  direkt  oder  indirekt  unter  die  Krone 
Preußen,  so  werde  damit  zugleich  —  auch  wenn  es  zu  einer 
vollen  bundesstaatlichen  Einigung  zwischen  dem  Norden  und 
Süden  noch  nicht  unmittelbar  kommen  sollte  -  die  ganze 
Position  der  süddeutschen  Staaten  verschoben  und  die 
engere  Vereinigung  derselben  mit  dem  Norden  von  selbst 
unendlich  näher  gerückt,  denn  auch  Preußen  werde  alsdann 
ein  süddeutscher  Staat,  es  werde,  wenn  man  z.  B.  im  wei- 
teren Verlauf  des  Krieges  dazu  gedrängt  werden  sollte,  das 
alte  Burgund  zu  reklamieren,  also  etwa  eine  Linie  von  Lille 
nach  Beifort  zu  ziehen,  der  größte  süddeutsche  Staat,  größer 
als  Bayern. 

Wenn  die  erwähnte  Denkschrift  den  Eintritt  Badens  in 
den  Norddeutschen  Bund  nicht  formell  an  die  Bedingung 
von  Änderungen  der  Bundesverfassung  geknüpft  habe,  so 
sei  das  keineswegs  unterblieben,  weil  man  die  norddeutsche 
Bundesverfassung  etwa  für  mustergültig  halte.  Im  Gegen- 
teil sei  man  auch  in  Baden  überzeugt,  daß  dieselbe  einer 
wesentlichen  Umgestaltung  in  der  Richtung  des  Föderativ- 
staates unterzogen  werden  müsse,  um  den  Lebensbeding- 
ungen der  süddeutschen  Staaten  zu  entsprechen,  und  eben 
um  eine  solche  zu  ermöglichen,  suche  man  für  den  Eintritt 
dieser  Staaten  in  den  Bund  von  vornherein  die  Form  des 
Staatsvertrages  zu  gewinnen;  der  auf  Grund  dieser  Ver- 
träge zu  berufende  allgemeine  Reichstag  werde  die  Ände- 
rungen, welche  notwendig  seien,  seinerzeit  ohne  Schwierig- 
keit durchsetzen,  da  ja  eine  Verfassungsrevision  ohnehin 
eine  notwendige  Folge  der  Adoption  der  Kaiseridee  sei; 
badischerseits  würde  man  es  aber  für  einen  Fehler  halten, 
wenn  sich  die  süddeutschen  Staaten  von  vornherein  auf  den 
Standpunkt   stellen   wollten,   von  Preußen  und   dem  Nord- 
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deutschen  Bunde  gewisse  spezielle  Verfassungsänderungen 
als  Vorbedingung  des  Eintritts  in  den  Bund  zu  verlangen, 
denn  Preußen  wisse  genau,  daß  der  Süden  in  Zukunft  ohne 
den  Norden  noch  weniger  politisch  und  materiell  bestehen 
könne  als  bisher,  und  es  sei  nicht  klug,  diese  Macht  dahin 
zu  drängen,  daß  sie  die  Annahme  der  norddeutschen  Bundes- 
verfassung für  conditio  sine  qua  non  erkläre;  ein  solches 
Vorgehen  könne  sehr  leicht  die  Beschleunigung  des  Über- 
ganges zum  Einheitsstaat  im  Norden  und  eine  auf  die  Dauer 
nicht  zu  ertragende  Isolierung  der  süddeutschen  Staaten  zur 
Folge  haben.  Mit  den  übrigen  süddeutschen  Staaten  in  eine 
förmliche  Erörterung  der  Vorbedingungen  für  eine  Ver- 
ständigung mit  dem  Norden  einzutreten,  habe  man  badischer- 
seits  bis  jetzt  für  unfruchtbar  gehalten.  Wozu  sich  über 
Anerbietungen  einigen,  deren  Annahme  man  nicht  sicher 
gewesen  wäre?  Es  sei  vielmehr  zunächst  darauf  ange- 
kommen, die  nötige  Fühlung  mit  Preußen  zu  gewinnen,  dies 
habe  Baden  eingeleitet,  und  sollte  die  Rückäußerung  des 
Bundeskanzlers  in  der  Kaiserfrage  zustimmend  ausfallen,  so 
werde  man  alsdann  beginnen,  auf  dieser  Grundlage  in 
München  und  in  Stuttgart  zu  arbeiten,  und  eine  einmütige 
Initiative  der  süddeutschen  Staaten  zu  organisieren  suchen. 
Zu  verkennen  sei  übrigens  nicht,  daß  der  Begriff  „Kaiser 
und  Reich"  als  Fundament  für  die  Neugestaltung  Deutsch- 
lands etwas  vage  sei  und  einer  näheren  Definierung  bedürfe, 
man  habe  eine  solche  in  der  Denkschrift  in  der  Richtung 
versucht,  daß  der  Reichsgewalt  -  „Kaiser  und  Reich"  — 
vor  allem  die  gesamte  diplomatische  Vertretung  und  der 
gesamte  militärische  Schutz  in  vollem  Umfange  zu  über- 
weisen, der  Autonomie  der  Einzelstaaten  aber  die  gesamte 
Gestaltung  ihrer  inneren  Verhältnisse,  soweit  dieselben  nicht 
die  Interessen  der  Gesamtheit  unmittelbar  berühren,  vorzu- 
behalten sei.  Auch  dies  sei  freilich  nicht  mehr  als  eine  An- 
deutung. Er  —  der  Großherzog  —  wolle  nicht  verhehlen, 
daß  nach  seiner  Ansicht  die  politische  Entwicklung  Deutsch- 
lands dem  Einheitsstaat  zustrebe,  und  daß  dieser  Prozeß 
durch  den  Zutritt  der  Südstaaten  nur  werde  aufgehalten, 
nicht  aber  unterbrochen  werden.  Zur  Zeit  und  auf  eine 
Reihe  von  Jahrzehnten  hinaus  seien  die  Zustände  in  Deutsch- 
land für  die  Unifikation  entschieden  noch  nicht  vorbereitet 
und  ein  verfrühter  Übergang  zum  Einheitsstaat  würde  ein 
viele  Interessen  verletzendes  Unglück  sein.  Für  jetzt  handle 
es  sich  darum,  die  Form  zu  finden,  in  der  auf  bundesstaat- 
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lieber  Grundlage  eine  Einigung  der  norddeutschen  und  süd- 
deutschen Staaten  herbeigeführt  werden  könne,  und  in 
dieser  Richtung  werde  durch  Adoption  der  Kaiseridee  vieles 
vermittelt  und  erleichtert  werden.  Es  sei  dies,  wie  ihm  — 
dem  Großherzog  —  im  März  d.  J.  auch  Graf  Bismarck  ein- 
geräumt habe,  zugleich  der  einzige  Weg,  den  ärgsten  aller 
Partikularismen  —  den  spezifisch  preußischen  Partikularis- 
mus —  zu  brechen.  Unter  dem  Kaisertum  und  neben  dem 
allgemeinen  Reichstag  werde  sich  ein  preußisches  Abge- 
ordnetenhaus und  auch  wohl  ein  preußisches  Herrenhaus 
auf  die  Dauer  nicht  mehr  aufrecht  erhalten  lassen,  und  der 
föderativen  Befestigung  der  deutschen  Zustände  könne  es 
nur  günstig  sein,  wenn  man  sich  in  Preußen  dazu  gedrängt 
finden  sollte,  auf  das  System  der  Provinzialstände  zurück- 
greifen. Über  die  Oberhausfrage  äußerten  sich  Seine  König- 
liche Hoheit  nicht  eingehender,  obgleich  von  mir  mehrfach 
der  Versuch  gemacht  wurde  diesen  Punkt  zu  betonen^). 

„Der  Großherzog  .  .  .  schien  auf  eine  Initiative  König 
Ludwigs  IL,  so  sehr  er  deren  entscheidende  Bedeutung 
anerkannte,  nicht  ganz  die  Hoffnung  zu  setzen,  die  er  in 
Euerer  Königlichen  Hoheit  Schreiben  durchschimmern  zu 
sehen  glaubte.  In  den  bayrischen  Regierungskreisen  — 
immer  von  der  Person  des  Königs  abgesehen  —  habe  nach 
dem  Ausbruch  des  Krieges  entschieden  der  Plan  obgewaltet, 
sich  auf  die  Theorie  des  casus  foederis  —  eine  Erfindung 
des  Herrn  von  Varnbüler  —  zu  stützen  und  den  Süden 
hinter  einer  gemeinsamen  Neutralität  zu  verschanzen.  Für 
diese  Auffassung  sei  Graf  Bray  .  .  .  ganz  gewonnen  ge- 
wesen und  er  habe  sich  von  derselben  auch  jetzt  noch  so 
wenig  losgemacht,  daß  er  —  der  Großherzog  könne  dafür 
die  Beweisstücke  liefern  —  noch  nach  Ausbruch  des  Krieges 
und  den  großen  Erfolgen  der  deutschen  Waffen  jetzt 
wieder  die  Frage  aufgeworfen  habe,  ob  es  nicht  politisch 
indiziert  sei,  sich  auf  den  Neutralitätsstandpunkt  zurückzu- 
ziehen ...  In  dem  Widerstreit  der  in  den  letzten  Tagen 
vor  Ausbruch  des  Krieges  in  München  dominierenden  Strö- 
mungen sei  dann  allerdings  ein  Zeitpunkt  eingetreten,  in 
dem   der  König  den  Ausschlag  dafür  gegeben  habe,   daß 


1)  Hier  schließt  der  bei  Jansen  vollständig  abgedruckte  Teil 
des  Berichtes.  Das  folgende  wird  von  Lorenz  aus  dem  bisher 
im  Wortlaut  nicht  vollständig  bekanntem  Teile  gegeben. 
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die  Allianzverträge  gehalten  würden:  es  sei  auch  der  Kron- 
prinz von  Preußen,  als  er  als  Oberbefehlshaber  der  süd- 
deutschen Armeen  in  München  erschienen  sei,  sehr  freund- 
schaftlich und  verwandtschaftlich  empfangen  worden,  allein 
am  Morgen  seiner  Abreise  habe  der  König  dem  Kronprinzen 
ein  Schreiben  übergeben  lassen,  worin  er  ihn  gebeten 
habe,  bei  seinem  königlichen  Vater  der  Vermittler 
dafür  sein  zu  wollen,  daß  aus  dem  Kriege  nichts 
hervorgehe,  was  die  politische  Stellung  Bayerns 
affiziere.  Dem  entspreche  in  den  Münchner  Kreisen  auch 
die  Auffassung  der  großen  deutschen  Siege;  in  der  Betei- 
ligung der  bayrischen  Armee  an  denselben  begrüße  man 
zunächst  und  vor  allem  eine  Stärkung  der  politischen  Posi- 
tion Bayerns  und  sei  entschlossen  bei  den  demnächstigen 
Friedensverhandlungen  dieselbe  für  spezifisch  bayrische 
Zwecke  nach  Kräften  zu  verwerten.  Den  deutschen  Gesichts- 
punkten der  großen  Ereignisse  in  den  letzten  Wochen  bei 
den  bayrischen  Staatsmännern  Eingang  zu  verschaffen,  habe 
sich  der  badische  Gesandte  oft  genug  ohne  Erfolg  bemüht. 
Gleichwohl  sei  die  Münchner  Situation  deshalb  nicht  aus- 
sichtslos. .  .  . 

44.  V.  Mittnacht  an  Lasker.    Stuttgart,  September  20. 

Deutsche  Revue  17,  2,  179-180. 

Die  Augsb.  Allg.  Ztg.  meldet  aus  Berlin  17.  September 
anschließend  an  die  Nachricht,  daß  Euer  Hochwohlgeboren 
die  Münchener  Reise  Delbrücks  telegraphisch  angezeigt:  in 
Beratungen  über  die  deutsche  Verfassungsfrage  sei  der 
wahre  Grund  zum  Rücktritt  des  Freiherrn  v.  Varnbüler  zu 
suchen.  Ich  erlaube  mir  zu  erklären,  daß  Beratungen  über 
einen  deutschen  Verfassungsentwurf  oder  die  deutsche  Ver- 
fassungsfrage im  Schöße  des  Württembergischen  Ministe- 
riums vor  dem  am  30.  August  erfolgten  Rücktritt  des  Frei- 
herrn von  Varnbüler  nicht  stattgefunden  haben,  obige  Ber- 
liner Nachricht  somit  unbegründet  ist. 

45.  Gh.  Friedrich  an  Joily.    Lampertsheim,  September  20. 

Lorenz  334—336. 

Die  wichtigen  Fragen,  welche  Sie  in  ihrem  werten 
Schreiben  vom  18.,  das  ich  gestern  erhielt,  behandeln, 
haben  mich  veranlaßt,  bis  heute  mit  einer  Beantwortung  zu 
warten.    Da  ich  aus  dem  neuesten  Bericht  des  Präsidenten 
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von  Freydorf  entnehme,  daß   die  letzten   Nachrichten  aus 
München  vielleicht   eine   günstige   Wendung   der  dortigen 

Anschauungen  erwarten  ließen 0 

Des  Grafen  Bismarcks  Äußerungen  sind  heute,  wie  im 
Jahre  1866,  in  betreff  der  deutschen  Frage  konsequent 
negativ,  wenn  es  sich  darum  handelt,  positive  Fragen  über 
eine  künftige  Gestaltung  Deutschlands  so  zu  beantworten, 
daß  man  die  eigene  Handlungsweise  darnach  richten  könnte. 
Diese  erneute  Erfahrung  darf  aber  nicht  abhalten,  ebenso 
konsequent  dann  zu  fragen,  wenn  man  berechtigt  ist,  eine 
Antwort  zu  erhalten,  da  man  verpflichtet  ist,  der  Zukunft  zu 
gedenken  und  ihr  nicht  unvorbereitet  entgegenzugehen. 
Wenn  die  Erfahrung  mich  nicht  anders  belehrte,  könnte  ich 
fast  geneigt  sein,  etwas  schmeichelhaftes  in  der  Aufforde- 
rung des  Bundeskanzlers  zu  erblicken,  Baden  möge  eine 
Anbahnung  einer  Verständigung  zwischen  Bayern  und 
Preußen  herbeiführen.  So  unglaublich  jedem  Orientierten 
diese  Zumutung  erscheinen  muß,  besonders  wenn  der  Bundes- 
kanzler dabei  unterläßt,  sich  irgendwie  über  die  künftige 
Gestaltung  des  zu  schaffenden  deutschen  Bundes  auszu- 
sprechen, so  glaube  ich  doch,  daß  wir  uns  nur  um  so  ent- 
schiedener auf  die  tunlichste  Erfüllung  dieses  Wunsches  des 
Grafen  Bismarck  einlassen  sollten. 

Ihr  Vorschlag  scheint  mir  daher  der  richtige  zu  sein, 
da  er  uns  bald  in  die  Lage  setzt,  Klarheit  in  die  Situation 
zu  bringen.  Wir  können  uns  darauf  berufen,  daß  man  uns 
überlassen  hat,  die  Initiative  im  Süden  zu  ergreifen,  ohne 
daß  man  uns  irgendwie  sagte,  auf  welche  Weise  man  glaube, 
daß  wir  das  erwünschte  Ziel  am  besten  erreichen.  Somit 
bleibt  nichts  übrig,  als  unter  Hinweis  auf  die  durch  den 
siegreichen  Krieg  erlangte  Lage  der  deutschen  Verhältnisse 
auf  die  Notwendigkeit  aufmerksam  zu  machen,  in  welcher 
sich  die  süddeutschen  Staaten  befinden,  den  berechtigten 
Forderungen  der  Nation  nach  einer  festeren  Einigung  Deutsch- 
lands dadurch  zu  genügen,  daß  sie  bedingungslos  in  den 
Norddeutschen  Bund  eintreten  und  aus  demselben  den 
großen  deutschen  Bundesstaat  gestalten.  Wenn  wir  also 
in  München  und  Stuttgart  uns  bestimmt  erklären,  das  tun 
zu  wollen  und  damit  vorzugehen,  sobald  ein  Friedensschluß 
in  Aussicht  stehe,  so  werden  wir  alsbald  inmitten  von  Äuße- 
rungen aller  Art  uns  befinden,  die  man  zwar  keine  Verhand- 


1)  Lücke  in  der  Vorlage. 
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lungen  wird  nennen  können,  die  uns  aber  das  Material  in 
die  Hände  geben,  um  den  Bundeskanzler  zur  Entscheidung 
zu  verhelfen,  ob  die  Rücksicht  auf  Bayern  höher  steht,  als 
die  Verpflichtung,  welche  der  Nation  gegenüber  zu  erfüllen 
ist  infolge  der  ungeheueren  Opfer,  welche  sie  brachte. 
Jedenfalls  sollten  wir  die  Berechtigung  in  Anspruch  nehmen, 
einzeln  und  selbständig  mit  dem  Norddeutschen  Bund  zu 
verhandeln  und  auch  den  separaten  Eintritt  in  diesen  Bund 
verlangen.  Von  dieser  Grundlage  aus  können  wir  sicherer 
und  energischer  operieren,  da  wir  stets  die  öffentliche  Mei- 
nung hinter  uns  haben  werden.  Die  Wirkung  auf  Bayern 
und  Württemberg  wird  dadurch  sehr  viel  stärker  werden 
können  und,  da  jedenfalls  für  Bayern  besondere  Begünsti- 
gungen werden  verwilligt  werden,  so  ist  auf  diesem  Wege 
zu  hoffen,  daß  dieselben  ein  mäßigeres  Verhältnis  bewahren. 
Dabei  möchte  ich  noch  eine  Frage  anregen,  ob  Sie  es 
für  angemessen  erachten  würden,  daß  ich  es  in  dem  rechten 
Zeitpunkt  versuche,  mit  dem  König  von  Bayern  persönlich 
und  mündlich  über  diese  Frage  zu  verkehren.  Vielleicht 
dürfte  von  Mohl  diesen  Punkt  in  Erwägung  ziehen  ohne 
natürlich  mit  Graf  Bray  darüber  zu  reden,  eher  mit  Fürst 
Hohenlohe-Schillingsfürst.  Nun,  Gott  gebe,  daß  es  uns  ge- 
linge, diese  wichtige  und  so  schwierige  Frage  in  guten  Gang 
zu  bringen. 


46.  Die  Bayrische  an  die  Würtlembergische  Regierung, 
Münciien,  September  21  (T.). 
Mittnacht  85. 
Einladung  zur  Teilnahme  an  den  Münchener  Konferenzen. 


47.  Aus  dem  Protokoll  der  Münchener  Konferenzen, 
September  22  -  26. 

Mittnacht  89-100.    Bray  140-145. 

Teilnehmer:  Von  selten  des  Norddeutschen  Bundes  Staats- 
minister Delbrück,  von  selten  Bayerns  das  gesamte  Staats- 
ministerium (Graf  Bray,  v.  Pfretzschner,  v.  Schlör,  v.  Pranckh, 
V.  Lutz,  V.  Braun),  von  selten  Württembergs  Staatsminister 
V.  Mittnacht. 

Gegenstand:  „Vorbesprechungen  über  die  Bildung  eines 
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die  Sämtlichen  deutschen  Staaten  in  sich  begreifenden  Ver- 
fassungsbündnisses ^)." 

Delbrück  gibt  die  Erklärung  ab:  „daß  er  nicht  beauftragt 
sei,  im  Namen  der  preußischen  Regierung  oder  des  Nord- 
deutschen Bundes  Vorschläge  zu  machen,  sondern  den 
Propositionen  der  süddeutschen  Regierungen  entgegensehe. 
Zugleich  bemerkte  er  auf  eine  ihm  gegebene  Veranlassung, 
daß  Preußen  noch  keinen  Grund  gefunden  habe,  die  Frage 
einer  näheren  Erwägung  zu  unterwerfen,  ob  mit  der  Grün- 
dung eines  allgemeinen  deutschen  Bundes  eine  Änderung 
des  zwischen  den  Staaten  des  Norddeutschen  Bundes  be- 
stehenden Verfassungsverhältnisses  zu  verbinden  sei,  und 
daß   er  daher  eine  solche  Änderung  nicht  vorauszusetzen 

habeV 

Die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  wurde  dann 
artikelweise  durchgegangen.  Zu  lebhafterer  Diskussion 
kam  es  bei  Artikel  4  (Gesetzgebung  und  Aufsichtsrecht 
des  Bundes). 

„Anlangend^)  die  einzelnen  Ziffern  dieses  Artikels,  so  pro- 
ponierte  die  bayrische  Regierung  in  anbetracht,  dalj  ihr 
zwar  ernstlich  und  aufrichtig  darum  zu  tun  sei,  in  dem  neuen 
deutschen  Bunde  ein  lebensfähiges  Verfassungsgebilde  zu 
schaffen,  und  daß  sie  deshalb  der  Gemeinschaft  alle  unent- 
behrlichen Opfer  zu  bringen  bereit  sei,  daß  ihr  aber  ebenso 
dringlich  die  Erhaltung  der  Selbständigkeit  der  einzelnen 
Staaten  am  Herzen  liege  und  deshalb  von  ihr  alle  entbehr- 
lichen Abtretungen  von  Regierungsrechten  und  so  weiter 
abgelehnt  werden  müßten,  —  zu  Ziffer  1  zwar  die  Gesetz- 
gebung über  Freizügigkeit,  Paßwesen  und  Fremdenpolizei, 
das  Versicherungswesen  —  abgesehen  vom  Immobiliar- 
versicherungswesen — ,  über  Kolonisation  und  die  Aus- 
wanderung nach  außerdeutschen  Landen  der  Bundeskom- 
petenz zu  überweisen,  dagegen  die  Gesetzgebung  über  die 
Heimats-  und  Niederlassungsverhältnisse  (im  Hinblick  auf 
den  einschneidenden  Eingriff  in  die  neue  bayrische  Sozial- 
gesetzgebung), über  Staatsbürgerrecht  und  den  Gewerbe- 
betrieb (ersteres  in  Anbetracht  des  engen  Zusammenhanges 
der  betreffenden  Bestimmungen  mit  dem  bayrischen  Staats- 


1)  Bray  MO.  -  Im  allgemeinen  sei  bemerkt,  daß  alle  Stellen, 
bei  denen  es  nicht  ausdrücklich  von  Bray  oder  Mittnacht  kennt- 
lich gemacht  ist,  daß  sie  den  Wortlaut  des  Protokolls  geben,  in 
Kursive  gesetzt  sind,  obwohl  die  Auszüge  vielfach  dem  Wortlaut 
sehr  nahe  kommen  dürften. 
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verfassungsrechte,  letzteren  wegen  Mangels  einer  absoluten 
Notwendigkeit  gemeinsamer  Gesetzgebung)  den  Einzel- 
souveränitäten vorzubehalten.  Demgegenüber  sprach  sich 
Seine  Exzellenz  Herr  Staatsminister  Delbrück  mit  beson- 
derem Nachdrucke  für  die  Notwendigkeit  der  Gemeinsam- 
keit der  Gewerbegesetzgebung  und  dafür  aus,  daß  statt  der 
Kompetenz  über  das  ,Staatsbürgerrecht'  dem  Bunde  die 
Kompetenz  der  Gesetzgebung  über  ,Bundes-  und  Staats- 
angehörigkeit' eingeräumt  werden  möge,  da  im  Hinblick  auf 
die  Handhabung  der  Bestimmungen  über  diese  Materie 
durch  die  deutschen  Gesandten  und  Konsuln  eine  Einfach- 
heit und  Gemeinschaftlichkeit  derselben  unentbehrlich  sei." 

„In  dieser  Beschränkung  unterstützte  der  württembergische 
Vertreter  den  Vorschlag  Bayerns,  ohne  denselben  Anspruch 
für  Württemberg  zu  erheben^)." 

Ohne'-)  Änderung  wurden  von  bayrischer  Seite  akzeptiert 
die  Ziffern  2  bis  6  des  Artikels  4,  während  zu  Ziffer  7 
(Konsulatswesen)  von  der  bayrischen  Regierung  der 
Vorbehalt  gemacht  wurde,  „daß  ihr  namentlich  im  Hinblick 
auf  diejenigen  Orte,  an  welchen  lediglich  die  bayrische  In- 
dustrie ein  Interesse  an  Aufstellung  eines  Konsuls  haben 
werde,  das  Recht  verbleibe,  bayrische  Konsuln  im  Auslande 
aufzustellen  und  ausländische  Konsuln  in  Bayern  zu  emp- 
fangen und  mit  dem  Exequatur  zu  versehen."  Delbrück  er- 
widerte hierauf,  „daß  zwar  der  Empfang  auswärtiger  Konsuln 
von  selten  der  bayrischen  Regierung  in  Anbetracht  der 
Beschränkung  des  Wirkungskreises  solcher  Konsuln  auf 
bayrisches  Gebiet  keinem  Anstände  begegnen  werde,  die 
Abordnung  bayrischer  Konsuln  nach  dem  Auslande  dagegen 
nicht  als  zulässig  erscheine,  aber  auch  nicht  erforderlich  sei, 
da  gerade  darin  eine  der  segensreichsten  und  imponierend- 
sten  Wirkungen  des  Norddeutschen  Verfassungsbündnisses 
gelegen  gewesen,  daß  das  vielköpfige  deutsche  Konsulats- 
wesen sein  Ende  gefunden  habe  und  an  dessen  Stelle  über- 
all ein  ,deutscher  Konsul'  getreten  sei,  und  im  übrigen  be- 
reitwilligst auch  da  deutsche  Konsuln  aufgestellt  werden 
würden,  wo  auch  nur  einzelner  Bundesstaat  ein  Interesse 
daran  habe." 

„Württemberg^ )  erhob  in  letzterer  Beziehung  den  gleichen 
Anspruch  wie  Bayern  nicht." 

Ziff.  8  (Eisenbahnwesen  usw.)^)  wurde  von  Bayern  „in 


1)  Mittnacht  89.        2)  Bray  141.        3)  Mittnacht  90. 
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der  jetzigen  Fassung"  für  unannehmbar  erklärt,  dagegen 
das  Zugeständnis  angeboten,  dem  Bunde 

1.  die  Festsetzung  von  einheitlichen  Normen  für  Kon- 
struktion und  Ausrüstung  der  für  die  Landesverteidigung 
wichtigen  Eisenbahnen  und 

2.  das  Recht  zur  Erbauung  von  Eisenbahnen  für  Rech- 
nung des  Bundes  auf  bayerischem  Gebiete  auf  Grund  eines 
Bundesgesetzes,  selbst  ohne  Zustimmung  der  bayerischen 
Regierung,  sofern  die  Eisenbahn  im  Interesse  der  Vertei- 
digung des  Bundesgebietes  als  erforderlich  sich  darstellt, 
zu  überweisen. 

Der  württembergische  Vertreter  schloß  sich  diesem  Vor- 
schlag an. 

„Als  gänzlich  unannehmbar"  abgelehnt^)  wurden  von 
Bayern  die  Bestimmungen  über  Post  und  Telegraphie 
(Ziffer  10).    Dieser")  Punkt  wurde  darauf  zurückgestellt. 

„Zu'^)  Ziffer  11  wurden  Bedenken  nur  wegen  der  Rechts- 
hilfe in  Strafsachen  erhoben." 

„Ziffer  13  erklärte'^)  die  bayerische  Regierung  nur  mit 
der  Einschränkung  auf  das  Handels-  und  Wechselrecht 
annehmen,  bezüglich  aller  anderen  hier  erwähnten  Gesetz- 
gebung sgebiete  dagegen  nicht  genehm  halten  zu  können. 
Nachdem  der  württembergische  Vertreter  erklärt  hatte,  daß 
sich  Württemberg  mindestens  für  Gemeinsamkeit  der  Gesetz- 
gebung auch  über  das  Obligationenrecht  ausspreche,  und 
Delbrück  mit  besonderer  Betonung  für  die  Gemeinschaft- 
lichkeit des  Obligationenrechts  eingetreten  war,  bezeichnete 
die  bayerische  Regierung  die  Abtretung  der  Kompetenz  über 
das  Obligationenrecht  an  den  Bund  als  ein  Zugeständnis, 
das  nicht  unbedingt  von  der  Hand  gewiesen  werden  wolle." 

Art.  4  (Presse  und  Vereinswesen). 
Bei  Art.  4  warf  Minister  v.  Mittnacht  ^)  „im  Anschluß  an 
die  Stuttgarter  Ministerbesprechungen  die  Frage  auf,  ob 
es  nicht  zweckmäßig  und  gerechtfertigt  wäre,  die  Bundes- 
kompetenz auch  auf  das  Preß-  und  Vereinswesen  auszu- 
dehnen. Der  Gegenstand  wurde  zunächst  zurückgestellt. 
Als  man  auf  ihn  zurückkam,  erklärte  sich  die  bayerische 
Vertretung  für  die  Ausdehnung,  die  mm  als  gemeinsamer 
Vorschlag  Württembergs  und  Bayerns  gelten  konnte.  Del- 
brück stimmte  demselben  zu." 


1)  Bray  142.        2)  Mittnacht  90. 
Brandenburg:  üründuPK  des  deutschen  Reiches. 
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Art.  5  (Bundesgesetzgebung). 
„Hier^)  wurde  allseits  anerkannt,  daß  bezüglich  der  dem 
Bunde  zugewiesenen  Gegenstände  die  in  den  einzelnen 
Staaten  geltenden  Gesetze,  Verordnungen  usiv.  insolange 
in  Kraft  bleiben  sollten  und  auf  dem  bisherigen  Wege  der 
Einzelgesetzgebung  abgeändert  werden  könnten,  bis  eine 
bindende  Norm  vom  Bunde  ausgegangen  sei." 

Art.  6  (Bundesrat). 
„Bayern  ^)  beanspruchte  acht  Stimmen  in  dem  Bundesrate 
statt  sechs,  die  ihm  bisher  im  Zollbundesrate  zukamen. 
Diesem  Verlangen  gegenüber  wurde  von  Delbrück  und  von 
dem  württembergischen  Vertreter  das  Bedenken  geltend 
gemacht,  daß  dies  zu  der  Notwendigkeit  einer  umfassenden 
Revision  des  Abschnitts  von  den  Stimmberechtigungen 
führen  würde^)." 

Art.  8  (Bundesratsausschüsse). 

„Der^)  württembergische  Vertreter  wünschte  die  Bundes- 
ratsausschüsse neben  dem  Präsidium  mit  vier  (statt  mit 
zwei)  Staaten  besetzt  zu  sehen,  was  allseitig  zugegeben 
wurde. 

Bayern  wünschte  ein  Mitglied  in  den  Ausschüssen  1,  3 
und  4  zu  haben  und  bezeichnete  eine  nähere  Bestimmung 
über  Aufgabe  und  Kompetenz  der  Ausschüsse  für  erwünscht. 

Der  württembergische  Vertreter  wünschte  für  Württem- 
berg mindestens  eine  mit  den  übrigen  süddeutschen  Staaten 
alternierende  Vertretung  in  den  fraglichen  Ausschüssen, 
sowie  eine  nähere  Bestimmung  über  die  Stellung  des 
Bundesrats,  entsprechend  Art.  37  der  Bundesverfassung. 

Art.  ü  (Bundespräsidium). 
Es  war^)  allseitiges  Einverständnis  darüber  vorhanden,  daß 
auch  an  der  Spitze  des  neu  zu  begründenden  deutschen  Bundes 
ein  Bundespräsidium  stehen  solle,  das  selbstverständlich  Seine 
Majestät  der  König  von  Preußen  zu  führen  haben  werde.  In 
Ansehung  des  dem  Bundespräsidium  in  Artikel  11  zuge- 
wiesenen  Rechtes,   den  Bund   völkerrechtlich  zu  vertreten 


1)  Mittnacht  90. 

2)  So  Mittnacht  a.  a.  0.  Graf  Bray  sagt  (S.  142):  „was  aber 
schon  damals  von  Delbrück  wie  von  Mittnacht  als  undurchführ- 
bar bezeichnet  wurde."         3)  Bray  142 f. 
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und  im  Namen  des  Bundes  Gesandte  zu  beglaubigen  und 
zu  empfangen,  machte  Seine  Exzellenz  der  Herr  Staats- 
minister Graf  Bray  in  der  Erwägung,  daß  eines  der  wesent- 
lichsten Kriterien  der  Selbständigkeit  eines  Staates  in  dem 
Rechte  der  gesandtschaftlichen  Vertretung  liege,  in  dem 
Übergang  dieses  Rechtes  an  eine  andre  Macht  also  auch 
die  folgenschwerste  Beeinträchtigung  dieser  Selbständigkeit 
der  einzelnen  Staaten  liege,  namens  der  bayrischen  Re- 
gierung den  Vorschlag,  es  im  wesentlichen  bei  dem  der- 
maligen Zustande  zu  belassen,  wonach  jede  einzelne  deut- 
sche Regierung  ihrerseits  für  ihre  diplomatische  Vertretung 
zu  sorgen  habe,  und  zwar  nicht  allein  in  denjenigen  An- 
gelegenheiten, die  den  betreffenden  Staat  allein  angehen, 
sondern  auch  in  denjenigen  Angelegenheiten,  welche  den  im 
Bunde  begriffenen  Staaten  gemeinschaftlich  seien,  während 
nichts  dagegen  zu  erinnern  sein  werde,  wenn  der  Bund 
auswärtige  Gesandte  bei  sich  empfange  und  dem  Bundes- 
präsidium nach  wie  vor  die  diplomatische  Vertretung  des 
gesamten  Nordbundes  zukomme.  Diesem  Vorschlage  gegen- 
über entspann  sich  eine  einläßlichere  Diskussion  der  Materie 
von  der  völkerrechtlichen  Vertretung  des  Bundes,  in  welcher 
sich  namentlich  Seine  Exzellenz  Herr  Staatsminister  Delbrück 
gegen  den  Vorschlag  des  Herrn  Grafen  v.  Bray  aussprach, 
indem  er  zunächst  darauf  hinwies,  daß  der  deutsche  Bund 
ein  ganz  neues  Staatengebilde  sein  werde,  und  daß,  wenn 
dem  Bundespräsidium  die  völkerrechtliche  Vertretung  dieser 
neuen  Schöpfung  übertragen  werde,  von  einem  Übergange 
bisheriger  Souveränitätsrechte  Bayerns  an  den  Bund  um  so 
weniger  die  Rede  sein  könne,  als  man  den  süddeutschen 
Staaten  keineswegs  das  Recht  verkümmern  werde,  neben 
den  Gesandten  des  deutschen  Bundes  ihre  eignen  Gesandten 
für  ihre  besonderen  Angelegenheiten  zu  haben  und  Gesandte 
auswärtiger  Staaten  bei  sich  zu  empfangen.  Außerdem 
wurde  in  der  stattgehabten  Diskussion  die  Frage  der  prak- 
tischen Durchführbarkeit  des  bayrischen  Vorschlags  einer 
eingehenden  Beleuchtung  unterzogen.  Was  das  Recht  der 
Kriegserklärung  betrifft,  so  proponierte  Seine  Exzellenz  Graf 
Bray,  anzuerkennen,  daß  das  Bundespräsidium  das  Recht 
haben  müsse,  den  Krieg  sofort  zu  erklären,  wenn  deutsches 
Gebiet  angegriffen  werde,  dagegen  im  Rückblick  auf  die 
von  Preußen  bei  Auflösung  des  vormaligen  deutschen  Bundes 
gemachten  Vorschläge  auszusprechen,  daß  das  Bundes- 
präsidium  in   allen  andern  Fällen  vor  Abgabe  der  Kriegs- 

4* 
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erklärung  der  Zustimmung  des  Bundesrats  sich  zu  ver- 
sichern verpflichtet  sei,  —  endhch  daß,  um  dem  Bundesrate 
ein  Urteil  über  die  Sachlage  und  sonach  ein  Votum  mög- 
lich zu  machen,  das  Bundespräsidium  die  Zusage  zu  geben 
hätte,  es  werde  den  Bundesrat  von  dem  Verlaufe  und  dem 
Inhalte  der  einschlägigen  Verhandlungen,  die  zur  Abwendung 
einer  Kriegsgefahr  geführt  werden,  stets  erschöpfend  ver- 
ständigen. Bezüglich  des  Friedensschlusses  endlich  erhob 
Bayern  den  Anspruch,  daß  zu  den  Friedensverhandlungen 
jeweils  ein  bayrischer  Bevollmächtigter  zugezogen  und  dieser 
Anspruch  in  der  Verfassung  anerkannt  werden  solle.  Hin- 
sichtlich des  Abschlusses  von  Staatsverträgen  wurde  auf 
Verlangen  der  Vertreter  der  bayrischen  Regierung  aus- 
gesprochen, daß  den  einzelnen  Staaten  das  Recht,  Staats- 
verträge über  Angelegenheiten  zu  schließen,  welche  nicht 
in  den  Kreis  der  Bundesangelegenheiten  gehören,  nicht  zu 
beanstanden  sein  werde. 

Der^)  Vertreter  Württembergs  hielt  die  völkerrechtliche 
Vertretung  des  Bundes  durch  das  Präsidium  für  unerläß- 
lich und  schloß  sich  bezüglich  des  Rechts  der  Kriegs- 
erklärung der  bayrischen  Proposition  an. 

Art.  15  (Vorsitz  im  Bundesrat). 
Bayern^)    verlangte,    ihm    im   Falle    der    Verhinderung 
Preußens  den  stellvertretenden  Vorsitz  im  Bundesrat  zuzu- 
erkennen. Gegen  diesen  Wunsch  erhob  sich  kein  Widerspruch. 

Art.  35  (Branntwein-  und  Biersteuer). 
Bayern^)  und  Württemberg  beharrten  auf  der  Bestimmung, 
daß  sich  die  Bundesgesetzgebung  für  diese  Staaten  nicht 
auf  die  Besteuerung  von  Bier  und  Branntwein  erstrecken 
dürfe.    Delbrück  erhob  keinen  Widerspruch. 

Zu  den  Art.  41  bis  47  (Eisenbahnwesen) 
wurde^)  von  selten  Bayerns  und  Württembergs  auf  das  zu 
Art.  4  Ziff.  8  Vorgetragene  verwiesen  und  daraufhin  die 
Streichung   der  Art.  41  bis  46   befürwortet ,  während  die 
Aufnahme  des  Art.  47  nicht  beanstandet  wurde. 

Zu  Art.  48  bis  52  (Post-  und  Telegraphenwesen) 
wurde^)  von  selten  Bayerns  der  Wegfall  beantragt,  worauf 
Delbrück    erklärte,    daß    mindestens    die   Kompetenz    der 
Bundeslegislative  anerkannt  werden  sollte: 

1)  Mittnacht  90. 
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/.  hinsichtlich  der  Gesetzgebung  im  Postwesen  bezüglich 
des  Verhältnisses  der  Postanstalt  zum  Publikum,  daß 
sodann 

2.  hinsichtlich  der  Regelung  der  Posttaxen  für  den 
Wechselverkehr  der  einzelnen  Bundesstaaten  unter 
sich  und 

3.  hinsichtlich  des  Abschlusses  von  Postverträgen  mit 
dem  Auslande  unter  Vorbehalt  des  Vertragsrechtes 
für  die  Einzelstaaten  in  Fällen,  in  welchen  lediglich 
die  letzteren  beteiligt  sind, 

die  Zuständigkeit  des  Bundes  Platz  greifen  sollte. 

Über  diese  Punkte  behielt  sich  die  bayerische  Regierung 
weitere  Erwägung  vor.  Der  Vertreter  Württembergs  befür- 
wortete gleichfalls  den  Wegfall  der  Art.  48  bis  52,  konnte 
aber  zu  dem  Vorschlage  Delbrücks  schon  jetzt  die  Zu- 
stimmung erklären. 

Art.  53  bis  55  (Marine  und  Schiffahrt). 

Es  wurde^)  von  selten  der  bayerischen  Regierung  hervor- 
gehoben, durch  Aufnahme  der  Bestimmungen  der  Ver- 
fassung des  Norddeutschen  Bundes  in  die  Verfassung 
des  deutschen  Bundes  werde  die  Finanzlast  der  süd- 
deutschen Staaten  um  ein  Erhebliches  vermehrt.  Wenn 
man  nun  erwäge,  daß  gerade  die  Höhe  der  Ausgaben, 
namentlich  für  militärische  Zwecke,  schon  in  ihrem  der- 
maligen Bestände  im  Süden  Deutschlands  schwer  emp- 
funden werde  und  ein  sehr  bedeutender  Grund  für  die 
inneren  Schwierigkeiten  gewesen  sei,  die  in  jüngster  Zeit 
in  den  süddeutschen  Staaten  den  Regierungen  entgegen- 
getreten sind,  so  werde  die  Behauptung  gerechtfertigt  sein, 
daß  an  der  Vermehrung  dieser  Last  sehr  leicht  die  An- 
nahme der  neuen  Bundesverfassung  in  den  süddeutschen 
Ländern  scheitern  könnte,  und  erscheine  somit  ebensowohl 
für  die  Regierungen  dieser  Länder  wie  für  Preußen  und 
den  Norddeutschen  Bund,  denen  ja  allen  in  gleichem  Grade 
an  dem  Zustandekommen  einer  Rekonstituierung  Deutsch- 
lands gelegen  sein  müsse,  ein  ernster  Anlaß  gegeben,  in 
Betracht  zu  ziehen,  ob  nicht  für  den  deutschen  Bund  von 
einer  Gemeinschaftlichkeit  der  Marine  und  der  hierfür  er- 
forderlichen finanziellen  Lasten  Abstand  zu  nehmen  sei, 
zumal  hierfür  auch  der  Umstand  spreche,   daß   die   nord- 

1)  Bray  143f 
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deutschen  Staaten,  wenn  nicht  ausschließlich,  so  doch  vor- 
wiegend bei  dem  Bestände  einer  Marine  beteiligt  seien. 

Staatsminister  Delbrück  hielt  dieser  Auffassung  entgegen 
die  Ansicht  fest,  daß  vorbehaltlich  der  Frage,  wie  es  mit 
der  Beitragspflicht  für  die  Kosten  der  Kriegshäfen  zu  halten 
sei,  die  in  Übereinstimmung  mit  den  Bestimmungen  über 
die  Landfestungen  zu  entscheiden  sein  werde,  keinem  Mit- 
gliede  die  Beitragspflicht  für  die  Marine  werde  nachgesehen 
werden  können,  nachdem  die  Flotte,  sowohl  was  den  Schutz 
des  deutschen  Gebietes  im  Kriegsfalle,  als  was  den  Schutz 
des  deutschen  Handels  im  Frieden  auf  allen  Meeren  der 
Erde  angehe,  allen  deutschen  Staaten  in  gleichem  Maße  zu 
gute  komme.  Für  den  Fall,  daß  Bayern  sich  der  Beitrags- 
pflicht zur  Marine  unterziehen  würde,  erkannten  hierauf 
die  Vertretet  der  bayerischen  Regierung  an,  daß  die  Art.  53 
bis  55  ihre  Stelle  auch  in  der  Verfassung  des  neuen  deut- 
schen Bundes  zu  finden  hätten,  und  hoben  nur  noch  hervor, 
daß  alsdann  im  Hinblick  auf  den  Umfang  des  Bundes- 
gebietes und  in  Berücksichtigung  weit  verbreiteter  Gefühle 
die  Flagge  aus  den  Farben  Schwarz,  Gold  und  Rot  zu  be- 
stehen haben  oder  eine  andre  Flagge  zu  wählen  sein  dürfte, 
wodurch  die  Gesamtheit  des  neuen  Bundes  repräsentiert  würde. 

Der^)  württembergische  Vertreter  ergriff  das  Wort  nicht. 

Zu  Art.  57  und  58  (Bundeskriegswesen) 

erklärte^)  sich  der  württembergische  Vertreter  außerstande, 
in  Abwesenheit  des  württembergischen  Kriegsministers  die 
Ansichten  seiner  Regierung  zu  vertreten. 

Ausführliche  Einwendungen  wurden  von  bayerischer  Seite 
erhoben "). 

Art.  76  Abs.  2  (Verfassungsstreitigkeiten  in  Bundesstaaten) 
und  Art.  77  (Justizverweigerung) 

wurden^)  von  Bayern  abgelehnt,  während  der  württem- 
bergische Vertreter  gegen  ihre  Beibehaltung  eine  wesent- 
liche Einwendung  nicht  zu  erheben  wußte. 


1)  Mittnacht  90. 

2)  Über  die  bayerischen  Einwendungen  erfahren  wir  bei  Bray 
nur,  daß  sie  sich  „nicht  wesentlich  außerhalb  des  Kreises  der- 
jenigen Vereinbarungen  bewegten,  die  später  in  Versailles  ge- 
troffen wurden".  Vgl.  auch  Laskers  Angaben,  die  auf  Delbrück 
zurückgehen,  in  Nr.  64. 
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Art.  78  (Verfassungsänderungen). 
Die  bayerische  Regierung  erklärte,  daß  sie  den  Art,  78 
unter  der  Voraussetzung  annehme,  daß  ihr^)  erstens  bezüg- 
lich aller  eine  Erweiterung  der  Bundeskompetenz ,  und 
zweitens  aller  das  Stimmrecht  sowie  die  Sonderstellung 
Bayerns  betreffenden  Verfassungsänderungen  ein  Veto  ein- 
geräumt werde.  Ein  Veto  dieser  Art  jeder  einzelnen  Bundes- 
regierung hielt  der  württembergische  Vertreter  für  unrichtig 
und  undurchsetzbar'^);  und  so  befürwortete  er  ein  ge- 
meinsames Veto  für  Verfassungsänderungen  seitens  einiger 
weniger  Bundesglieder,  in  der  Art,  daß  Verfassungsände- 
rungen durch  den  Widerspruch  einer  zu  bestimmenden 
kleineren  Zahl  von  Stimmen  sollten  verhindert  werden  können. 
Diesen  Vorschlag  Württembergs  unterstützte  auch  Delbrück. 

48.  Gh.  Friedrich  an  Jolly.    Lampertsheim,  September  23. 

Lorenz  338-339. 

Mit  großem  Interesse  habe  ich  aus  Ihrem  Schreiben 
vom  20.  entnommen,  mit  welchen  Eindrüci<en  die  nord- 
deutschen Abgeordneten  in  Karlsruhe  eintrafen.  Ihre  Schil- 
derung der  Erzählungen  dieser  Herren  gibt  mir  den  günsti- 
gen Eindruck,  daß  die  nationale  Frage  sich  in  entschiedenem 
Fortschreiten  befindet;  aber  ich  teile  auch  Ihre  Ansicht,  daß 
damit  noch  nicht  gesagt  ist,  es  werde  auf  diesem  Wege 
irgend  etwas  Entscheidendes  erlangt  werden.  Die  Gegner 
der  festeren  Einigung  des  Südens  mit  dem  Norden  sind 
noch  immer  vorhanden  und  haben  ihre  Bestrebungen  nicht 
aufgegeben.  Sie  werden  neue  Kraft  gewinnen,  wenn  sie 
gewahr  werden,  daß  es  sich  auch  jetzt  noch  darum  handelt, 
ein  Entgegenkommen  des  Südens  zu  hindern. 

Mehr  und  mehr  werde  ich  in  der  Ansicht  bestärkt,  daß 
wir  eine  Tatsache  schaffen  müssen,  d.  h.  daß  wir  nötigen- 
falls öffentlich  bekunden  können,  den  Antrag  in  den  Nord- 
bund aufgenommen  zu  werden,  gestellt  zu  haben,  nachdem 
wir  Bayern  und  Württemberg  davon  benachrichtigten.  Die 
öffentliche  Darlegung  unserer  Handlungsweise  wird  allein 
imstande  sein,  den  wichtigen  Einfluß  auf  das  Verhalten  und 


1)  Mittnacht  schaltet  hier  ein:  „Von  anderen  Faktoren  oder 
anderen  Regierungen  war  in  der  Formulierung  die  Rede  nicht." 

2)  Mittnacht  fügt  zur  Motivierung  seiner  Stellungnahme  noch 
fiinzu,  daß  ihm  „ein  bloß  bayerisches  Veto,  zum  mindesten  ge- 
sagt, doch  als  etwas  sehr  Eigentümliches"  erschienen  sei. 
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fernere  Verfahren  der  beiden  anderen  Staaten  zu  üben. 
Mit  unserem  Vorgang  werden  dann  die  von  den  Abgeord- 
neten beabsichtigten  Schritte  den  rechten  Druck  ausüben, 
welchen  man  preußischerseits  vermeiden  will.  Wir  müssen 
daher  auch  jetzt  wieder  uns  den  Nebennamen  der  enfants 
terribles  gefallen  lassen,  mit  dem  man  uns  seit  1866  beehrte. 
Das  Verfahren  hat  sich  bewährt  trotz  aller  Abmahnungen 
von  Berlin,  denn  ohne  dasselbe  würden  wir  nun  nicht  mit 
Preußen,  sondern  gegen  dasselbe  kämpfen.  Wenn  die 
preußische  Regierung  aus  Bescheidenheit!  jetzt  noch  die 
Einigung  ganz  Deutschlands  sich  von  Süddeutschland 
schenken  lassen  will,  statt  diese  schöne  Gabe  der  Nation 
selbst  anzubieten,  so  wollen  wir  wenigstens  nicht  fragen^ 
wie  Preußen  das  Geschenk  annimmt,  sondern  danach  trachten, 
dasselbe  auf  dem  uns  am  kürzesten  erscheinenden  Weg  zu 
gewinnen.  Dieser  Weg  wurde  schon  1866  von  Mathy  als 
der  allein  wahre  und  erfolgreiche  dem  Grafen  Bismarck  vor- 
geschlagen, d.  h.  die  Aufnahme  Badens  in  den  Norddeutschen 
Bund.  Schon  damals  haben  wir  den  anderen  Südstaaten 
den  unbedingten  Eintritt  als  das  Mittel  vorgeschlagen,  aus 
dem  Nordbund  einen  Gesamtbund  mit  besserer  Verfassung 
umzugestalten.  Jetzt  sind  die  damaligen  Voraussetzungen 
vollständig  beseitigt  und  wir  können,  ohne  von  irgendeiner 
Seite  gehindert  zu  werden,  die  Einigung  mit  dem  Norden 
vollziehen,  wenn  der  Norden  will!  das  muß  nun  erprobt 
werden  und  dafür  ist  die  baldige  öffentliche  Behandlung 
der  Sache  sehr  ratsam.  Möchten  Sie  bald  imstande  sein, 
Antworten  von  München  und  Stuttgart  vorzulegen,  damit 
wir  dann  zum  Handeln  kommen. 

49.  Graf  Tauffkirchen  an  die  bayrische  Regierung,  September  24. 

Erwähnt  in  Nr.  72. 

Berichtet  von  der  Absicht  König  Wilhelms,  den  König 
Ludwig  ins  Hauptquartier  einzuladen,  falls  eine  Annahme 
der  Einladung  zu  erwarten  sei. 

50.  Lasker  an  Delbrück.    Berlin,  September  24. 

Deutsche  Revue  17,  2,  180-181. 

Euer  Exzellenz  haben  gewiß  von  dem  Briefe,  welchen  ich 
von  der  Station  Appenweier  an  den  Gesandten  v.  Werthern 
gerichtet  habe,  Kenntnis  genommen.    Der  Brief  muß,  wenn 
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die  Post  pünktlich  war,  spätestens  Mittwoch  morgens  ein- 
getroffen sein.  Die  begleitenden  Freunde  und  ich  haben 
sehr  bedauert,  Sie  vor  der  Reise  nach  München  nicht  mehr 
persönlich  treffen  zu  können;  der  Brief  hat  mir  schwachen 
Ersatz  gegeben,  zumal  da  die  Eile  zur  Kürze  zwang.  Nach 
der  Rückkehr  hierher  erlaube  ich  mir,  zugleich  auf  den 
Wunsch  der  Reisegenossen,  den  wesentlichen  Inhalt  unserer 
Eindrücke  wiederzugeben. 

In  Baden  verlangen  Volk  und  Regierung  den  Eintritt  in 
den  Bund  als  eine  Wohltat,  zu  welcher  das  Land  berechtigt 
sei;  hier  gibt  es  keine  Modifikation. 

Am  nächsten  diesem  Lande  steht  jetzt  Württemberg,  doch 
wirkt  hier  der  Augenblick,  und  selbst  die  Regierung  teilt 
die  Ansicht,  daß  ein  schneller  Abschluß  der  Verhandlungen 
ratsam  ist.  Viele  und  verschiedenartige  Ursachen  haben 
den  Wechsel  im  Volke  und  am  Hofe  herbeigeführt.  Die 
Regierung  will  sich  jetzt  erhalten,  zukünftig  möglich  machen, 
indem  sie  der  herrschenden  Stimmung  genügt,  wünscht  aber 
schnell  vorzugehen,  damit  kein  Umschlag  sie  kompromittiere. 
Selbst  unabhängig  von  Bayern  will  sie  vorgehen,  doch  hat 
nicht  mit  Sicherheit  erforscht  werden  können,  welche  Wir- 
kung es  auf  den  einen  Souverän  ausüben  würde,  wenn  der 
benachbarte  Souverän  seine  Rechte  unangetastet  wahrt  und 
um  deswillen  dem  Bunde  fernbleibt.  Für  diesen  Fall  fühlt 
sich  die  Regierung  nicht  ganz  sicher,  und  deswegen  wünscht 
sie  durch  Entschiedenheit  auf  Bayern  einen  Druck  auszu- 
üben. Wesentliche  Modifikationen  werden  nicht  gefordert, 
wenn  auch  mancher  Wunsch  zur  Sprache  gebracht  werden 
sollte.  Die  jetzige  Regierung  halte  ich  für  ein  wohlgeeignetes 
Organ.  Über  die  Zustimmung  des  Landtags  bin  ich  außer 
Zweifel,  wenn  dieser  sich  sträubt,  hilft  eine  Neuwahl  gewiß. 

In  Bayern  ist  das  Volk  gleichfalls  für  den  Beitritt  reif, 
auch  hier  würde  eine  Neuwahl  das  gewünschte  Ergebnis 
herbeiführen,  wenn  nur  die  Regierung  sich  gebunden  hat. 
Die  Volksbewegungen,  welche  den  Wunsch  nach  dem  Bei- 
tritt zum  Bunde  kund  tun,  werden  Ew.  Exzellenz  nicht  ent- 
gangen sein.  Sie  gehen  von  den  angesehensten  Kreisen 
aus  und  verbreiten  sich  über  die  weitesten  Schichten.  Die 
Petition  an  den  König  von  Bayern  drückt  den  Ideengang 
aus:  die  positive  Gestalt  des  Norddeutschen  Bundes  und 
seine  Verfassung  bilden  die  entscheidende  Grundlage,  die 
Berücksichtigung  der  gebotenen  Modifikationen  wird  er- 
wartet.   Um  diesen  Ausdruck  weder  unbestimmt,  noch  zum 
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Vorwand  für  unannehmbare  Ansprüche  werden  zu  lassen, 
haben  wir  die  erträglichen  Modifikationen  mit  Freunden  des 
Bundes  besprochen  und  skizziert  ^).  DerWortlaut  befindet  sich 
in  den  Händen  der  bayrischen  Regierung  und  ist  wohl  auch 
Ihnen  bekannt.  Die  bedeutendsten  Mitglieder  der  Regierung 
haben  wir  überzeugt  gefunden,  daß  der  jetzige  Augenblick 
dem  Interesse  Bayerns  sehr  diene,  wenn  es  den  Bund  ab- 
schließt; keine  spätere  Zeit  werde  in  gleicher  Weise  den 
föderativen  Charakter  des  Bundes  zu  wahren  tauglich  sein. 
Versäume  Bayern  die  Gelegenheit,  so  sei  der  Einheitsstaat 
im  Laufe  der  Zeiten  nahezu  unabwendbar.  Tief  und  all- 
gemein war  die  Überzeugung,  daß  die  Gemeinsamkeit  der 
Wehrlast,  der  Verzicht  auf  die  Prüfung  des  Kriegsfalls,  die 
Beitragslast  zur  Flotte,  die  einheitliche  Repräsentierung  nach 
außen  unter  allen  Umständen  unabwendbar  seien.  Auch 
lasse  die  Institution  des  Zollvereins  sich  nicht  gut  erhalten, 
sondern  eine  verfassungsmäßige  Grundlage  müsse  an  die 
Stelle  treten.  Eine  völlige  Isolierung  Bayerns,  namentlich 
nach  dem  Beitritte  Württembergs  zum  Bunde,  wird  als  die 
äußerste  Gefahr  sehr  gefürchtet.  Verschiedenheit  der  An- 
sichten ergab  sich  bei  den  technischen  Einzelheiten;  jeder 
Minister  schien  mir  die  Selbständigkeit  seines  Ressorts  retten 
zu  wollen,  doch  wird  das  Werk  an  diesen  Einzelheiten  nicht 
scheitern.  Im  großen  und  ganzen  aber  ließ  sich  eine  ge- 
wisse Unsicherheit  nicht  verkennen,  hervorgerufen  durch 
den  Glauben,  daß  die  norddeutsche  Regierung  nicht  be- 
sonders begierig  sei,  den  Bund  auszudehnen,  und  sie  mit 
Minderem  sich  abfinden  lassen  werde.  Widerlegt  der  Ernst  der 
Verhandlungen  diesen  Glauben,  wie  ich  keinen  Augenblick 
zweifle,  dann  ist  Bayern  für  den  Bund  zu  gewinnen,  auf 
Grundlage  der  jetzigen  Verfassung,  unter  solchen  Modifika- 
tionen, welche  die  Würde  Bayerns  wahren,  das  Wesen  des 
Bundesstaates  nicht  beeinträchtigen. 

In  allen  unsern  Verhandlungen  haben  wir  jeden  Partei- 
charakter völlig  ausgeschlossen  und  nur  die  Sache  des 
Bundes  vertreten,  wie  sie  im  Lichte  ihrer  aufrichtigen  Freunde 
erscheint.  Die  bundesstaatliche  Idee  darf  nicht  getrübt, 
keine  Grundlage  des  Bundesstaates  erschüttert,  die  Macht 
der  Zentralgewalt  nicht  gelockert  werden.  Das  Gewichts- 
verhältnis Preußens  darf  keine  Schwächung  erfahren.  Überall 
haben  wir  die  Gemüter  dafür  empfänglich  gefunden,   daß 


1)  S.  oben  Nr.  31. 
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das  Werk  von  1866  nicht  verleugnet,  sondern  fortgebildet 
werde.  Praktisch  folgt  unter  anderm  daraus  der  Wunsch, 
daß  nicht  ein  konstituierender  Reichstag  von  neuem  anfange, 
sondern  die  Ausdehnung  des  Bundes  und  die  Annahme  der 
vereinbarten  Modifikationen  auf  dem  in  der  Verfassung  vor- 
geschriebenen Wege  erfolge.  Auch  würde  es  sehr  ver- 
wirren, wenn  die  Schleusen  der  Wünsche  geöffnet  würden, 
ehe  der  Bund  selbst  gesichert  und  verfassungsmäßig  be- 
stätigt ist. 

Viele  aufklärende  Einzelheiten  und  neben  herlaufende 
Erörterungen  passen  nicht  in  den  Rahmen  eines  kürzeren 
Briefes,  doch  dienen  wir  vielleicht  auch  mit  der  knappen 
Skizze  unserer  Eindrücke,  welche  wir  alle  drei  gleichmäßig 
empfangen  haben  und  gleich  beurteilen.  In  so  wichtigen 
Dingen  haben  wir  geglaubt,  auch  diesen  kleinen  Beitrag 
nicht  versäumen  zu  dürfen. 


51.  Gh.  Friedrich  an  Joliy.    Lampertsheim,  September  24,  -  25. 

Lorenz  341-342. 

Mit  Interesse  habe  ich  aus  Ihrem  Schreiben  vom  22.  ent- 
nommen, daß  die  Lage  der  Dinge  sich  wieder  verändert  hat. 

Wenn  auch  die  bayrische  Regierung  Schritte  getan  hat, 
um  zu  Verhandlungen  mit  dem  Norddeutschen  Bunde  zu 
schreiten,  so  scheint  doch  vorerst  im  Resultat  nichts  daraus 
erwachsen  zu  sollen,  und  es  kommt  mir  vor,  als  sei  man 
beiderseits  befriedigt,  einen  solchen  Abschluß  erreicht  zu 
haben. 

Ein  Teil  des  Wunsches  des  Bundeskanzlers  ist  erfüllt 
—  er  kennt  die  Absichten  der  bayrischen  Regierung.  Wird 
er  nun  daran  anknüpfen,  um  die  Einigungsfrage  weiter- 
zuführen, oder  wird  er  sich  begnügen  zu  sagen  —  der 
Süden  will  noch  keine  Einigung  mit  dem  Norden,  wir  dür- 
fen ihn  nicht  zwingen,  wir  warten  ab!  Diese  Fragen  be- 
wegten mich  bei  Durchlesung  der  eingesandten  Schrift- 
stücke und  ich  nahm  die  Berechtigung  zu  diesen  Zweifeln 
aus  den  bisherigen  Erfahrungen. 

Ich  komme  daher  immer  wieder  auf  die  Ansicht  zurück, 
daß  wir  wieder  danach  trachten  müssen,  den  Einzeleintritt 
in  den  Nordbund  zu  erreichen  und  damit  eine  Tatsache  zu 
schaffen,  welche  eine  zwingende  Wirkung  auf  die  übrigen 
Südstaaten  üben  muß. 
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Da  Herr  Delbrück  die  Instruktion  erhalten  hat,  sich  auf 
die  bayrischen  Vorschläge  nicht  einzulassen  und  überhaupt 
nur  wenige  Konzessionen  an  Bayern  in  Aussicht  zu  stellen, 
so  kann  ich  mir  kaum  denken,  daß  auf  dem  bisher  ein- 
geschlagenen Wege  eine  Verständigung  wird  vorbereitet  wer- 
den können,  welche  der  beabsichtigten  Fürstenversammlung 
nützlich  wäre.  Diese  Versammlung  muß  einen  vorbereiteten 
Boden  haben,  sonst  wird  sie  uns  schädlich  sein,  da  sie  die 
Gegensätze  noch  mehr  als  bisher  zutage  fördert. 

Die  beste  Vorbereitung  wäre  der  bestimmte  Antrag 
Badens  in  den  Norddeutschen  Bund  einzutreten,  wie  er  ist, 
und  damit  vielleicht  den  Nutzen  zu  erreichen,  daß  bis  da- 
hin nur  noch  Bayerns  Eintritt  als  zweifelhaft  zu  betrachten 
wäre. 

Die  erneute  Darlegung  dieses  sehr  einfachen  Verfahrens 
an  Graf  Bismarck  dürfte  ihn  vielleicht  doch  zur  Überzeugung 
bringen,  das  er  damit  viele  andere  Schwierigkeiten  am  ein- 
fachsten zu  überwinden  vermag. 

Ich  gebe  es  daher  wiederholt  Ihrer  Erwägung  anheim, 
ob  nicht  gerade  jetzt  der  Zeitpunkt  gekommen  wäre,  einen 
bestimmten  Antrag  Badens  auf  Eintritt  in  den  Nordbund 
an  die  Bundesregierung  zu  stellen  und  davon  den  Re- 
gierungen von  Bayern,  Württemberg  und  Hessen  Nachricht 
zu  geben. 

52.  Marquardsen  an  Lasker,  September  25. 
Deutsche  Revue  17,  2,  J82-183. 

Unsere  Gedanken  berühren  sich  so  nahe,  daß  ich  gerade 
an  Sie  schreiben  wollte,  als  Ihre  Zeilen  anlangten.  Was  ich 
Ihnen  über  den  Stand  der  Dinge  hier  schreiben  kann,  ist 
folgendes:  Nach  direkten  Äußerungen  Delbrücks  ist  derselbe 
mit  seiner  Aufnahme  sehr  zufrieden.  Dafür  spricht  der  Um- 
stand, daß  er  angeblich  ohne  Instruktionen,  nur  zur  In- 
formation, gekommen  sein  wollte,  aber  am  Tage  darauf  die 
fehlenden  Instruktionen  da  waren.  Es  hat  dann  am  Donners- 
tag Morgen  eine  Ministerberatung  stattgefunden,  der  auch 
Delbrück  und  Mittnacht  beiwohnten.  Mittnacht  hat  sich  ganz 
entschieden  auf  den  Standpunkt  gestellt,  wie  Sie  denselben 
in  Stuttgart  kennen  lernten  und  dadurch  auch  bei  unseren 
Herren  großen  Eindruck  gemacht.  Das  Resultat  war  der 
Beschluß,  auf  Grundlage  der  norddeutschen  Bundesverfassung 
in  Verhandlung  über  den  Anschluß  Bayerns  zu  treten.  Graf 
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Bray  hat  die  königliche  Genehmigung  zu  diesem  Schritte 
noch  am  Abende  desselben  Tages  von  Berg  mitgebracht. 
Seitdem  ist  Delbrück  beim  König  gewesen,  und  da  ich  ihn 
selber  nicht  gesprochen  habe,  kann  ich  nur  noch  hinzu- 
fügen, daß  er  in  einer  Unterhaltung  mit  dem  Bürgermeister 
Erhardt  und  Abgeordneten  Thomas,  die,  bei  Gelegenheit 
der  vorgestrigen  Serenade  von  Werthern  Delbrück  vor- 
gestellt wurden,  seine  Überzeugung  von  dem  Zustande- 
kommen der  Einigung  erklärt  hat.  Die  Minister  haben  seit- 
dem jeden  Morgen  Sitzung  wegen  der  Modifikationen,  deren 
Ausarbeitung  Lutz  persönlich  übernommen  hat.  Charakte- 
ristisch ist  eine  Äußerung  Schlörs,  der  natürlich  mit  Wider- 
willen bei  der  ganzen  Sache  ist:  Wenn  die  Soldaten  aus  dem 
Feld  kommen,  hätte  man  es  (d.  h.  wohl  vor  allem  sich)  gar 
nicht  halten  können.  Über  die  Widerstandslosigkeit  Württem- 
bergs hat  er  sehr  geschimpft.  Gerne  ist  übrigens  von  allen 
Ministern,  vielleicht  mit  Ausnahme  Brauns,  niemand  auf  die 
neue  Position  eingegangen.  Deshalb  wird  man  wegen  des 
Fortgangs  der  Sache  auch  noch  sehr  aufmerksam  sein 
müssen.  Wegen  der  Kompetenz  nach  Art.  4  muß  ein  Ab- 
kommen ganz  im  Sinne  unserer  desfallsigen  Besprechungen 
getroffen  werden,  daß  die  vor  unserem  Beitritt  erlassenen 
Gesetze  nicht  ohne  weiteres  auf  Bayern  Anwendung  finden. 
Über  diesen  Punkt  habe  ich  mit  verschiedenen  Ministerial- 
räten verhandelt  und  gegen  die  Anerkennung  der  Kom- 
petenzen an  sich  keinerlei  Bedenken  gefunden.  Auch  unser 
Barth  ist  mit  einem  solchen  Vorbehalt,  der  im  Vertrag  aus- 
zusprechen wäre,  ganz  zu  beruhigen.  Über  den  weiteren 
Gang  der  Dinge  höre  ich  (aber  nicht  aus  so  hoher  Quelle 
als  das  bisher  Mitgeteilte),  daß  die  eigentliche  Vertrags- 
verhandlung im  Hauptquartier  zwischen  Bismarck  und  Graf 
Bray  geführt  werden  soll,  dem  man  Hilfsarbeiter  aus  den 
verschiedenen  Ministerien  beigeben  wird.  Die  Minister  halten 
ihren  nächsten  und  intimsten  Freunden  und  Mitarbeitern 
gegenüber  sich  in  den  letzten  Tagen  höchst  zugeknöpft,  so 
daß  meine  diplomatischen  Quellen  die  einzig  fließenden 
sind,  und  von  diesen  bin  ich  seit  48  Stunden  ohne  Nach- 
richt von  Bedeutung  geblieben 

53.  Lasker  an  Jolly.     Berlin,  September  26. 

Deutsche  Revue  17,  2,  296. 
Aus  einer  Bemerkung  des  Herrn  Professor  Römer,  den 
ich  zufällig  auf  einer  Eisenbahnstation  getroffen,  habe  ich 
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entnommen,  daß  Sie  in  Zweifel  waren,  ob  Bismarck  den  An- 
schluß aller  Südstaaten  wolle.  Meine  Ansicht  habe  ich  in 
Karlsruhe  mitgeteilt,  heute  kann  ich  dieselbe  durch  tatsäch- 
liche und  glaubwürdige  Berichte  bestätigen.  Bismarck 
wünscht  den  Beitritt  des  ganzen  Südens  auf  das  Lebhafteste, 
wird  natürlich  den  Bayerns  nicht  mit  einer  Lockerung  der 
Bundesgewalt  erkaufen  und  ist  deshalb  vorbereitet,  die 
anderen  Staaten  allein  aufzunehmen,  wenn  Bayern  Un- 
annehmbares zumutet.  Die  nationale  Haltung  der  württem- 
bergischen Regierung  bestätigt  sich.  Sie  haben  vielleicht, 
was  ich  mitteile,  schon  anderweitig  erfahren,  doch  habe  ich 
geglaubt,  meine  Wissenschaft  nicht  vorenthalten  zu  dürfen. 

54.  Marquard  Barth  an  Lasker.    München,  September  27. 

Deutsche  Revue  17,  2,  185-186. 

Ihre  freundliche  Zuschrift  vom  24.  habe  ich  erhalten. 
Von  den  Verhandlungen  mit  D.  hören  wir  Privatpolitiker 
nur  gelegentlich  etwas,  D.  selbst  hat  noch  keiner  von  uns 
gesehen.  Die  Verhandlungen  sind  noch  im  Gang  und  die 
Situation  hat  sich  verschlechtert,  als  man  an  das  Kapitel 
von  der  Armee  kam.  Unser  Kriegsminister  findet,  daß  man 
ihm  zu  wenig  freie  Bewegung  lasse.  Ich  hoffe  aber  doch, 
daß  schließlich  etwas  zustande  kommt,  wenn  anders  D.  auf 
keine  Vertagung  eingeht,  sondern  ein  Ultimatum  verlangt. 
Man  kann  dann  der  öffentlichen  Meinung  gegenüber  nicht 
mehr  zurück,  ohne  sich  unmöglich  zu  machen,  und  unmög- 
lich wollen  unsere  Exzellenzen  sicher  nicht  werden.  Von 
Württemberg  dürfen  Sie  nicht  zuviel  erwarten;  ich  bin  noch 
immer  der  Meinung,  daß  sich  die  Herren  in  Stuttgart 
schließlich  nach  uns  richten.  Wenn  man  dort  eine  Erweite- 
rung der  Kompetenz  der  Justizgesetzgebung  wünscht,  so 
hat  man,  wenn  diese  einmal  Bundessache  sein  soll,  meines 
Erachtens  recht.  Ich  will  viel  lieber  ein  deutsches  Zivil- 
gesetzbuch, als  bloß  ein  deutsches  Obligationenrecht,  was 
für  sich  allein  in  brauchbarer  Weise  gar  nicht  zu  machen 
ist.  Daß  Graf  Bismarck  Bayern  bei  dem  Eintritt  zu  viele 
Konzessionen  machen  werde,  glaubt  hier  niemand,  wohl 
aber,  daß  ihm  an  dem  Eintritt  Bayerns  überhaupt  nichts 
liege,  ja  daß  er  denselben  im  Grunde  nicht  einmal  gern 
sehe,  und  dazu  scheint  er  leider  durch  Äußerungen,  die 
hierher  rapportiert  wurden,  einigen  Anlaß  gegeben  zu  haben. 
Bennigsen    weiß    darüber    ja    das    Nähere    aus    den   Be- 
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sprechungen,  die  ich  noch  am  letzten  Abend  hier  mit  ihm 
gehabt  habe.  Wir  tun  hier,  was  wir  können,  es  scheint  mir 
aber  notwendig,  daß  nicht  bloß  die  bayrische,  sondern  die 
ganze  Presse,  daher  auch  die  norddeutsche,  jetzt  fort  und 
fort  die  Notwendigkeit  des  Abschlusses  in  diesem  großen 
Moment  betone  und  daß  dem  Verlangen  danach  auch  in 
Norddeutschland  durch  Resolutionen  usw.  Ausdruck  ge- 
geben werde.  Die  süddeutschen  Regierungen  müssen  sich 
darüber  klar  werden,  daß  sie  es  mit  einem  Postulat  der 
Nation  zu  tun  haben,  dem  sie  nicht  werden  widerstehen 
können 


55.  Denkschrift  des  Ministers  v.  Friesen  für  den  Bundeskanzler 

über  eventuelle  Abänderungen  der  Bundesverfassung '). 

Dresden,  September  28. 

V.  Friesen  3,  141  f. 

Der  wichtigste  Punkt,  der  hierbei  in  Frage  kommt,  ist 
Art.  78.  Derselbe  ist  bei  der  Beratung  und  der  Annahme 
der  Verfassung  weder  der  sächsischen  noch  einer  der  übri- 
gen Regierungen  der  Bundesstaaten  bedenklich  erschienen. 
Bei  einem  jeden  Bunde  verschiedener  Staaten  sind  der 
Natur  der  Sache  gemäß  der  Bundesvertrag,  durch  welchen 
die  Stellung  der  einzelnen  Staaten  zu  dem  Bunde  und  das 
Maß  der  von  ersteren  auf  den  letzteren  übertragenen  Rechte 
normiert  wird,  und  die  Verfassung  des  Bundes  zu  unter- 
scheiden, durch  welche  die  gesamte  Gestaltung  des  Bundes 
sowie  die  Formen,  in  und  die  Bedingungen,  unter  welchen 
er  die  ihm  zukommenden  und  durch  den  Bundesvertrag 
ihm  übertragenen  Rechte  ausüben  soll,  festgestellt  worden. 
An  diesen,  wie  es  scheint,  in  der  Natur  der  Sache  begrün- 
deten Sätzen  kann  auch  dadurch  nichts  geändert  werden, 
daß  der  Bundesvertrag  nicht  als  eine  besondere,  selbstän- 
dige Urkunde  vorhanden,  sondern  mit  den  Verfassungs- 
bestimmungen in  eine  und  dieselbe  Urkunde  zusammengefaßt 
ist.  Von  diesen  Ansichten  ausgehend,  hat  man  auch  anfäng- 
lich an  der  Fassung  von  Art.  78  keinen  Anstoß  genommen. 
Man  nahm  an,  daß  dadurch  nur  der  Weg  bezeichnet  werden 


1)  Eine  ähnliche  Denkschrift  hatte  v.  Friesen  schon  im  August 
für  König  Johann  verfaßt;  sie  hat  offenbar  als  Grundlage  für 
die  obige  gedient.  Einen  kurzen  Auszug  daraus  gibt  er  S.  127  f. 
Die  sachlich  wichtigen  Abweichungen  notiere  ich  in  den  An- 
merkungen. 
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solle,  auf  welchem  überhaupt  Verfassungsänderungen  vor- 
genommen werden  könnten,  ohne  jedoch  darüber  eine  Be- 
stimmung zu  treffen,  welche  Punkte  der  Verfassung  auf 
diesem  Wege  ohne  weiteres  abgeändert  werden  könnten 
und  bei  welchen,  als  ihrer  Natur  nach  dem  Bundesvertrage 
angehörig,  überdies  auch  die  Zustimmung  der  gesetzgeben- 
den Faktoren  der  einzelnen  Bundesstaaten  zur  Gültigkeit 
einer  Abänderung  erforderlich  sei. 

Später  hat  sich  jedoch  ergeben,  daß  diese  Ansicht  weder 
von  der  Mehrheit  des  Reichstags  noch  von  der  preußischen 
Regierung  geteilt  wird.  Im  Gegenteil  wird  von  beiden  als 
zweifellos  angenommen,  daß  eine  jede  Bestimmung,  die 
Oberhaupt  in  der  Verfassung  enthalten  ist,  auf  dem  in  §  78 
vorgezeichneten  Wege  abgeändert  werden  kann.  Man  hat 
sich  hierbei  darauf  bezogen,  daß  in  den  Verfassungsurkun- 
den der  meisten  einzelnen  Staaten  des  Bundes  ähnliche  Be- 
stimmungen mit  gleicher  Tragweite  enthalten  seien,  ohne 
daß  dadurch  dort  Nachteile  entstanden  seien;  man  hat  aber 
dabei  den  großen  Unterschied  zwischen  einem  Einheits- 
staate und  einem  Bundesstaate  nicht  vollständig  berücksich- 
tigt, der  darin  besteht,  daß  in  dem  Einheitsstaate  alle  bei 
der  Sache  wirklich  Beteiligte  zu  einer  Verfassungs-Anderung 
zustimmen  müssen,  während  in  einem  Bundesstaate  bei  der 
Geltung  des  gleichen  Grundsatzes  die  Minorität  der  einzelnen 
Staaten  wider  ihren  eigenen  Willen  dazu  gezwungen,  näm- 
lich von  der  Majorität  überstimmt  werden  kann.  Welche 
Gefahren  auf  diese  Weise  nicht  bloß  für  die  verfassungs- 
mäßigen Rechte,  sondern  geradezu  für  die  Existenz  der 
Einzelstaaten  entstehen  können,  bedarf  keines  Nachweises. 
Daß  dergleichen  Gefahren  für  die  nächste  Zukunft  nicht  zu 
besorgen  sind,  ist  den  bundestreuen  und  echt  deutschen 
Gesinnungen  des  hohen  Bundes-Präsidiums  und  des  Herrn 
Bundeskanzlers  zu  verdanken,  aber  auch  das  unbedingteste 
Vertrauen  auf  Personen  kann  auf  die  Dauer  keine  Sicherheit 
gewähren,  und  die  diesfalls  bestehenden  sachlichen  Bedenken 
erscheinen  um  so  weniger  unbegründet,  als  notorischer- 
weise im  Reichstage  und  in  Preußen  überhaupt  eine  zahl- 
reiche und  sehr  rührige  Partei  besteht,  die  gar  kein  Hehl 
daraus  macht,  daß  sie  den  Bundesstaat  nur  als  ein  Über- 
gangsstadium und  den  Einheitsstaat  als  das  eigentliche  Ziel 
betrachtet,  dessen  Erreichung  für  sie  nur  eine  Frage  der 
Zeit  ist. 

Wer  aber  diese  Ansicht  nicht  teilt,  vielmehr  den  Bundes- 
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Staat  als  die  für  Deutschland  passendste  Art  ehrlich  will,  der 
wird  sich  auch  der  Erwägung  nicht  wohl  verschließen  können, 
daß  die  durch  Art.  78  hervorgebrachte  Unsicherheit  der 
einzelnen  Staaten  auch  für  die  Befestigung  und  innere  Ent- 
wicklung des  Bundes  selbst  nur  nachteilig  sein  kann;  denn 
es  wird  dadurch  ein  Mißtrauen  der  einzelnen  Staaten  unter 
sich  und  eine  ängstliche,  manchmal  fast  kleinlich  erschei- 
nende Besorgnis  vor  Beeinträchtigung  ihrer  Sonderrechte 
hervorgerufen,  die  für  das  Bestehen  eines  gegenseitigen 
offenen  und  bundesfreundlichen  Verhältnisses  nicht  förder- 
lich sein  kann  und  gewiß  sofort  verschwinden  würde,  wenn 
die  Einzelstaaten  eine  verfassungsmäßige  Sicherstellung  da- 
gegen erhielten,  daß  ihnen  nicht  mit  Hilfe  vom  §  78  der 
Lebensfaden  nach  und  nach  immer  mehr  und  mehr  ge- 
schwächt und  dann  einmal  ganz  abgeschnitten  werden  kann. 
Diese  Sicherstellung  könnte  dieselbe  sein,  wie  sie  unter 
sehr  ähnlichen  Verhältnissen  z.  B.  der  Bundesstaat  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  seinen  Einzelstaaten  ge- 
währt, nämlich  die  Bestimmung,  daß  zu  Verfassungsverände- 
rungen außer  der  Beschlußfassung  des  Bundesrats  und  des 
Reichstags  auch  noch  die  Zustimmung  der  gesetzgebenden 
Gewalten  der  Einzelstaaten  erforderlich  sei.  Nun  wird  bei 
der  Eigentümlichkeit  unserer  Verfassung,  die  eine  große 
Menge  von  Detailbestimmungen  enthält,  diese  Sicherstellung 
sich  nur  auf  eine  verhältnismäßig  kleine  Anzahl  der  wich- 
tigsten Artikel  beschränken  können,  etwa  auf  Art.  1,  4,  6, 
9,  11,  17,  18,  19  und  37,  ohne  jedoch  damit  aussprechen 
zu  wollen,  daß  sich  nicht  bei  einer  näheren  Erwägung  viel- 
leicht noch  einige  andere  Artikel  finden  würden,  die  einer 
gleichen  Sicherstellung  bedürftig  wären.  Um  dies  auszu- 
sprechen, würde  es  nur  eines  Zusatzes  zu  Art.  78  etwa  in 
folgender  Fassung  bedürfen:  „Abänderungen  von  Art.  1  usw. 
bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  überdies  noch  der  in  verfas- 
sungsmäßigem Wege  zu  erteilenden  Zustimmung  sämtlicher 
einzelner  Bundesstaaten". 

Ein  fernerer  unverkennbarer  Übelstand  ist  es,  daß  die 
Bundesverfassung  vollständig  darüber  schweigt,  in  welcher 
Weise  Differenzen  über  die  Auslegung  der  Verfassung  zwi- 
schen dem  Bunde  und  den  Einzelstaaten  oder  dem  Bundes- 
rate und  dem  Reichstage  zu  entscheiden  sind.  Eine  Er- 
gänzung dieser  Lücke,  sei  es  nun  durch  Einsetzung  eines 
besonderen  Bundesgerichts  für  solche  Fälle  oder  auf  einem 
anderen  geeigneten  Wege  ist  dringend  nötig. 

Brandenburg:  Gründung  des  deutschen  Weiches.  5 
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Wünschenswert  wäre  ferner  eine  verfassungsmäßige  Be- 
stimmung darüber,  in  welcher  Form  der  Bundesrat  die  ihm 
obliegenden  administrativen  Funktionen  auszuüben  hat.  Die- 
selben würden  sich,  wenn  infolge  des  Zutritts  der  süd- 
deutschen Staaten  der  Bundesrat  und  der  Zollbundesrat 
in  Eins  zusammenfließen  sollten,  nicht  unwesentlich  ver- 
mehren. Auch  hat  sich  schon  bei  der  Beratung  verschie- 
dener Gesetzesvorlagen  im  Reichstage  herausgestellt,  daß 
es  angemessen  sein  kann,  dem  Bundesrate  auch  in  einigen 
anderen  Beziehungen  die  Befugnisse  einer  höchsten  Admini- 
strativbehörde zu  übertragen.  Zur  Erfüllung  solcher  Auf- 
gaben ist  nun  aber  der  Bundesrat  in  seiner  jetzigen  Zu- 
sammensetzung wenig  geeignet,  einmal  weil  er  zu  zahlreich, 
und  sodann,  weil  er  nicht  regelmäßig  und  nicht  dauernd  bei- 
sammen ist,  dies  auch  nicht  wohl  sein  kann,  weil  sich  die 
kleineren  Bundesstaaten  teils  aus  pekuniären  Rücksichten,  teils 
aus  Mangel  an  geeigneten  Persönlichkeiten  nicht  in  der  Lage 
befinden,  eigene  ständige  Bevollmächtigte  dauernd  in  Berlin 
zu  unterhalten.  Das  schon  bei  den  jetzigen,  meist  verhält- 
nismäßig kurzen  Zusammenkünften  aus  obigen  Gründen  viel- 
fach angewendete  Mittel,  daß  der  Bevollmächtigte  eines 
Staates  die  Stimmen  einer  größeren  Anzahl  anderer  kleinerer 
Staaten  abwechselnd  mit  vertritt,  hat  wegen  des  dadurch 
hervorgebrachten  öfteren  Wechsels  der  Personen  schon  bei 
der  Beratung  von  Gesetzgebungs-Gegenständen,  bei  denen 
doch  in  der  Regel  nach  Instruktionen  abgestimmt  wird,  seine 
großen  Bedenken,  würde  aber  die  Behandlung  eigentlicher 
administrativer  Gegenstände  durch  den  Bundesrat  wegen 
der  dadurch  veranlaßten  Unsicherheit  der  Majorität  fast  un- 
ausführbar machen.  Es  wäre  daher  wohl  zu  erwägen,  ob 
nicht  bei  der  jetzigen  Gelegenheit  sich  eine  Einrichtung  da- 
hin treffen  ließe,  daß  der  Bundesrat  die  ihm  verfassungs- 
mäßig oder  durch  besondere  Bundesgesetze  zugewiesenen 
administrativen  Befugnisse  nicht  im  Plenum,  sondern  in  einem 
engeren  Ausschusse  mit  einer  reduzierten  Stimmenzahl  aus- 
zuüben hätte,  dessen  Mitglieder  aber  sich  ständig  in  Berlin 
aufhalten  müßten.  Um  nur  eine  von  den  verschiedenen 
Formen,  in  welcher  diese  Idee  ausführbar  sein  würde,  zu 
bezeichnen,  sei  hier  beispielsweise  angeführt,  daß  in  einem 
solchen  bleibenden  Ausschusse  vielleicht  Preußen  5,  Bayern  2,. 
Sachsen,  Württemberg,  Baden  und  Hessen  je  1  und  die 
übrigen  Staaten  in  einzelnen  Gruppen  2  bis  3  Kollektiv- 
stimmen haben  könnten. 
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Ferner  ist  noch  auf  einen  Punl<t  hinzuweisen,  der  für  die 
Zukunft  von  Wichtigkeit  werden  kann.  Es  ist  die  Frage,  ob 
das  Bestehen  einer  einzigen,  auf  dem  allgemeinen  Stimm- 
recht beruhenden  repräsentativen  Versammlung  den  großen 
konservativen  Interessen  der  Nation  auf  die  Dauer  genügend 
entsprechen  könne,  wobei  das  Wort  „konservativ"  nicht  in 
dem  Sinne  eines  Partei-Interesses  genommen  ist,  sondern 
in  dem  Sinn,  wo  es  sich  auf  die  Aufrechterhaltung  von  Recht 
und  Gerechtigkeit,  von  öffentlicher  Ordnung  und  Sitte  sowie 
von  Sicherheit  des  Besitzes  und  der  persönlichen  Freiheit 
auch  der  numerischen  Minoritäten  im  Volke  bezieht.  Der 
bisherige  günstige  Erfolg  kann  für  eine  längere  Zukunft,  für 
welche  doch  jetzt  gebaut  werden  soll,  nicht  als  unbedingt 
beruhigend  angesehen  werden  und  wenn  einmal  eine  der 
öffentlichen  Ordnung  oder  dem  monarchischen  Prinzipe  feind- 
liche Partei  im  Reichstage  die  Oberhand  gewinnen  sollte, 
dann  würde  der  Bundesrat  bei  seiner  Zusammensetzung  ge- 
wiß nicht  geeignet  sein,  ihr  einen  kräftigen  Damm  entgegen- 
zusetzen. Es  wäre  daher  wohl  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob 
nicht  durch  Einsetzung  eines  Staatenhauses  oder  eines  zweck- 
mäßig organisierten  Oberhauses  ^)  einer  solchen  Gefahr  schon 
jetzt  vorgebaut  werden  könnte.  Doch  würde  dies  freilich 
eine  tiefer  eingreifende  Änderung  sein,  auf  welche  hier  nur 
ganz  im  allgemeinen  hingewiesen  werden  soll. 

Endlich  sei  es  gestattet,  am  Schlüsse  noch  eine  Bemer- 
kung beizufügen.  Es  ist  vorauszusehen,  daß  die  Anträge 
auf  Einsetzung  von  Bundesministerien,  die  ja  wiederholt 
schon  im  Reichstage  aufgetaucht  sind,  sich  fortwährend 
wiederholen  und  insbesondere  dann,  wenn  infolge  des  Zu- 
tritts der  süddeutschen  Staaten  einige  Verfassungsänderungen 
notwendig  werden  sollten,  mit  erneuter  Stärke  und  Dring- 
lichkeit hervortreten  werden.  So  wenig  nun  auch,  insbe- 
sondere vom  Standpunkte  der  Einzelstaaten  aus,  für  eine 
solche  Einrichtung  irgendein  Interesse  vorliegt 0,  so  scheint 


1)  In  der  früheren  Denkschrift  ist  die  Rede  von  Errichtung 
„eines  Staatenhauses  nach  Analogie  der  z.  B.  in  Nordamerika 
und  in  der  Schweiz  bestehenden  ähnlichen  Einrichtungen." 

2)  In  der  früheren  Denkschrift  hatte  v.  Friesen,  sachlich  er- 
heblich abweichend  ausgeführt :  er  halte  für  wünschenswert  „die 
Errichtung  von  Bundesministerien  in  der  Art,  daß  die  Minister 
des  Äußeren,  des  Kriegs  und  der  Marine  von  dem  Könige  von 
Preußen  allein,  die  übrigen  Minister  aber  von  dem  Bundesrate 
ernannt  würden."   Diese  Einrichtung  habe  er  deshalb  gewünscht, 

5* 
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es  doch  durch  die  Vorsicht  geboten,  sich  schon  jetzt  mit 
dem  Gedanken  zu  beschäftigen,  daß  vielleicht  bald  ein  Zeit- 
punkt kommen  werde,  wo  man  einem  solchen  Drängen  nicht 
mehr  wird  widerstehen  können,  und  daß  es  daher  zweck- 
mäßig sei,  schon  jetzt  Einrichtungen  anzubahnen,  die  ge- 
eignet sind,  einige  der  hauptsächlichsten  Bedenken  zu  be- 
seitigen, welche  sich  aus  der  bestehenden  Bundesverfassung 
gegen  die  Einrichtung  verantwortlicher  Bundesministerien 
herleiten  lassen.  Es  scheint  mir,  als  ob  die  in  den  vor- 
stehenden Bemerkungen  angedeuteten  Einrichtungen  hierzu 
ganz  wesentlich  mit  beitragen  würden. 

56.  V.  Freydorf  an  Gh.  Friedrich.     Karlsruhe,  September  29. 

Meyer  63. 

Übersendet  v.  Mohls  Berichte  aus  München  vom  23.,  24. 
und  28.  September^).  Aus  denselben  gehe  hervor,  daß  es 
sich  um  einen  Eintritt  Bayerns  in  den  norddeutschen  Bund 
handelt,  daß  diese  Vorbehalte  und  Bedingungen  das  Maß 
von  Konzessionen  nicht  zu  überschreiten  scheinen,  welches 
man  stets  als  ein  Minimum  für  Bayern  erwartet  hat,  und 
endlich,  daß  man  Ew.  Königlichen  Hoheit  Regierung  gegen- 
über offenes  Spiel  spielt. 

57.  V.  Mohl  an  die  Badische  Regierung,  Oktober  1. 

Lorenz  343-344. 

Der  König  sei  vollkommen  unzugänglich  und  Graf  Bray 
sehr  verschlossen,  stelle  aber  die  Verhandlungen  als  ziem- 
lich aussichtslos  hin.  Bayern  habe  gewünscht,  einen  all- 
gemeinen Deutschen  Bund  herzustellen  und  auch  Österreich 
in  die  neue  Kombination  hineinzuziehen.  Preußen  sei  aber 


„weil  außerdem  der  Drang  der  Notwendigkeit  dahin  führen 
mußte,  daß  die  preußischen  Minister  tatsächlich  die  eigentlich 
einem  Bundesministerium  zukommenden  Geschäfte  besorgten, 
ohne  doch  dem  Bundesrate,  d.  h.  also  dem  Bunde  verantwort- 
lich zu  sein."  v.  Friesen  fügt  hinzu  (ohne  daß  man  sieht,  ob 
es  in  der  Denkschrift  stand):  „Die  oft  gehörte  Befürchtung,  daß 
durch  die  Einrichtung  von  Bundesministerien  Eingriffe  in  die 
Rechte  des  Bundesrats  imd  der  Einzelstaaten  begünstigt  werden 
könnten,  vermochte  ich  nicht  zu  teilen,  sobald  nur  die  Grenzen 
der  Bundeskompetenz  gehörig  festgestellt  wurden." 

1)  Der  genauere  Inhalt  dieser  Berichte  ist  unbekannt.  Die 
paar  Notizen  bei  Meyer  62  f.  lassen  nicht  erkennen,  wieviel  Mohl 
von  den  Verhandlungen  erfuhr. 
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auf  alle  Vorschläge  Brays  nicht  eingegangen,  und  es  handle 
sich  jetzt  um  einen  engeren  Bund.  Seine  Auffassung  über 
das  nun  zu  Erreichende  habe  Graf  Bray  schon  öffentlich 
ausgesprochen.  Der  König  sei  auch  mit  dem,  was  er  in  dem 
Sinne  der  in  der  Allgemeinen  Zeitung  veröffentlichten  Ent- 
würfe ihm  vorgetragen  habe,  einverstanden.  Gegenüber  Frei- 
herrn von  Soden  und  von  mir  brachte  er  dagegen  anscheinend 
nur  ganz  gelegentlich  im  Gespräche  vor:  „es  werde  doch 
wohl  notwendig  werden,  daß  man  Österreich,  welches  ja 
doch  durch  Artikel  IV  des  Prager  Friedens  ein  Recht  habe, 
bei  der  Ordnung  der  deutschen  Verhältnisse  —  wenigstens 
der  Form  nach,  sagte  er  mir  —  begrüße."  Daß  dieses  aber 
nicht  bloß  ein  augenblicklicher  Einfall  ist,  beweist  nicht  nur 
die  Wiederholung  vor  zwei  verschiedenen  Personen  und  zu 
verschiedenen  Zeiten,  sondern  es  ergibt  sich  auch  aus  den 
Nachrichten,  welche  von  der  norddeutschen  Botschaft  in 
Wien  herrühren.  Freiherr  von  Schrenck  soll  sich  in  Über- 
einstimmung mit  Graf  Bray  äußerste  Mühe  geben,  um 
Österreich  zur  Forderung  einer  neuen  engen  Verbindung 
mit  Deutschland  aufzumuntern.  Es  werde  dabei  namentlich 
auch  auf  Sachsen  gerechnet.  Kurz  es  sei  auf  eine  Art  von 
Erneuerung  des  früheren  deutschen  Bundes  abgesehen. 
Wie  weit  dies  alles  ernst  ist,  vermag  ich  freilich  nicht  zu 
ermessen,  nur  ist  soviel  sicher,  daß  Graf  Bray  auf  das 
engste  mit  dem  Grafen  Beust  liiert  und  mit  ihm  einverstan- 
den ist,  und  Herrn  von  Schrencks  Gesinnungen  sind  ohne- 
hin bekannt. 


58.  Bismarck  an  Graf  Flemming,  Oktober  2  (T.). 

Meyer  63. 

Soll  in  Karlsruhe  mitteilen,  daß  nunmehr  ein  Antrag 
Badens  auf  Eintritt  in  den  norddeutschen  Bund  dem  Prä- 
sidium willkommen  sein  werde. 


59.  Graf  Flemming  an  v.  Freydorf.    Karlsruhe,  Oktober  2. 

Meyer  64. 

Teilt  Nr.  58  mit;  fügt  vertraulich  hinzu,  daß  der  Antrag 
Badens  nur  einen  der  Einigung  Deutschlands  günstigen 
Einfluß  auf  die  Entschließungen  Bayerns  und  Württembergs 
äußern  könne. 
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60.  Gh.  Friedrich  an  das  Badische  Ministerium,  Oktober  2. 

Meyer  64. 

Genehmigt  die  vom  Ministerium  beantragte  Absendung 
des  Antrages  auf  Eintritt  in  den  Norddeutschen  Bund. 

61.  Antrag  Badens  auf  Eintritt  in  den  Norddeutschen  Bund, 
OI{tober  2,  abgesandt  Oktober  3  (an  den  badischen  Gesandten  in 

Berlin). 

Meyer  64. 

Es  ist  dabei  bemerkt,  „die  badische  Regierung  beantrage 
keine  Änderung  der  Bundesverfassung,  behalte  sich  aber 
diejenigen  Modifikationen  des  Bundessteuerwesens  vor, 
welche  durch  Vereinbarungen  mit  anderen  süddeutschen 
Staaten  geboten  erschienen". 

62.  Lasker  an  v.  Mittnacht.    Berlin,  Oktober  3. 
Deutsche  Revue  17,  2,  306-307. 

Von  meiner  Reise  in  Süddeutschland  bin  ich  mit  der 
Überzeugung  zurückgekehrt,  daß  die  nationale  Aufgabe  der 
Gegenwart  von  Ihnen  jede  in  Ihrer  Macht  liegende  Förde- 
rung erfahren  wird.  Ich  bin  unterrichtet  von  den  Diensten, 
welche  Sie  in  dem  Stadium  der  Vorverhandlungen  bereits 
der  Sache  geleistet  haben;  vereinzelte  Notizen  in  öffent- 
lichen Blättern  leiten  mich  nicht  irre,  vielmehr  getraue  ich 
mir  überall,  wo  es  dienlich  ist,  die  hervorgerufenen  Irr- 
tümer zu  berichtigen.  Ehe  die  entscheidenden  Verhand- 
lungen beginnen,  gestatte  ich  mir  deshalb  die  Freiheit, 
welche  unter  Gleichbestrebten  üblich  ist. 

Wenn  ich  mir  von  den  Vorverhandlungen  ein  richtiges 
Bild  entwerfe,  so  hängt  gerade  jetzt  sehr  viel  von  der  Haltung 
der  württembergischen  Regierung  ab,  und  ich  wende  mich 
an  Sie,  welchem  die  Leitung  anvertraut  ist.  Die  bayrische 
Regierung  schwankt  offenbar  noch;  sie  hält  es  für  Gewinn, 
so  viel  als  möglich  in  Einzelheiten  der  Herrschaft  des 
Bundes  sich  zu  entziehen,  und  da  Norddeutschland  im  Nach- 
geben eine  gewisse  Grenze  nicht  überschreiten  wird,  so  ist 
noch  immer  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Verhandlungen 
mit  Bayern  in  der  letzten  Stunde  scheitern  könnten.  Die 
Gefahr  beginnt  in  meiner  Schätzung  schon,  wenn  Bayern 
und  Württemberg  die  mit  ihnen  gepflogenen  Verhandlungen 
hinziehen   und   die   beiden   anderen  Südstaaten   tatsächlich 
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vorangehen  lassen.  Zeigt  sich  aber  die  württembergische 
Regierung  entschlossen,  auch  ohne  Bayern  dem  Bunde  bei- 
2utreten,  dann  fällt  sie  die  Entscheidung  auch  für  den 
größeren  Staat.  Bayern  und  Württemberg  zusammen  können, 
wenn  die  jetzt  günstige  Zeit  ungenützt  vorübergeht,  zum 
Nachteil  für  sich  selbst  und  das  übrige  Deutschland,  die 
Lösung  um  kostbare  Jahre  verzögern;  allein  vermag  es 
keiner  der  beiden  Staaten.  Im  äußersten  Falle  würde  das 
zögernde  Bayern  nach  kurzer  Frist  zur  Nachfolge  ge- 
zwungen sein.  Selten  gibt  es  für  den  kleinen  Staat  ein 
geschichtliches  Moment,  so  entscheidend  in  die  Geschicke 
des  großen  Vaterlandes  einzugreifen  und  der  Nation  so  er- 
hebliche Dienste  zu  leisten;  auf  Sie  fällt  in  hervorragendem 
Maße  die  Mitverantwortlichkeit,  daß  nicht  die  Gunst  des 
Augenblickes  ungenützt  vorübergehe.  Sie  teilen  mit  mir  die 
Anschauung,  daß  das  Interesse  Württembergs  den  Anschluß 
dringend  fordert,  bald  unabweislich  machen  wird,  die  ver- 
säumte Gelegenheit  aber  das  Land  beschädigt.  Darum 
hoffe  ich,  daß  Ihre  Regierung  nicht  den  eigentümlichen 
Bedenken  Bayerns  sich  unterordnen,  sondern  die  in  Ihrer 
Hand  ruhende  Macht  benutzen  wird.  Eine  offenbar  von 
unterrichteter  Seite  ausgehende  Note  in  Ihrem  Staatsanzeiger 
meldet  nicht  ohne  Nachdruck,  daß  Württemberg  und  Bayern 
die  Verhandlungen  gemeinschaftlich  führen;  in  solchen 
Fällen  scheint  es  einem  natürlichen  Gesetz  zu  entsprechen, 
daß  der  kleinere  Staat  unter  der  Anziehungskraft  des 
größeren  steht,  aber  die  größere  Bestimmtheit  des  Willens 
würde  in  diesem  Falle  den  überlegenen  Einfluß  in  ihre 
Hände  legen. 

Mich  bewegt  der  Gedanke,  daß  die  jetzige  Krisis  uns  die 
Einheit  des  gesamten  Vaterlandes  bringe  und  kein  un- 
gelöster Rest  zu  einer  neuen  Krisis  dränge.  Jetzt  über- 
sehen wir,  wohin  die  Lösung  führt,  die  Zukunft  ist  ungewiß. 
Beruhigung  erfahren  wir  weder  hier,  noch  drüben,  so  lange 
wir  nicht  alle  zusammen  sind,  aber  die  kleineren  Staaten 
leiden  viel  schlimmer  unter  den  unfertigen  Zuständen. 

Wenn  bisher  das  Bewußtsein  des  Provisoriums  und  der 
gefürchtete  Einspruch  des  Auslandes  die  Gegensätze  ge- 
mildert hat,  so  würden  sie  von  nun  ab  mit  zerstörender 
Gewalt  aufeinander  platzen.  Für  Bayern  ist  die  Gefahr  um 
einige  Grade  entfernter,  als  für  Württemberg,  und  deshalb 
ist  es  spröde  im  Nachgeben  und  beharrlicher  im  Fordern 
von   Ausnahmerechten.    Württemberg   würde   die   Vorteile 
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nicht  mitgenießen,  den  Schaden  empfindlicher  spüren,  dar- 
um geziemt  seinen  Vertretern  in  den  Verhandlungen  die 
größere  Entschlossenheit. 

Völlig  allein  gelassen,  wird  Bayern  seinen  Beitritt  kaum 
um  Monate,  sicher  nicht  mehrere  Jahre,  vorenthalten,  wenn 
es  nicht  seinen  Widerstand  sofort  aufgibt,  nachdem  es  die 
Unwiderruflichkeit  Ihres  Entschlusses  erkannt  hat.  Diese 
Auffassung  habe  ich  allgemein  im  Süden  vertreten  ge- 
funden, sie  ist  auch  die  hiesige.  An  Sie,  Herr  Minister, 
wende  ich  mich,  daß  Sie  selbst  dieser  Auffassung  statt- 
geben und  in  allen  entscheidenden  Kreisen  ihr  Anerkennung 
verschaffen  mögen.  Die  hohe  Wichtigkeit  des  Gegen- 
standes wird  diese  Zuschrift  in  Ihren  Augen  entschuldigen. 

63.  Bismarck  an  Delbrück  [Oktober  4  oder  5;  wohl  T.J. 

Poschinger,   Tageb.  d.  Kronprinzen  115,  Okt.  6,  z.  Dat.  Deutsche 
Revue  17,  3,  63. 

Beruft  ihn  nach  Versailles,  um  Widersprüche  seiner  Be- 
richte aufzuklären. 

64.  Lasker  an  v.  Forckenbeck  und  v.  Benningsen. 
Berlin,  Oktober  6. 

Deutsche  Revue  17,  2,  309-312. 

Okt.  1  Delbrück  habe  ich  vorigen  Sonnabend  gesprochen;  er 
ist  gleichfalls  zurückgekehrt  mit  der  Hoffnung,  daß  die  Ver- 
handlungen ein  günstiges  Ergebnis  herbeiführen  werden. 
In  München  wurden  bloß  Vorverhandlungen  geführt.  Mitt- 
nacht war  sehr  entschieden  für  den  Eintritt  und  hat  auch 
auf  die  bayrischen  Minister  einen  günstigen  Einfluß  aus- 
geübt. Ob  zuletzt  Württemberg  auch  ohne  Bayern  bei- 
treten würde,  weiß  auch  D.  nicht.  Hierauf  hinzuwirken, 
scheint  uns  beiden  der  wichtigste  Punkt,  und  ich  habe  Mon- 
tag an  Mittnacht  nach  Stuttgart  geschrieben,  sowohl  um  den 
Grad  seiner  Verantwortlichkeit  und  seines  Einflusses,  auch  die 
Gründe  für  den  Beitritt  selbst  ohne  Bayern  auseinanderzu- 
setzen, als  auch  wissen  zu  lassen,  daß  er  hier  angenommen  wer- 
den wird.  Denn  darüber  beruhigt  mich  D.  ganz:  sowohl  der 
König  wie  Bismarck  werden  den  Bund  gern  erweitern  mit 
allen  Staaten,  welche  beitreten  wollen.  Jeder  Schein  eines 
Druckes  soll  vermieden  werden,  aber  sie  wünschen  beide 
die  Ausdehnung  des  Bundes  über  den  ganzen  Süden,  und 
wenn   dies  nicht  geht,  so  weit  die  Bereitschaft  vorhanden 
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ist.  Zu  meiner  großen  Beruhigung  habe  ich  D.  in  allen 
Punkten  übereinstimmend  mit  mir  gefunden,  sowohl  in 
materieller  Hinsicht  wie  über  die  Form.  Er  will  den  kür- 
zesten Weg,  so  wenig  Veränderungen  als  möglich  in 
diesem  Stadium  der  Verhandlungen,  und  Anschluß  an  die 
bestehende  Verfassung,  an  welcher  die  Modifikationen  für  die 
beiden  Königreiche  und  die  allgemeinen  Verabredungen  als 
Abänderungen  erscheinen.  Eine  erste  Kammer  oder  Staaten- 
haus hält  er  nicht  für  konstruierbar,  und  den  Gedanken 
weder  für  praktisch  noch  gefährlich,  weil  ohne  Aussicht; 
das  verantwortliche  Ministerium  ist  unsere  Regierung  ein- 
zuräumen bereit,  und  wenn  der  Süden  darauf  Gewicht  legt, 
so  würde  die  dortherkommende  Anregung  als  doppelter 
Gewinn  erscheinen;  verhandelt  ist  darüber  noch  nicht  in 
München.  Das  Stimmenverhältnis  wünscht  er  nicht  ab- 
geändert, Preußen  werde  auch  nach  dem  Zutritt  der  süd- 
staatlichen Stimmen  genügenden  Einfluß  besitzen,  nur  dürfe 
eine  Abänderung  der  Verfassung  oder  Kompetenzerweite- 
rung nicht  ohne  Zustimmung  Preußens  zustande  kommen. 
Die  Kompetenzerweiterung  darf  ausdrücklich  behandelt,  und 
ebenso  wie  die  Verfassungsänderung  beschränkt,  jedoch 
von  dem  Veto  keines  Staates  (außer  Preußen)  sondern  nur 
von  einer  Gruppenzahl  bedingt  sein,  so  daß  etwa  die  Mittel- 
staaten zusammen  hindern  könnten.  Die  Annahme  des 
Kaisertitels  ist  auch  nach  den  Beobachtungen  D.s  im  Süden 
populär;  erleichtert  vielleicht  den  Anschluß  auch  bei  den 
Regierungen  und  Souveränen.  D.  glaubt  Anzeichen  dafür 
zu  haben.  Unser  König  ist  mit  dieser  Möglichkeit  bekannt 
gemacht,  hat  jedoch  über  diesen  Punkt  sich  nicht  aus- 
gelassen, während  er  andere  Punkte  desselben  Berichts 
besprochen  hat.  D.  hält  es  für  unratsam,  über  ein  mit  dem 
Kaisertitel  zu  verbindendes  Veto  auch  nur  zu  sprechen; 
schon  die  Anregung  würde  Mißtrauen  erwecken. 

Nach  langen  Verhandlungen  scheinen  in  München  einige 
wenige,  aber  sehr  wesentliche  Differenzen  geblieben  zu  sein. 
In  Militärsachen  fordert  Bayern,  was  ich  für  unannehmbar 
halte:  selbständige  Verwaltung  nach  den  Gesetzen  des 
Bundes,  Reglement  des  Bundespräsidiums  unter  der  all- 
gemeinen Aufsicht.  Innerhalb  der  Grenzen  soll  Bayern  die 
Kosten  bestimmen,  der  heimische  Landtag  das  Budget  be- 
willigen. Die  zweite  erhebliche  Differenz  ist  die  vom  Justiz- 
minister festgehaltene  Weigerung,  die  Justizgesetze  der 
Kompetenz  des  Bundes  zu  überweisen.   Andere  untergeord- 
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nete  Differenzen  mögen  noch  vorhanden  sein,  ich  habe  sie 
aber  nicht  betonen  hören.  Wegen  der  MiUtärverwaltung 
hat  D.  auf  das  Hauptquartier  als  die  sachverständige  Stelle 
verwiesen.  Die  Selbständigkeit  in  der  Post-  und  Tele- 
graphenverwaltung, den  Vorbehalt  der  Braumalzsteuer  hält 
D.  für  unbedenklich.  Zuzugestehen  ist  ferner  die  einst- 
weilige NichtÜbertragung  vieler  Bundesgesetze.  Die  ur- 
sprünglichen Vorbehalte  der  bayrischen  Minister  scheinen 
äußerst  zahlreich  gewesen  zu  sein;  jeder  Minister  wollte 
seinen  Verwaltungszweig  selbständig  erhalten,  so  der  Minister 
des  Auswärtigen  die  auswärtige  Vertretung.  Das  Meiste  ist 
jedoch  von  den  andern  Ministern  zurückgewiesen  und  die 
größte  Zahl  der  Vorbehalte  ist  unter  den  Ministern  erledigt. 
Nur  hatten  sie  vor  der  Verhandlung  von  dem  Könige  ein 
Protokoll  genehmigen  lassen,  die  Zugeständnisse  bedurften 
also  einer  abändernden  Genehmigung,  und  der  König  war, 
so  lange  D.  dort  war,  zu  keiner  Konseilsitzung  zu  bringen, 
sondern  hielt  sich  in  Berg  entfernt.  Inzwischen  lese  ich, 
daß  er  dieser  Tage  in  München  gewesen  ist,  mit  den  Mi- 
nistern verhandelt  hat  und  wieder  zurückgekehrt  ist. 

Mit  Württemberg  verhielt  es  sich  viel  einfacher.  Über 
die  Militärverwaltung  hat  Mittnacht  nicht  verhandelt,  weil 
Suckow  im  Hauptquartier  war.  Die  selbständige  Verwaltung 
der  Post  und  Telegraphen  sowie  der  Vorbehalt  wegen  der 
Branntweinsteuer  sind  zugestanden,  weitere  Vorbehalte  nicht 
gefordert.  In  betreff  der  Justizgesetze  wünscht  Mittnacht 
Ausdehnung  der  Kompetenz  auf  das  bürgerliche  Recht,  nicht 
auf  die  Grundzüge  der  Organisation.  Die  einzige,  aber 
Hauptfrage  ist:  wird  Württemberg  ohne  Bayern  beitreten? 
Dies  würde  in  letzter  Folge  auch  über  die  Haltung  Bayerns 
entscheiden. 

Von  der  Verhandlung  im  Hauptquartier  hängt  vieles  ab; 
vor  einem  entschiedenen  Willen  würden  vorläufig  aufrecht 
erhaltene  Wünsche  leicht  fallen.  Damit  stimmt  eine  Be- 
merkung D.s  überein,  daß  seine  Schlußformel  gegen  un- 
annehmbare Forderungen:  lieber  den  jetzigen  Zustand  un- 
verändert zu  lassen  —  stets  von  Wirkung  gewesen  ist.  Die 
bayrische  Regierung  ist  besorgt  über  die  Haltung  der  Pa- 
trioten; ich  glaube  ohne  triftigen  Grund,  wenn  sie  selbst 
entschlossen  handelt  und  mit  der  Tatsache  des  vollzogenen 
Vertrages  vor  das  Volk  tritt,  dann  ist  die  Mehrheit  sicher. 
Beiden  Königreichen  gegenüber  ist  die  schnelle  und  energi- 
sche Fortführung  der  Verhandlungen  notwendig.  -  D.  hat  in 
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diesem  Sinne  nach  dem  Hauptquartier  berichtet,  und  ich 
freue  mich  zu  lesen,  daß  er  dieser  Tage  dorthin  abgeht; 
dies  kündigt  den  Beginn  der  Verhandlungen  an.  —  Fast  un- 
denkbar scheint,    daß   diese   fruchtlos    enden    sollen;  alle 

Regierungen  würden  unter  diesem  Fehlgriff  leiden 

Nebenher  will  ich  nur  bemerken,  daß  Baden  und  Süd- 
hessen gesondert  behandelt  werden;  deren  Beitritt  und  Auf- 
nahme sind  außer  Frage 

65.  V.  Suckow  an  Bismarck,  Oktober  7  (durch  Boten). 

Suckow  172. 

Teilt  mit,  „daß  König  Karl  nicht  zusammen  mit  dem  Könige 
Ludwig  von  Bayern  nach  Versailles  gehen  wolle,  und  erst 
dann,  wenn  die  Grundlagen  der  neuen  Bundesverfassung 
festgesetzt  seien,  wofür  seine  [Suckows]  und  Mittnachts 
Entsendung  nach  Versailles  jederzeit  auf  erfolgende  Ein- 
ladung geschehen  könne". 

66.  V.  Mittnacht  an  Lasker.    Stuttgart,  Oktober  9. 

Deutsche  Revue  17,  2,  316-317. 
Euer  Hochwohlgeboren 

Schreiben  vom  3.  d.  Mts.  habe  ich  erhalten.  Ich  bin  Ihnen 
dankbar  für  eine  Würdigung  der  Haltung  der  Württem- 
bergischen Regierung,  welche  wir  im  Lande  nicht  finden. 
Hat  es  doch  in  der  Versammlung  Ihrer  württembergischen 
Parteigenossen  vom  2.  d.  Mts.  an  Angriffen  gegen  das 
Württembergische  Ministerium,  speziell  auch  gegen  meine 
Person,  nicht  gefehlt!  Jede  Abweichung  von  dem  Inhalt 
und  Buchstaben  der  norddeutschen  Bundesverfassung  ist 
ein  Greuel  und  in  den  Augen  dieser  Zeloten  ein  Beweis, 
daß  man  jeder  nationalen  Gesinnung  bar  ist.  Im  heutigen 
Staatsanzeiger  für  Württemberg  hat  sich  das  Ministerium 
über  seine  Stellung  zur  deutschen  Verfassungsfrage  so  klar 
als  derzeit  möglich  ausgesprochen;  wir  können,  da  wir  nicht 
Art.  1—79  der  norddeutschen  Bundesverfassung  als  Evan- 
gelium beschwören,  auf  Anerkennung  oder  billige  Würdi- 
gung der  deutschen  Partei  in  Württemberg  nicht  hoffen; 
ich  zähle  darauf,  daß  Euer  Hochwohlgeboren  unsere  Er- 
klärung unbefangen  beurteilen. 

Die  Dinge  in  Bayern  betrachteten  Sie  früher  zu  rosig; 
jetzt  sehen  Sie  zu  schwarz.  Ich  lebe  der  festen  Hoffnung, 
daß   eine  Einigung  erzielt  werden,   und  daß  Bayern,   das 
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doch  schwerwiegende  Einräumungen  gemacht  hat,  einige 
das  Wesentliche  treffende  Forderungen  noch  fallen  lassen 
wird. 

Zur  Erreichung  eines  glücklichen  Ergebnisses  wird  es 
beitragen,  wenn  die  Beziehungen  zwischen  Stuttgart  und 
München  gute  bleiben.  Ich  erhalte  aus  letzterem  Orte 
gestern  die  Nachricht,  daß  man  durch  die  Behauptung, 
Württemberg  wolle  nunmehr  die  Nordbundverfassung  un- 
verändert annehmen,  neuestens  Mißtrauen  bei  der  bayrischen 
Regierung  zu  erwecken  bestrebt  sei;  schon  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  sollte  unser  Standpunkt  uns  nicht  erschwert 
werden. 

Ein  Hinziehen  der  Verhandlungen  wäre  mir  so  wenig  er- 
wünscht, daß  ich  täglich  einer  Einladung  von  bayrischen 
und  württembergischen  Bevollmächtigten  in  das  Haupt- 
quartier mit  Verlangen  entgegensehe.  Durch  längeres  Zu- 
warten werden  die  Dinge  nicht  besser.  Übersendung  einer 
gemäßigt  gehaltenen  Preußischen  Erklärung  und  gleich- 
zeitige Einladung  ins  Hauptquartier,  und  es  wird  gehen  ^). 

67.  Denkschrift   des  Herzogs   Ernst  II.  von  Sachsen-Koburg-Gotha 
über  die  Deutsche  Frage,  Oktober  10. 

Ernst  11.  Aus  meinem  Leben  3,  663-667.     cf.  Lorenz  406. 
Busch  2,  5  f. 

Nach  den  großen  Anstrengungen  und  Erfolgen  dieses 
Krieges  ist  im  deutschen  Volke  das  Gefühl  zum  Durchbruch 
gekommen,  daß  die  Siege,  welche  es  der  Einigkeit  verdankt, 
es  jetzt  zur  Einheit  führen  müssen,  und  daß  unter  den  jetzt 
maßgebenden  Personen  und  Verhältnissen  nicht  noch  ein- 
mal, wie  vor  einem  halben  Jahrhundert,  seine  Anstrengungen 
für  die  nationale  Sache  vergeblich  sein  werden. 

Es  handelt  sich  -  abgesehen  von  der  Schwächung  Frank- 
reichs —  vor  allem  darum:  Deutschland  jetzt  auf  die  Dauer 
zu  stärken. 

Es  kann  dies  geschehen:  1.  durch  Erweiterung  des  nord- 
deutschen Bundes,  2.  durch  Übergang  des  Bundes  zum 
Reiche.  Möge  es  mir  gestattet  sein,  in  diesen  Beziehungen 
die  wesentlichen  Punkte,  auf  welche  es  ankommen  wird 
und  deren  Ausführbarkeit  wohl  keinem  Zweifel  unterliegt, 
kurz  zu  bezeichnen: 


1)  Den  Hauptinhalt  und  einige  wichtige  Stellen  dieses  Schreibens 
teilte  Lasker  bald  darauf  an  Delbrück  mit  (D.  R.  17,  3,  63f.). 
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I.  Erweiterung  des  Nordbundes. 

Die  Erweiterung  des  norddeutschen  Bundes  wird  nicht 
nur  1.  durch  den  Eintritt  der  Südstaaten,  sondern  auch 
2.  durch  Erwerbung  von  Elsaß  und  eines  Teiles  von 
Lothringen,  und  vielleicht  3.  durch  Aufnahme  des  Groß- 
herzogtums Luxemburg  in  den  Bund  erfolgen  können, 

L  Der  Eintritt  der  Südstaaten  in  den  Bund  läßt  sich  von 
den  Regierungen  derselben  bei  dem  ausgesprochenen 
Wunsch  ihrer  Bevölkerungen  kaum  noch  vermeiden.  Als 
letzte  Zuflucht  der  Gegner  jeder  Verbindung  mit  dem  Norden 
erscheint  jetzt  nur  noch  das  Projekt,  mit  dem  norddeutschen 
Bunde  lediglich  in  ein  weiteres  Bundesverhältnis  treten  und 
so  zwei  Bünde  zu  bilden,  wie  solche  vom  General  von 
Radowitz  für  das  Verhältnis  von  Österreich  zu  der  da- 
maligen Union  projektiert  wurde.  Dieses  Projekt  wird  ohne 
Zweifel  namentlich  in  den  bayrischen  Kammern  mit  erneuter 
Stärke  hervortreten;  es  würde  dasselbe  die  Mainlinie  ver- 
ewigen, und  statt  einer  Verbindung  des  Südens  mit  dem 
Norden  eher  einen  dauernden  Gegensatz  desselben  be- 
gründen. 

Wenn  es  auch  gewiß  geboten  ist,  den  Südstaaten  bei 
ihrem  Eintritt  in  den  Bund  in  unwesentlichen  Punkten  Kon- 
zessionen zu  machen,  so  werden  diese  Zugeständnisse  doch 
niemals  dahin  gehen  können,  daß  die  Elemente  der  Einheit, 
welche  die  norddeutsche  Bundesverfassung  enthält,  wesent- 
lich abgeschwächt  werden. 

Gestützt  auf  die  in  der  bayrischen  Bevölkerung  und 
namentlich  in  München  vorwaltenden  Einheitsbestrebungen 
und  auf  die  Begeisterung,  welche  durch  den  gegenwärtigen 
Krieg  geschaffen  ist,  wird  es  vielleicht  möglich  sein,  speziell 
Bayern  die  Wahl  zu  stellen,  entweder  vom  Bunde  aus- 
geschlossen zu  bleiben,  oder  demselben  ohne  wesentliche 
Abschwächung  seines  Charakters  beizutreten. 

2.  Einverleibung  von  Elsaß  und  Lothringen. 

Die  Teilung  dieses  Landes  ist  unmöglich,  ebenso  die  Bil- 
dung eines  neuen  Staates.  Ein  solcher  Staat  würde,  wie  es 
die  ephemeren  napoleonischen  Schöpfungen  in  Deutschland 
waren,  ein  rein  willkürliches,  dem  Vi^illen  der  Elsässer  und 
Lothringer  widerstrebendes  Gebilde  sein  und  Schwierig- 
keiten schaffen,  welche  durch  die  Angrenzung  von  Frank- 
reich eine  große  Bedeutung  gewinnen  könnten. 

Man  darf  darauf  rechnen,  daß  die  Elsässer  und  Lothringer 
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ihre  bisherige  Verbindung  mit  Frankreich  vergessen,  wenn 
sie  einem  großen  Ganzen  angehören.  Sie  werden  an  ihr 
festhalten,  wenn  man  sie  zwingen  will,  eine  Sonderexistenz 
zu  bilden,  für  die  sie  nachihrer  Geschichte  keine  Empfindung 
haben  können. 

Das  Deutschtum  derselben  wird  dagegen  um  so  eher 
wieder  erwachen,  je  unmittelbarer  das  Land  unter  das  Ober- 
haupt eines  Reiches  tritt,  welches  sich  gegenüber  der 
niedersteigenden  Linie  Frankreichs  in  aufsteigender  Linie 
entwickelt  und  welches  der  Bevölkerung  Garantien  für  die 
individuellen  Rechte  und  ihre  intellektuelle  und  moralische 
Ausbildung  gibt. 

Es  würde  in  Wirklichkeit,  wenn  auch  nicht  in  der  Form, 
auf  diese  Weise  dasselbe  Verhältnis  Platz  greifen,  als  wenn 
das  Land  Preußen  einverleibt  würde.  Der  Unterschied 
würde  nur  sein,  daß  in  einem  Falle  die  Bundesregierungen, 
im  andern  die  preußische  Regierung  Elsaß-Lothringen  ver- 
walten würden.  Der  Erwerb  dieser  Länder  würde,  wenn 
dieselben  unter  die  Bundesgewalt  treten,  ganz  Deutschland 
zu  gute  kommen,  die  Festungen  Bundesfestungen  werden, 
die  Überschüsse  der  Einnahmen  in  die  Bundeskasse  fließen. 

3.  Die  Aufnahme  Luxemburgs  in  den  Bund  .  .  .^) 

IL  Übergang  des  Bundes  zum  deutschen  Reich. 

Die  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  hat  die  Her- 
stellung des  deutschen  Reiches  schon  als  ein  zu  erstreben- 
des Ziel  hingestellt.  Der  Name  des  Reichstages  weist  auf 
ein  zu  schaffendes  Reich  hin.  Wenn  jemals,  so  ist  jetzt  mit 
den  großen  Nationalsiegen  der  Augenblick  gekommen,  um 
diese  Umwandlung  zu  vollziehen.  Ob  künftig  eine  so  gün- 
stige Gelegenheit  wieder  kommt,  ist  ungewiß.  Die  deutsche 
Nation  in  ihrer  großen  Mehrheit  hat  keinen  lebhafteren 
Wunsch,  als  daß  feste  und  dauernde  Zustände  geschaffen, 
die  deutsche  Verfassungsfrage  definitiv  in  ihren  Grundzügen 
erledigt  werde. 

Die  für  Preußen  am  wenigsten  geneigten  Parteien  in 
Deutschland  sind  unter  dem  gewaltigen  Eindrucke  der 
Niederwerfung  Frankreichs  entweder  zum  Schweigen  ge- 
bracht, oder  sie  haben  sich  mit  den  Ereignissen  aus- 
gesöhnt . . .-) 


1)  Weiteres  darüber  fehlt  in  der  Vorlage. 

2)  Lücke  in  der  Vorlage. 
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Die  Umwandlung  des  Bundes  in  das  deutsche  Reich  wird 
freilich,  wenn  jetzt  die  Südstaaten  zum  norddeutschen  Bunde 
hinzutreten,  vielleicht  nicht  sofort  bis  zu  den  äußersten 
Konsequenzen  durchgeführt  werden  können,  aber  es  wird 
wohl  geringere  Schwierigkeiten  haben,  die  allgemeinen 
Grundzüge  und  die  wesentlichsten  Grundlagen  dafür  schon 
jetzt  festzustellen. 

In  dieser  Hinsicht  wird  das  Entscheidende  sein,  daß  der 
König  von  Preußen,  ohne  deshalb  den  Königstitel  aufzugeben, 
die  deutsche  Kaiserkrone  annimmt. 

Die  Oberleitung  der  Bundesangelegenheiten  und  speziell 
die  Würde  des  Oberfeldherrn  sind  an  sich,  auch  ohne  das 
hinzukommende  Verhältnis  zu  Elsaß  und  Lothringen,  wenn 
sich  dasselbe  in  der  oben  erwähnten  Weise  gestaltet,  schon 
bedeutend  genug,  um  eine  festere  Grundlage  der 
Kaiserwürde  zu  geben,  als  eine  solche  vielleicht 
jemals  früher  in  den  Zeiten  des  deutschen  Reiches 
vorhanden  war. 

Nimmt  man  noch  hinzu,  daß  die  Kaiserwürde  in  der 
Macht  Preußens  eine  tatsächliche  Stütze  findet,  so  steht  es 
außer  Zweifel,  daß  selbst  unter  den  karolingischen  und 
sächsischen  Kaisern  die  Kaiserkrone  keine  größere  Bedeu- 
tung hatte,  als  sie,  von  dem  König  von  Preußen  getragen, 
jetzt  haben  wird. 

Die  Wiederherstellung  der  Kaiserwürde  ist  aber 
deshalb  eine  Notwendigkeit,  weil  dieselbe,  solange  über- 
haupt von  einer  deutschen  Nation  gesprochen  werden  kann, 
das  Symbol  ihrer  Einheit  gewesen  ist  und  daher  von 
allen  als  der  historisch  begründete  Ausgang  der  deutschen 
Einheitsbestrebungen  angesehen  wird. 

Es  folgt  daraus,  daß  sich  alle  Deutschen  der  Kaiser- 
gewalt gern  unterordnen  werden,  und  daß  speziell  die  ihr 
früher  untergebenen,  seit  der  Auflösung  des  Reiches  sou- 
veränen Fürsten  nur  hierin  eine  befriedigende  Gestaltung 
ihres  Verhältnisses  erkennen  werden.  Viele,  die  sich  nur 
widerwillig  dem  Könige  von  Preußen,  werden  sich  gern  dem 
Kaiser  von  Deutschland  unterordnen.  Mit  der  Herstellung 
der  Kaiserkrone  wird  zugleich  im  Prinzip  der  deutsche 
Bundesstaat  gegeben  sein. 

Selbst  wenn  jetzt  sofort  die  ausgeprägten  Formen  des- 
selben gegenüber  partikularen  Bestrebungen  nicht  sollten 
zum  vollen  Ausdruck  kommen  können,  so  würde  mit  Sicher- 
heit zu   erwarten   sein,   daß  sie   unter  dem  Einflüsse   der 
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Existenz  einer  monarchischen  Spitze  sich  sehr  bald  von 
selbst  entwickeln  würden.  Zu  diesen  Formen  würde  vor 
allen  Dingen  zu  rechnen  sein,  daß  das  Heerwesen  Deutsch- 
lands vollkommen  einheitlich  gestaltet  werde,  daher  nur  eine 
Armee  und  Armeeverwaltung,  nur  eine  Armeegesetzgebung 
und  ein  durch  die  ganze  Armee  gehendes  Avancement. 
Ebenso  würde  das  Finanzwesen  des  Reiches  sich  von  dem 
der  einzelnen  Staaten  unabhängig  machen  und  die  Matri- 
kularbeiträge  daher  wegfallen  müssen  .  .  .^) 

Ebenso  müßten  „die  monarchisch  gedachten  Institutionen 
des  Neuen  Reiches  in  der  Gründung  eines  Oberhauses  und 
Reichsministeriums  ihren  Abschluß  finden"^). 

Diese  in  ihren  Grundzügen  dargelegten  Ansichten  sind 
seit  Jahrzehnten  bei  mir  zur  Überzeugung  geworden.  Ich 
hatte  es  mir  zur  Aufgabe  gestellt,  den  Bevölkerungen  auf 
allen  nur  möglichen  Wegen  das  Gefühl  der  Zusammen- 
gehörigkeit zu  erhalten,  und  habe  derselben  Opfer  zu  brin- 
gen gewußt.  Auch  jetzt  würde  es  mir  zur  größten  Freude 
gereichen,  wenn  meine  geringe  Person  geeignet  wäre, 
Schwierigkeiten,  welche  hier  und  dort  auftauchen  möchten, 
zu  beseitigen  und  einen  Baustein  zur  Errichtung  des  großen 
Gebäudes,  in  dem  wir  uns  einst  alle  wohl  fühlen  sollen, 
hinzuzufügen. 

68,  Bismarck  an  Herzog  Ernst  II.    Versailles,  Oktober  12. 
Lorenz  406-407.    cf.  Ernst  IL  3,  667.    Busch  I,  306. 

Ew.  Hoheit  haben  die  Gnade  gehabt,  mir  ein  Schrift- 
stück zugehen  zu  lassen,  und  eine  Besprechung  desselben 
zu  wünschen.  Von  der  letzteren  bitte  ich  bei  der  steigen- 
den Überhäufung  mit  Geschäften,  welche  meine  Kräfte 
absolut  übersteigen,  mich  für  jetzt  gnädigst  dispensieren  zu 
wollen. 

Im  weiteren  versichert  er  dem  Herzog,  daß  alle  wesent- 
lichen   in    dessen  Denkschrift   enthaltenen  Gedanken   seit 
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406  angeführten  und  im  folgenden  wiedergegebenen  Äußerungen 
gehören. 

2)  So  Lorenz;  nach  M.  Busch  (II,  5),  der  die  Denkschrift  gelesen 
hat,  war  von  „der  Ersetzung  des  Bundesrats  durch  Bundes- 
ministerien" und  der  „Schaffung  eines  aus  Vertretern  der  Re- 
gierungen und  Delegierten  zusammengesetzten  Reichsrates"  die 
Rede.    S.  auch  Nr.  68. 
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langer  Zeit  die  seinigen  wären,  und  daß  sie  seit  dem  Be- 
ginne dieses  Krieges  fast  ohne  Einschränkung  in  der  Aus- 
führung begriffen  seien.  Die  Ausnahme  betrifft  die  von 
Eurer  Hoheit  angedeutete  Organisation  eines  Reichsrats  und 
die  Einführung  von  Reichsministerien  an  Stelle  des  Bundes- 
rats. Ich  würde  Eurer  Hoheit  dankbar  sein,  wenn  Sie  diese 
meiner  Überzeugung  nach  den  in  gutem  Fortschritt  be- 
griffenen Werke  absolut  hinderlichen  Gedanken  auch  Ihrer- 
seits wollten  einstweilen  in  den  Hintergrund  treten  lassen. 
Ich  meinesteils  bin  mir  der  Gefahren,  welche  dieselben  für 
das  Gelingen  der  übrigen  Gestaltungen  haben  würden,  zu 
sehr  bewußt,  als  daß  ich  nicht  gegen  jede  Voraussetzung 
der  Solidarität  meine  nach  Bedürfnis  öffentliche  Verwahrung 
einlegen  müßte. 

69.  Bismarck  an  Graf  Flemming.    Versailles,  Oktober  12 
(eingetr.  Oktober  16). 

Lorenz  608-609. 

Der  von  Euer  Hochwohlgeboren  in  Ihrem  gefälligen  Be- 
richt vom  3.  d.  Mts.  in  Aussicht  gestellte  Antrag  der  Grh, 
badischen  Regierung  auf  den  Eintritt  des  Großherzogtums 
in  den  norddeutschen  Bund  ist  am  5.  d.  Mts.  von  dem  Grh. 
Gesandten  in  Berlin  übergeben  worden  und  mir  vor  einigen 
Tagen  zugegangen. 

Wir  haben  in  diesem  Antrage  und  in  dessen  Motivierung 
zu  unserer  lebhaften  Genugtuung  einen  neuen  Beweis  der 
hohen  nationalen  Gesinnung  gefunden,  von  welcher  die 
deutsche  Politik  der  Gh.  Regierung  im  Laufe  der  letzten 
Jahre  ununterbrochen  geleitet  gewesen  ist,  und  von  wel- 
cher zahlreiche  Akte  sowohl  der  Landesgesetzgebung  als 
des  internationalen  Rechts  ein  beredtes  Zeugnis  ablegen. 
Wir  sind  daher  zu  neuer  Verhandlung  über  die  Modalitäten 
des  Eintritts  des  Großherzogtums  mit  Vergnügen  bereit. 
Was  den  Ort  und  die  Zeit  dieser  Verhandlungen  betrifft, 
so  will  ich  den  Wünschen  der  Gh.  Regierung  nicht  vor- 
greifen. Euer  Hochwohlgeboren  wollen  jedoch  dem  Herrn 
Freiherrn  v.  Freydorf  mitteilen,  daß  analoge  Verhandlungen 
mit  der  kgl.  württembergischen  Regierung  bevorstehen,  zu 
deren  Führung  hierherzukommen  die  kgl.  württembergischen 
Herren  Minister  des  Kriegs  und  der  Justiz  sich  erboten 
haben.  Ich  habe  dieses  Anerbieten  angenommen  und  würde 
gern   bereit  sein,  auch  die  Verhandlungen  mit  Baden  hier 
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zu  führen,  wenn  Herr  v.  Freydorf  oder  einer  seiner  Herren 
Kollegen  sich  zu  diesem  Zwecke  nach  Versailles  begeben 
wollte. 

Euer  Hochwohlgeboren  wollen  dem  Herrn  v.  Freydorf 
den  gegenwärtigen  Erlaß  mitteilen  und  mich  von  seiner 
Rückäußerung  gefälligst  in  Kenntnis  setzen. 

70.  Bismarck  an  v.  Suckow.    Versailles,  Oktober  12  (T). 

Suckow  172. 

Er  erwarte  Suckow  und  Mittnacht  mit  lebhafter  Genug- 
tuung und  sei  zu  den  Verhandlungen  mit  ihnen  ermächtigt. 

71.  V.  Suckow  an  Bismarck  (Oktober  12,  13  oder  14;  wohl  T.). 

^'Suckow  173.     Mittnacht  110. 
Fragt  an,  ob  auch  Bayern  eingeladen  sei. 

72.  Das  Bayrische  Ministerium  an  König  Ludwig  II.,  Oktober  13. 

Bray  145-147. 

Euer  Königlichen  Majestät  ist  sowohl  durch  mündliche 
Eröffnung  des  preußischen  Staatsministers  Delbrück  als 
durch  ein  Allerhöchstderselben  unterbreitetes  Bericht- 
schreiben des  Grafen  Tauffkirchen  vom  24.  vorigen  Monats 
die  Absicht  des  Königs  von  Preußen  bekannt  geworden, 
an  Allerhöchstdieselben  eine  Einladung  zu  einer  Zusammen- 
kunft in  Frankreich  gelangen  zu  lassen,  wenn  von  seilen 
Euer  Königlichen  Majestät  die  Annahme  einer  solchen  Ein- 
ladung zu  gewärtigen  ist.  Die  Einladung  sollte  in  diesem 
Falle  durch  ein  eigenhändiges  Schreiben  des  Königs  Wil- 
helm erfolgen,  und  als  Ort  der  Zusammenkunft  war  das 
Schloß  Fontainebleau  in  Aussicht  genommen. 

Als  Zweck  der  Zusammenkunft  wird  von  seilen  Preußens 
eine  freundschaftliche  Besprechung  über  das  Ob  und  Wie 
der  Gründung  eines  Deutschen  Reiches  mit  vollständiger 
Wahrung  und  Aufrechterhaltung  der  Rechte  Bayerns  be- 
zeichnet. 

Die  maßgebenden  Beschlüsse  der  zwei  mächtigsten  deut- 
schen Fürsten  sollen  alsdann  einer  später  zu  berufenden 
und  bereits  endgültig  beschlossenen  Versammlung  der 
übrigen  deutschen  Fürsten  und  der  Vertreter  der  freien 
Städte  zur  Annahme  vorzulegen  sein.  Es  liegt  am  Tage, 
daß   durch   diesen  Antrag  Euer  Königlichen   Majestät  und 
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Bayern  eine  ganz  hervorragende,  beider  Machtstellung  volle 
Rechnung  tragende  Rolle  angeboten  wird. 

Es  ist  dadurch  zugleich  eine  wohl  nicht  wiederkehrende 
Gelegenheit  gegeben,  für  Bayern  jene  besonderen  Rechte 
und  Bevorzugungen  in  Anspruch  zu  nehmen,  welche  ihm 
gebühren  und  die,  einmal  durch  Preußen  zugestanden,  ge- 
sichert sind,  während  in  einer  allgemeinen  Versammlung 
von  Bevollmächtigten  das  Geltendmachen  solcher  Ansprüche 
vielfachem  Widerspruche  und  unendlicher  Schwierigkeit  be- 
gegnen würde.  — 

Einen  empfehlenden  Grund  für  eine  jetzt  zu  unter- 
nehmende Reise  Euer  Königlichen  Majestät  nach  Frankreich 
erblicken  die  treugehormsamst  Unterzeichneten  auch  in  dem 
dadurch  ermöghchten  Besuche  und  der  Besichtigung  Aller- 
höchst Ihres  tapferen  Heeres.  Gerade  jetzt,  wo  nach  einem 
durch  unerhörte  Erfolge  und  durch  die  glänzendsten  Siege 
gekrönten  Feldzuge  die  Armee  die  Beschwerden  einer  lang- 
wierigen Belagerung  und  beim  Herannahen  des  Winters 
vielfache  Mühen  und  Entbehrungen  zu  tragen  hat,  würde 
das  Erscheinen  des  eignen  geliebten  Königs  und  Kriegs- 
herrn in  alle  Herzen  Trost,  Freude  und  Dank  verbreiten 
und  Treue  und  Liebe  zum  angestammten  Herrscher  neu 
entflammen. 

Die  treugehorsamst  Unterzeichneten  begreifen  sehr  wohl, 
daß  eine  solche,  unter  jetzigen  Umständen  und  Verhält- 
nissen anzutretende  Reise  für  Eure  Königliche  Majestät 
manches  Peinliche  und  Unwillkommene  mit  sich  bringt.  Sie 
wissen  aber  auch,  daß  Allerhöchstderselben  das  Wohl 
Bayerns  mehr  gilt  als  jede  andere  Rücksicht,  und  sie  stellen 
deshalb  aus  voller  Überzeugung  die  alleruntertänigste  und 
dringendste  Bitte,  Eure  Königliche  Majestät  wollen  geruhen, 
die  Annahme  der  beabsichtigten  Einladung  auszusprechen 
und  die  sofortige  Kundgabe  derselben  in  das  Königliche 
preußische  Hauptquartier  allergnädigst  zu  genehmigen. 

73.  Bismarck  an  den  norddeutschen  Gesandten  in  München. 
Versailles,  Oktober  14  (T.). 

Bray  152. 

Teilen  Sie  dem  Grafen  Bray  vorläufig  mit,  daß  ich  von 
Mittnacht  und  Suckow  das  Anerbieten,  behufs  weiterer  Be- 
sprechungen hierher  zu  kommen,  erhalten  und  angenommen 
habe  und  Bayern  anheimstelle,  entweder  auch  hier  zu  unter- 
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handeln  oder  Staatsminister  Delbrücks  Rückkehr  nach  Mün- 
chen abzuwarten. 

Näheres  schriftlich  durch  Feldjäger. 


74.  Bismarck  an  v.  Suckow.    Versailles,  Oktober  14  (T.). 

Mittnacht  110.     Suckow  173. 

Den  bayrischen  Ministern  sei  freigestellt  worden,  ent- 
weder nach  Versailles  zu  kommen  oder  die  Verhandlungen 
in  München  fortzusetzen. 


75.   Mittnacht  an  den  württembergischen  Gesandten   in  München 
[Oktober  14.   T.] 

Mittnacht  111.    Suckow  173. 

Soll  der  bayrischen  Regierung  den  Wunsch  aussprechen, 
daß  die  bayrischen  Minister  gleichfalls  nach  Versailles 
kommen  möchten. 


76.  Lasker  an  v.  Mittnacht.    Berlin,  Oktober  14. 

Deutsche  Revue  17,  3,  62-63. 

Für  das  freundliche  Antwortschreiben  danke  ich  Ihnen. 
Besonders  erfreulich  ist  mir,  aus  dem  Gesamtinhalt  Ihre 
Übereinstimmung  mit  dem  von  mir  vertretenen  Haupt- 
bestreben folgern  zu  dürfen.  Es  war  nicht  meine  Meinung, 
daß  Württemberg,  weil  es  seinen  bestimmten  Weg  sich  vor- 
gezeichnet hat,  vorzeitig  oder  durch  rücksichtslose  Form 
von  Bayern  sich  trenne,  sondern  ich  wollte  äußersten  Falls 
den  selbständigen  Anschluß  Württembergs  gewahrt  wissen, 
und  die  Worte  Ihres  Schreibens  ergeben  diesen  Sinn.  Im 
Laufe  der  Verhandlungen  rät  die  Klugheit,  beide  Grenzlinien 
zu  beachten;  Bayern  darf,  während  es  in  guter  Absicht  über- 
legt, nicht  mißtrauisch  gemacht  werden,  aber  es  muß  recht- 
zeitig die  Gefahr  völliger  Isolierung  erkennen,  wenn  es  nach 
Vorwänden  sucht  oder  sonst  innerhalb  billiger  Frist  zu 
keinem  fertigen  Entschluß  gelangt.  Bayern  muß  wissen, 
daß  es  außerhalb  des  Bundes  keinen  deutschen  Staat  neben 
sich  haben  würde.  Mit  diesem  Bewußtsein  mag  es  frei 
handeln,  die  Entscheidung  ist  dann  kaum  zweifelhaft.  Meine 
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Betrachtung  der  Dinge  in  Bayern  hat  sich  nicht  gegen 
früher  verschlimmert,  dazu  läge  kein  äußerer  Anlaß  vor, 
sondern  meine  Betrachtungsweise  richtet  sich  nach  den 
verschiedenen  Abschnitten  der  Entwicklung.  Abgereist 
unter  dem  Eindruck  von  Berichten  aus  Bayern,  daß  die 
dortige  Regierung  zu  nichts  sich  verstehe,  war  ich  zufrieden, 
den  Boden  für  aufrichtige  Verhandlungen  gewonnen  zu 
sehen;  in  der  Mitte  dieser  Verhandlungen  erkenne  ich  an, 
daß  Bayern  unter  allen  beteiligten  Staaten  die  größten 
Schwierigkeiten  darbietet,  und  die  Vorsicht  heischt,  auch 
für  den  schlimmsten  Fall  vorbereitet  zu  sein,  obschon  ich 
ihn  nicht  für  den  wahrscheinlichen  halte. 

Aus  vielen  Anzeichen  schließe  ich,  daß  die  jüngste  Re- 
gierungserklärung des  württembergischen  Staatsanzeigers 
in  den  dortigen  nationalliberalen  Kreisen  sehr  gut  gewirkt 
hat;  die  mangelnde  Klarheit  der  Situation  hatte  verstimmt, 
jene  Erklärung  aber  entfernt  jeden  Zweifel.  Soweit  ich  die 
von  der  württembergischen  Regierung  geforderten  Modi- 
fikationen der  Bundesverfassung  kenne,  werden  die  dortigen 
politischen  Freunde  sie  gewiß  nicht  beanstanden,  denn  sie 
verlangen  nicht  eine  buchstäbliche  Übernahme  der  Bundes- 
verfassung, sondern  die  vollständige  Wahrung  ihres  Geistes 
und  des  grundlegenden  Inhalts;  keins  von  beiden  finde  ich 
durch  die  Modifikationen  beeinträchtigt.  Etwaige  Vorbehalte 
der  Militärverwaltung  sind  mir  nicht  bekannt  geworden. 
Ihre  Regierung  und  der  bundesfreundliche  Teil  der  Bevöl- 
kerung scheinen  mir  nun  so  nahe  beieinander,  daß  vor  dem 
Ergebnis  der  Verhandlungen  die  Irrungen  aufhören  und  ein 
harmonisches  Zusammenwirken  an  die  Stelle  treten  müssen. 
Was  Wunder,  daß  bis  jetzt  in  den  vereinzelten  deutschen 
Staaten  die  Harmonie  zwischen  Regierung  und  Volk  sich 
nicht  finden  läßt;  die  Befriedigung  der  Nation  über  die  ge- 
sicherten Grundlagen  ihrer  Staatseinheit  muß  erst  die 
Freudigkeit  schaffen,  welche  die  Harmonie  zwischen  den 
Regierenden  und  dem  Volke  erzeugt.  Womit  wir  gegen- 
wärtig beschäftigt  sind,  das  zielt  darauf  ab,  einen  solchen 
Zustand  vorzubereiten. 

Auch  ich  bin  der  Meinung,  daß  die  äußerste  Beschleuni- 
gung am  meisten  fördern  würde,  jede  Verzögerung  aber  die 
Schwierigkeiten  vermehrt.  Vielleicht  sind  Sie  schon  im  Be- 
sitze der  Einladung,  aber  ich  will,  der  Vorsicht  halber,  zu- 
sehen, daß  kein  Mißverständnis  sie  verzögere,  wenn  sie  bis- 
her noch  nicht  erfolgt  ist. 
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77.  Württembergischer  Gesandter  v.  Soden  an  Mittnacht. 
München  [Ol<toberl4;  wohl  T.]. 

Suckow  173. 

Graf  Bray  habe  geantwortet:  König  Ludwig  komme  am 
17.  von  Hohenschwangau  nach  München;  vorher  könne  über 
Fortsetzung  der  Verhandlungen  nicht  entschieden  werden, 

78.  Lasker  an  Delbrück.    Berlin  [Oktober  14]. 

Deutsche  Revue  17,  3,  63-54  (z.  Datum  s.  Nr.  83). 

Im  Laufe  der  vorigen  Woche  hatte  ich  von  mehreren  ent- 
schieden nationalen  Männern  in  Stuttgart  besorgliche  und 
warnende  Nachrichten  erhalten,  daß  zwei  Richtungen  in 
Regierungskreisen  gegeneinander  zu  laufen  schienen  und 
das  Ministerium  zweideutig  sich  verhielt.  Als  der  letzte  Brief 
eines  sehr  umsichtigen  und  besonnenen  Freundes  einge- 
troffen war,  erlaubte  ich  mir,  Sie  aufzusuchen,  um  Nach- 
richten und  daran  geknüpfte  Wünsche  Ihrer  Aufmerksam- 
keit zu  unterbreiten;  Sie  waren  aber  den  Abend  vorher  ver- 
reist. Inzwischen  ist  die  Regierungserklärung  im  Württem- 
bergischen Staatsanzeiger  erschienen,  welche  einer  Bürg- 
schaft gleicht  und  im  Lande  dafür  gehalten  wird.  Den  In- 
halt ergänzt  ein  Brief  des  Herrn  Ministers  Mittnacht  an  mich 
vom  9.  Oktober.  Diesem  Herrn  hatte  ich  geschrieben,  um 
die  Gründe  auseinanderzusetzen,  weshalb  im  ungünstigen 
Falle  Württemberg  auch  allein  in  den  Bund  werde  auf- 
genommen werden.  In  dem  Rückschreiben  betont  Herr  M., 
daß  „zur  Erreichung  eines  glücklichen  Ergebnisses  beitragen 
wird,  wenn  die  Beziehungen  zwischen  Stuttgart  und  München 
gute  bleiben."  Diese  Auffassung  gilt  unbedingt,  so  lange 
Bayern  in  guter  Absicht  überlegt,  aber  sie  schließt  nicht 
aus,  sondern  läßt  eher  folgern,  daß  Württemberg  seinen 
selbständigen  Weg  gehen  wird,  wenn  Bayern  nach  Vor- 
wänden sucht,  oder  sonst  zu  keinem  Entschlüsse  gelangt. 
Die  Dinge  in  Württemberg  entwickeln  sich  auch  anderweitig 
derart,  daß  der  Rücktritt  oder  die  Abhängigkeit  des  letzten 
Entschlusses  von  dem  Verhalten  der  bayrischen  Regierung 
nicht  gut  möglich  erscheint;  selbst  ein  starkes  Ministerium 
würde  die  Enttäuschung  nicht  überdauern  und  die  Dynastie 
würde  in  Mitleidenschaft  geraten.  Mein  Zutrauen  zu  dem 
Standpunkt  der  Regierung  war  überhaupt  nicht  erschüttert, 
weil  ich  ihn  in  der  Not  begründet  weiß.  Das  Rückschreiben 
des  Herrn  M.  enthält  einen  Abschnitt,  welcher  offenbar  nicht 
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allein  für  meine  persönliche  Kenntnisnahme,  sondern  auch 
bestimmt  ist,  an  die  rechte  Stelle  gebracht  zu  werden,  und 
wiederhole  ich  ihn  wörtlich.    Er  lautet: 

„Ein  Hinziehen  der  Verhandlungen  wäre  mir  so  wenig  er- 
wünscht, daß  ich  täglich  einer  Einladung  von  Bayrischen 
und  Württembergischen  Bevollmächtigten  in  das  Haupt- 
quartier mit  Verlangen  entgegensehe.  Durch  längeres  Zu- 
warten werden  die  Dinge  nicht  besser.  Übersendung  einer 
gemäßigt  gehaltenen  Preußischen  Erklärung  und  gleich- 
zeitige Einladung  ins  Hauptquartier,  und  es  wird  gehen." 

Ich  füge  hinzu,  was  ich  anderweitig  erfahren  habe,  daß 
bis  Ende  dieses  Monats  der  Zusammentritt  des  württem- 
bergischen Landtages  notwendig  werden  wird;  es  dürfte 
geraten  sein,  die  Regierung  nicht  ohne  fertige  Ergebnisse 
vor  den  Landtag  treten  zu  lassen.  Auch  der  bayrische  Land- 
tag müßte,  streng  genommen,  wegen  des  zu  verlängernden 
Kredites  nächstens  zusammenberufen  werden. 

Den  Zweck  des  heutigen  Schreibens  werden  Ew.  Exzellenz 
aus  dem  Inhalt  zu  entnehmen  wissen.  Vielleicht  darf  ich 
jetzt  schon  die  Gelegenheit  benutzen,  im  voraus  zu  ent- 
schuldigen, daß  ich  in  wenigen  Tagen  einige  Bemerkungen 
zu  der  etwaigen  Modifikation  der  Bundesverfassung  Ihnen 
zu  unterbreiten  gedenke.  Ich  setze  voraus,  daß  Ihre  Ge- 
schäfte im  Hauptquartier  die  Durchsicht  solcher  Notizen 
gestatten. 

79.  Marquardsen  an  Lasker.    München,  Oktober  15. 

Deutsche  Revue  17,  3,  65. 

...  Ich  habe  heute  mit  Lutz  ein  langes  Gespräch  gehabt 
und  daraus  entnommen,  daß  die  Geschichte  geht.  Nur  in 
den  finanziellen  Dingen  wird  man  norddeutscher  Seite  etwas 
nachgiebig  sein  müssen.  Der  König  ist  verstimmt,  daß  man 
statt  eines  Prinzen  nur  einen  Minister  an  ihn  geschickt  hat, 
wird  aber  in  der  Sache  keine  Schwierigkeiten  machen, 
sondern  tun,  was  sein  muß.  Meine  Nachrichten  von  Lutz 
sind  größtenteils  in  ihren  Einzelheiten  confidentiell.  Ich 
kann  deshalb  nur  das  Gesamtresultat  wiederholen,  daß  man 
die  Sache  als  im  deutschen  Sinn  entschieden  ansieht  und 
das  letzte  Wort  in  wenigen  Tagen  zu  hören  erwartet.  Ob 
Ihr  Reichstag  aufgelöst  wird,  oder  nicht,  ist  für  uns  hier 
ohne  Bedeutung.  Da  jetzt  feststeht,  daß  unsere  Minister 
nicht  den  Landtag  auflösen  wollen,  würde  es  eher  gut  sein. 
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in  Norddeutschland  ebenfalls  die  Sache  routinenmäßig  zu 
behandeln  und  noch  den  alten  Reichstag  die  Abmachung 
beschließen  zu  lassen,  zumal  dann  doch  wieder  für  den 
neuen  Gesamtreichstag  gewählt  werden  müßte.  Ich  habe 
jetzt  gar  keinen  Zweifel,  daß  es  gelingt,  für  irgendwelche 
Abmachung  eine  Zweidrittelmehrheit  bei  dem  gegenwärtigen 
Landtag  zusammenzubringen.  Natürlich  würde  ich  auflösen, 
wenn  ich  zu  bestimmen  hätte,  aber  dies  ist  jetzt  außer  Frage 
und  wir  reden  von  der  Wirklichkeit,  nicht  dem  bloß  Mög- 
lichen. 

80.   Kp.  Friedrich  Wilhelm  an  Großherzogin  Luise  v.  Baden. 
Versailles,  Oktober  15. 

Lorenz  407-408. 

. .  .  Jetzt  will  ich  mich  an  die  Beantwortung  Deiner 
politischen  Fragen  machen,  bemerke  aber  noch  zuvor,  daß 
ich  die  Dinge  seit  einigen  Tagen  als  in  einer  guten  Bahn 
fahrend  betrachte,  so  daß  ich  gegründete  Ursache  habe,  an- 
zunehmen, daß  wir  ein  festen  Bund  hier  in  Versailles  erst 
mit  Abgesandten,  dann  mit  Fürsten  selbst  schließen,  dem 
Kaiser  und  Reich  auch  noch  hier  unmittelbar  folgen  müssen. 
Mit  Dir  stimme  ich  vollkommen  überein,  daß  der  neue  Bund 
hier  auf  dem  Kriegsschauplatz  geschlossen  werden  muß, 
weil  sonst  nach  der  Heimkehr  auf  vaterländischen  Boden 
sofort  die  alten  Häkeleien  wieder  erwachen,  namentlich 
wenn  die  Begeisterung  sich  gelegt  haben  wird. 

Bismarck  will  die  endliche  Einigung  Deutschlands;  so- 
weit man  überhaupt  für  seine  Ansichten  aufkommen  kann, 
zweifle  ich  nicht  an  seiner  Aufrichtigkeit  hierin.  Ebenso 
will  er  die  Kaiserfrage  regeln,  mithin  sind  unsererseits  keine 
Schwierigkeiten  mehr  zu  erwarten,  um  so  mehr  als  ich 
Papa  kürzlich  auf  die  unabweisbare  Kaiserfrage  angeredet 
habe,  ihm  klar  machte,  daß  dieselbe  nicht  mehr  zu  um- 
gehen oder  abzuweisen  sei,  aber  der  preußischen  Krone 
dadurch  keineswegs  zu  nahe  getreten  würde,  vielmehr  ähn- 
lich wie  in  Österreich,  Kronen  nebeneinander  bestehen 
könnten.  Bismarck  hat  auch  bereits  hier  seinen  Vortrag  ge- 
halten, und  wäre  denn  soweit  das  Eisen  geschmiedet.  Ich 
tue  mein  möglichstes,  um  die  Augen  offen  zu  halten  und 
werde  nichts  unterlassen,  um  endlich  diese  große  Frage 
hier  auf  französischem  Boden  zu  Ende  zu  führen.  Ich  mache 
mir  nicht  die   geringste  Illusion  über  die  Schwierigkeiten, 
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die  alle  Augenblicke  sowohl  hier  als  auch  künftig  im  Vater- 
lande bei  fernerer  Regelung  der  Reichsfrage  entstehen  wer- 
den. Preußischer  Partikularismus  wird  das  seinige  ebenso 
als  Hemmschuh  wie  auch  die  süddeutschen  Staaten  leisten, 
und  es  wird  beständig  laviert  werden  müssen.  Doch  ist 
der  Kaiser  einmal  da,  dann  ist  ein  Faktum  für  Deutschland 
in  die  Welt  eingesetzt,  gegen  welches  nicht  mehr  angestürmt 
werden  kann,  und  werden  sich  die  Schwierigkeiten  unter 
solcher  Krone  jedenfalls  leichter  beilegen  lassen,  als  auf 
dem  entsetzlichen  Wege  weiterer  Vereinbarungen.  Einen 
allgemeinen  Reichstag  mit  fürstlichem  Ober-  und  Staaten- 
hause müssen  wir  sofort  erlangen,  und  bin  ich  eben  dabei, 
mir  die  Bedingungen  seiner  Zusammensetzung  klar  durch- 
zudenken, ich  glaube,  daß  jetzt  der  letzte  Augenblick 
herbeigekommen  ist,  um  ein  Zweikammersystem  noch  ein- 
zuführen, das  wir  namentlich  den  allgemeinen  Wahlen  gegen- 
über bedürfen. 

Genau  läßt  sich  die  Dauer  des  heillosen  Krieges  nicht 
berechnen.  Vom  Elsaß  will  ich  nicht  dabei  reden.  Ich  bin 
der  Meinung,  jenes  Land  inkl.  Metz  als  Reichsland  zunächst 
zu  verwalten  und  niemand  speziell  zu  geben. 

81.  Württembergischer  Gesandter  v.  Soden  an  Mittnacht. 

München,  Oktober  15  (T). 

Suckow  183.    Mittnacht  111. 

Die  bayrischen  Bevollmächtigten  reisen  am  20.  Oktober 
nach  Versailles  ab. 


82.  Gh.  Friedrich  an  Jolly.    Karlsruhe,  Oktober  16. 
Lorenz  608-609. 

Eine  wichtige  Nachricht  führt  mich  noch  heute  Abend 
spät  zu  Ihnen: 

An  Graf  Flemming  traf  heute,  aus  Versailles  den  12. 
folgendes  Schreiben  von  Graf  Bismarck  durch  einen  Feld- 
jäger ein: 

[folgt  Nr,  69  wörtlich] 

Fast  gleichzeitig  kam  ein  Brief  von  Mohls  aus  München, 
der  berichtete,  unser  Antrag  habe  Württemberg  getrieben 
es  uns  noch  zuvor  tun  zu  wollen,  und  in  München  sei  man 
über  Württemberg  sehr  erbost,  fühle  sich  aber  auch  ebenso 
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isoliert  als  ratlos.  Graf  Bray  wisse  nicht,  ob  der  König  von 
Bayern  eine  etwaige  Einladung  zu  Konferenzen  in  obigem 
Sinne  annehmen  werde.  Mit  diesem  Brief  vom  15.  kam 
aber  auch  ein  Telegramm  von  Mohls  von  heute,  worin  er 
meldet,  Bayern  nimmt  die  Einladung  zum  Eintritt  in  den 
norddeutschen  Bund,  resp.  Verhandlungen  darüber  an.  Die 
Okt.  19  Bevollmächtigten  reisen  Mittwoch. 

Der  Großherzoglich  Hessische  Gesandte  in  Berlin  sagte 
vorgestern  dem  Herrn  von  Türckheim,  daß,  nachdem  Baden 
den  Antrag  auf  Eintritt  in  den  Nordbund  gestellt  habe, 
Hessen  nunmehr  nicht  länger  werde  widerstreben  können, 
auch  mit  Südhessen  beizutreten. 

Wir  haben  also  in  der  deutschen  Einigungsfrage  einen 
großen  Schritt  vorwärts  getan  und  dürfen  hoffen,  daß  die 
weiteren  Schritte  sich  nun  von  selbst  daraus  ergeben  werden. 
Von  selbst,  insofern  wir  nicht  ermüden,  stets  vorwärts  zu 
treiben  und  der  weiteren  Entwicklung  die  Wege  zu  ebnen. 

Ich  verzichte  noch  nicht  auf  die  Hoffnung,  von  Graf  Bis- 
marck  nun  Antwort  auf  die  Kaiserfrage  zu  erhalten,  denn 
diese  Frage  wird  durch  ihre  Lösung  manche  Schwierig- 
keiten beseitigen,  zu  denen  die  bevorstehenden  Verhand- 
lungen zu  Versailles  Veranlassung  geben  werden.  Bayern 
wird  erst  aufrichtig  mitgehen,  wenn  es  zum  Reich  gehört 
und  den  Kaiser  über  sich  hat. 

83.  Delbrück  an  Lasker.    Versailles,  Oktober  18. 
Deutsche  Revue  17,  3,  64-65. 
Vertraulich. 

Euer  Hochwohlgeboren 

sage  ich  für  Ihr  gefälliges  Schreiben  vom  14.  d.  Mts.^ 
welches  mir  gestern  abend  zuging,  meinen  verbindlichsten 
Dank.  Seit  dem  Datum  desselben  haben,  wie  Ihnen  viel- 
leicht schon  bekannt  geworden  ist,  die  Dinge  eine  weitere 
Entwicklung  genommen.  Auf  den  Antrag  Badens  wegen 
seines  Eintritts  in  den  Bund  ist  eine  zusagende  Antwort 
und  die  Einladung  erfolgt,  über  die  Modalitäten  hier  zu 
verhandeln.  Das  in  vertraulicher  Weise  hierher  gelangte 
Erbieten  der  Württembergischen  Minister  von  Suckow  und 
Mittnacht,  die  Münchener  Besprechungen  hier  zu  ergänzen 
und  fortzusetzen,  ist  dankend  angenommen.  Nach  München 
ist  hiervon  mit  dem  Anheimstellen  Nachricht  gegeben,  ent- 
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weder  ebenfalls  hier  zu  verhandeln,  oder  meine  Rückkehr 
nach  München  abzuwarten,  welche  erfolgen  werde,  sobald 
ich   hier  abkömmlich  sein  würde. 

Es  war  mein  Wunsch,  den  Hergang  so  einzurichten,  daß 
zunächst  Württemberg  und  Baden  allein  hier  wären  und 
Bayern  später  dazu  käme.  Indessen  haben  die  Rücksichten, 
deren  Herr  von  Mittnacht  gegen  Sie  erwähnt  hat,  die 
württembergischen  Herren  bestimmt,  auf  ihre  bayrischen 
Kollegen  zu  warten.  So  werden  dann  nächsten  Sonnabend 
oder  Sonntag  aus  München  Graf  Bray  und  Herr  von  Pranckh, 
aus  Stuttgart  Herr  von  Suckow,  Herr  von  Mittnacht  und 
Herr  Riecke  —  letzterer  sehr  erwünscht  —  hier  eintreffen. 
Ich  habe  noch  gestern  auf  einem  Umwege  dahin  gewirkt, 
daß  auch  Herr  von  Lutz  kommen  möge.  Wer  aus  Karls- 
ruhe erscheinen  wird,  weiß  ich  noch  nicht. 

Daß  wir  mit  Bayern  auf  den  ersten  Hieb  fertig  werden, 
bezweifle  ich  sehr,  ich  glaube  aber  mit  Ihnen,  daß  Württem- 
berg Stand  halten  wird,  auch  wenn  mit  Bayern  fürs  Erste 
nichts  zustande  kommt,  weil  es  nicht  anders  sein  kann. 

Den  mir  gütigst  in  Aussicht  gestellten  Notizen  zu  den 
etwaigen  Modifikationen  der  Bundesverfassung,  welche  mir 
gerade  in  diesem  Augenblicke  ganz  besonders  erwünscht 
sind,  sehe  ich  mit  dem  lebhaftesten  Interesse  entgegen. 

84.  Instruktion  für  die  Badisclien  Bevollmächtigten  [kurz  vor 

Oktober  201. 

Baumgarten- Jolly  178. 

Sie  erhalten  den  Auftrag,  eine  strenge  Zentralisation  des 
Militärwesens  des  Bundes  anzustreben.  Sonstiger  Inhalt 
nicht  bekannt. 

85,  K.  Johann  v.  Sachsen  an  K.  Wilhelm,  Oktober  20. 

Hassel  2,  459. 

...Mit  großem  Interesse  verfolge  ich  auch  die  Aussichten 
auf  eine  Ordnung  der  Gesamtteutschen  Angelegenheiten, 
zu  denen  die  Verhandlungen  mit  den  südteutschen  Staaten 
Aussichten  zu  eröffnen  scheinen.  Mein  innigster  Wunsch 
ist  es,  daß  es  gelingen  möge,  dem  ganz  Teutschland  um- 
fassenden Bund  eine  Einrichtung  zu  geben,  bei  der  alle 
Theile  sich  behaglich  fühlen,  damit  das  in  heißem  Kampf 
geknüpfte  Band  auch  im  Frieden  ein  recht  festes  bleibe. 
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86.  Baron  Perglas  an  Graf  Bray.    Berlin,  Oktober  20. 
Bray  153. 

Der  hessische  Gesandte,  Herr  Hofmann,  hat  mir  gesprächs- 
weise mitgeteilt,  daß  er  im  Auftrage  seiner  Regierung  vor 
einigen  Tagen  dem  Präsidium  des  Norddeutschen  Bundes 
die  Bereitwilligkeit  der  Großherzoglich  Hessischen  Regierung 
eröffnet  habe,  an  den  Verhandlungen  teilzunehmen,  welche 
auf  Grund  der  Besprechungen  in  München  den  Eintritt  der 
süddeutschen  Staaten  und  Südhessens  in  einen  weiteren 
Bund  des  Norddeutschen  Bundes  zum  Zwecke  haben. 


87.  Bistnarck  an  v.Eichmann,  Preußischen  Gesandten  in  Dresden  (T.). 
Versailles,  [Oktober  21  oder  22]. 

V.  Friesen  3,  148. 

Sagen  Sie  Herrn  v.  Friesen,  daß  Minister  sämtlicher  süd- 
deutschen Staaten  zur  Verhandlung  der  deutschen  Frage  in 
diesen  Tagen  hier  erwartet  werden,  und  daß  wir  lebhaft 
wünschen,  daß  es  ihm  möglich  sein  möge,  an  den  bevor- 
stehenden Verhandlungen  persönlich  teilzunehmen  und  zu 
diesem  Zwecke  baldigst  hierher  zu  kommen.  Melden  Sie 
telegraphisch  Antwort. 

88.  Lasker  an  Delbrück.    Berlin,  Oktober  23. 

Deutsche  Revue  17,  3,  68-70. 

Aus  Stuttgart  empfange  ich  Nachrichten,  welche  mir 
nicht  ohne  Interesse  scheinen,  und  es  knüpft  sich  daran 
eine  Bitte,  welche  nach  meiner  Ansicht  erfüllt  werden  sollte. 
Die  Minister  hatten  sich  dort  mit  der  nationalen  Partei  in 
Verbindung  gesetzt;  diese  hat  auf  den  Wunsch  der  Unter- 
stützung sofort  geantwortet,  daß  ihr  Bürgschaften  gegeben 
werden  müssen:  wegen  des  Anschlusses  an  den  Bund,  so- 
wie gegen  Schwanken,  wenn  Bayern  unsicher  würde.  Die 
nationale  Partei  glaubt  jetzt  schon  zwar  an  die  gegenwärtig 
guten  Absichten  der  Regierung,  fürchtet  aber  das  herkömm- 
liche Schwanken  und  einen  möglichen  Umschwung  der  Ab- 
sichten in  den  Hofkreisen,  welchem  die  Minister  Rechnung 
tragen  möchten.  Der  Landtag  wird  jetzt  aufgelöst,  die  Neu- 
wahlen stehen  bevor;  die  nationale  Partei  will  die  Regierung 
rückhaltlos  unterstützen,  wenn  diese  fest  und  unwiderruflich 
sich  verpflichtet,  sonst  aber  will  sie  die  Wahlen  gegen  die 
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Regierung  benützen,  wenn  diese  unzuverlässig  wird.  Der 
Probierstein  ist  der  Anschluß  an  den  Bund,  allenfalls  mit 
wenigen,  doch  nur  solchen  Modifikationen,  welche  gar  kein 
Bedenken  erregen.  Nun  möchte  man,  falls  die  württem- 
bergischen Minister  in  Versailles  Schwierigkeiten  machen,  in 
Stuttgart  rechtzeitig  und  jedenfalls  früh  genug  unterrichtet 
sein,  um  das  Verhalten  vor  und  bei  den  Wahlen  zweckgemäß 
einzurichten.  Ich  finde  diese  Bitte  in  der  politischen  Not- 
wendigkeit gerechtfertigt,  da  nichts  schädlicher  wäre,  als 
der  Irrtum  nach  der  einen  oder  der  anderen  Richtung;  es 
hat  ohnehin  Mühe  genug  gekostet,  das  Hindernis  zu  ent- 
fernen, welches  das  mangelnde  Vertrauen  zu  den  Personen 
bereitete.  Gern  würde  ich  in  der  Lage  sein,  die  Freunde 
zu  unterrichten,  oder  in  anderer  Weise  ihren  Wunsch  er- 
füllt sehen;  der  gute  Wille  der  württembergischen  Minister 
zöge  Nutzen  hieraus,  der  zweifelhafte  würde  wahrscheinlich 
durch  das  prompte  Eingreifen  der  nationalen  Partei  bestimmt. 
Merkwürdigerweise  wird  auch  ein  zu  weites  Nachgeben  der 
Bundesregierung  gefürchtet,  welche  vielleicht  meine,  dem 
Abschluß  erhebliche  Opfer  bringen  zu  müssen,  während 
das  württembergische  Volk  von  Modifikationen  wenig,  von 
bedenklichen  gar  nichts  wissen  wolle.  Über  diesen  Punkt 
habe  ich  mich  aus  eigener  Überzeugung  wiederholt  beruhigt, 
und  ich  besorge  nicht  durch  ein  abweichendes  Ergebnis 
widerlegt  zu  werden. 

Aus  Bayern  habe  ich  vor  einigen  Tagen  gute  Nachricht 
gehabt,  besonders  infolge  einer  Rücksprache  mit  dem  Herrn 
Minister  Lutz,  welcher  selbst  an  ein  Gelingen  glaubt.  Es 
ist  gut,  daß  dieser  Minister  zur  Teilnahme  an  den  Verhand- 
lungen eingeladen  ist;  er  ist  für  die  Auszeichnung  empfäng- 
lich und  geeignet,  zuweilen  über  Schwierigkeiten  weg- 
zuhelfen. Gänzlich  beruhigt  werde  ich  darüber,  daß  schon 
unter  den  jetzigen  Abgeordneten  für  jede,  selbst  eine  im 
nationalen  Sinne  weitgehende  Abmachung  der  Regierung 
die  vorgeschriebene  Zweidrittelmehrheit  zu  finden  sein 
werde;  ein  gut  Unterrichteter  schreibt  mir  dies  auf  Grund 
angestellter  Prüfung,  wie  er  versichert.  Dunkel  klingt  mir 
der  allgemein  gehaltene  Satz:  „Nur  in  finanziellen  Dingen 
wird  man  norddeutscherseits  etwas  nachgiebig  sein  müssen." 
Die  schlimmste  Deutung  wäre  für  mich,  daß  Bayern  an  dem 
selbsständigen  Militärbudget  festhalten  wolle.  Dies  gäbe 
auf  beiden  Seiten  eine  Quelle  immerwährender  Streitig- 
keiten oder  Verstimmung. 
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Die  Notizen  zur  Bundesverfassung  habe  ich  bis  heute  aus 
zwei  Gründen  leider  versäumt  abzusenden;  nachträglich 
schien  mir  besser,  auf  Zustimmung  zu  warten,  und  dazu 
kam  ein  trauriges  Ereignis  im  Freundeskreise,  welches  mich 
abzog.  Die  Gefahr  ist,  daß  ich  jetzt  zu  spät  komme,  doch 
will  ich  es  daraufhin  morgen  wagen,  aber  nur  mit  solchen 
Punkten,  an  die  zu  erinnern  vielleicht  noch  im  Laufe  der 
Verhandlungen  gut  sein  möchte. 
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I.  Die  Quellen  zur  Geschichte  der  Entstehung  des  Kirchen- 
staates von  Johannes  Haller.   st°eü  fth' m.  L^ö."' '^°  ^■'  ^'■'-  ''°'- 

Das  Material  der  oft  behandelten  Kontroverse  über  die  Entstehung  des  Kirchenstaates 
im  8.  Jahrhundert  wird  hier  zum  Gebrauche  in  Seminarübungen  vollständig  vereinigt.  Es 
werden  geboten:  die  einschlägigen  Stellen  des  Liber  Pontificalis,  die  Papst-Briefe  des 
Codex  Carolinas,  Auszüge  aus  der  Langobardischen  Geschichte  des  Paulus  Diaconus, 
den  fränkischen  Annalen  usw.  Der  Abdruck  aus  dem  Liber  Pontificalis  wird  insbesondere 
willkommen  sein,  da  dessen  ältere  Ausgaben  heute  nicht  mehr  brauchbar,  die  neueste, 
von  Duchesne,  aber  wegen  ihres  unerschwinglichen  Preises  schwer  zugänglich  ist. 
Zur  topographischen  Orientierung  ist  eine  Karte  beigegeben. 

II.  Quellen  zur  Geschichte  des  Investiturstreites  von  Ernst 
Bernheim.    2  Hefte. 

l.  Heft:  Zur  Geschichte  Gregors  VII.  und  Heinrichs  IV.  [VI  u.  104  S.)  gr.  8. 
1907.    Steif  geh.  M.  1.40. 

II.  Heft:  Zur  Geschichte  des  Vl^ormser  Konkordats.  [VI  u.  88  S.j  gr.  8.  1907. 
Steif  geh.  M.  1.20. 

Die  Quellen  zur  Geschichte  des  Investiturstreites  sollen  als  Vorlage 
zum  Studium  jener  Epoche  dienen,  die  mit  ihrer  Bedeutung  und  mit  ihren  Problemen  die 
Forschung  immer  von  neuem  beschäftigt  und  sich  vorzugsweise  zu  Untersuchungen  in  den 
Seminaren  eignet.  Das  für  die  Untersuchung  einzelner  Fragen  erforderliche  Quellenmaterial 
ist  in  reichlicherer  Auswahl  herangezogen,  namentlich  die  Briefe  Gregors  VII.  Die  Sammlung 
erstreckt  sich  von  den  ersten  programmatischen  Erörterungen  und  den  ersten  politischen 
Vorstößen  der  Reformpartei   um   1059  bis  zur  Nachgeschichte  des  Wormser  Konkordats. 

III.  Die  deutschen  Parteiprogramme  von  Felix  Salomon.  2  Hefte. 

I.  Heft:   Von  1844-1871.     [VIII  u.  112  S.]    gr.  8.    1907.    Steif  geh.  M.  1.40. 
II.  Heft:   Von  1871-1900.    [VI  u.  136  S.j    gr.  8.     1907.    Steif  geh.  M.  1.60. 

,,Es  handelt  sich  nicht  nur  um  die  Wiedergabe  trockener  Parteiformeln,  sondern  es 
sind  auch  programmatische  Kundgebungen  im  weiteren  Sinne  und  Aufrufe  mit  einbezogen. 
So  erfährt  nicht  nur  jede  der  deutschen  Parteien  eine  zuverlässige  Kennzeichnung  aus 
ihren  eigenen  Verlautbarungen ,  sondern  es  tritt  auch  die  Geschichte  einer  jeden  klar  zu- 
tage, und  es  entrollt  sich  auf  diese  Weise  ein  Bild  des  gesamten  deutschen  Parleiwesens. 
Dadurch  sind  diese  Heftchen  für  den  Politiker  und  den  politisch  interessierten  Bürger  von 
dauerndem  Wert,  ein  Mittel  zur  Erreichung  wahrer  politischer  Bildung,  insofern  diese  ge- 
schichtlichen Sinn  sowohl,  wie  auch  Verständnis  für  die  Mannigfaltigkeit  der  politischen 
Bedürfnisse  erfordert."  (Straßburger  Post.) 

IV.  Die  politischen  Testamente  der  Hohenzollern   nebst   er- 
gänzenden Aktenstücken. 

L  Band:  Die  Hofordnung  Joachims  II.  Die  politischen  Testamente  des 
Großen  Kurfürsten  von  1667  und  Friedrich  Wilhelms  I.  von  1722.  Her- 
ausgegeben von  Georg  Küntzel  und  Martin  Had.    [ca.  100  S.]    gr.  8.    1910.    [U.  d.  Pr.j 

^^  Weitere  Hefte  befinden  sicii  in  Vorbereitung.  

Prospei<t  mit  ausführlichen  Inhaltsangaben  umsonst  u.  postfrei  vom  Verlag. 
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Terlap:  von  B.G.  Teubner  in  Leipzi;"^  und  Berlin 


Grundriß  der  Geschichtswissenschaft 

Zur   Eiufiihriiuü:    in    das    Studium    der   deutschen    Geschiclite   des 
Mittelalters    und    der   Keuzeit    herausgegeben   von   Aloys    Meister. 

Inhalts-Übersicht. 
Jede  Lieferung  wird  auch  einzeln  abgegeben. 


I.  Band.     [ca.  45  Bogen.] 
Geh.  ca.  JC  14. — 

1.  Lieferung.  [319  S.]  Geh.  .^^.6.  —  : 
Grundzüi^e    <1er    historischen     Methode. 

Von  Prof.  Dr.  A.  Meister. 

Lateinische  Paläographie.  Von  Landea- 
archivar  Dr.  B.  Bretholz. 

Diplomat ilf.  A.  Die  Lehre  von  den  Königs- 
und Kaiserurkunden.  Von  Professor  Dr. 
B.  Thommen.  B.  Die  Lehre  von  den  Papst- 
urkunden.  Von  Privatdoz.  Dr.  L.  Schmitz- 
Kallenberg.  C.  Die  Lehre  von  den  nicht- 
königl.  (Privat-)  Urkunden  vornehm- 
■  lieh  des  deutschen  Mittelalters.  Von 
Privatdozent  Dr.  H.  Steinacker. 

Chronologie  des  deutschen  Mittelalters 
und  der  Neuzeit.  Von  Archivdirektor 
Dr.  H.  Grotefend. 

2.  Liefei-ung.  [227  S.]   Geh.Jib.  —  : 

Sphragistilc.    Von  Archivdir.  Dr.  Th.  Ilgen. 

Heraldik.   Von  Archivassist.  Dr.  E.  Gritzuer. 

(Quellen  und  tirundbegriflfe  der  liisto- 
rischen  Geographie  Deutschlands  und 
seiner  Nachbarländer.  Von  Professor 
Dr.  K.  Kfttzschke. 

Historiographie  und  Quellen  der  deut- 
schen Geschichte  bis  1500.  Von 
Privatdozent    Dr.  M.  Jansen. 

3.  Lieferung.     [In  Vorbereitung]: 
Quellen  und  Historiographie  der  Neuzeit. 

Von  Prof.  Dr.  H.  Onckeu. 


II.  Band.     [ca.  46  Bogen.] 

Geh.  csb.  JC  15. — 

I.Lieferung.  [144  S.]  Geh.  .«2.80: 

Deutsche  M'irtschaftsgeschichte  bis  zum 

17.  Jahrh.  Von  Prof.  Dr.  K.  Kötzschke. 

2.  Lieferung.   [91  S.]    Geh.  .i^.  1.80: 

Wirtschaftsgesch.  vom  17.  Jahrh.  bis  zur 
Gegenwart.  Von  Prof.  Dr.  H.  Sieveking. 

S.Lieferung.  [151  S.J  Geh.  J^.  2.80: 

Deutsche  A'erfassungsgeschichte  von  den 

Anfängen  bis  ins  15.  Jahrhundert.  Von 

Prof.  Dr.  A.  Meister. 

4.  Lieferung.    [In  Vorbereitung]: 
DeutscheTerfassnngRgesch.  vom  15. Jahrh. 

bis  zur  Gegenw.  Von  Prof.  Dr.  G.  Erler. 

5.  Lieferung.    [In  Vorbereitung]: 

Rechtsgeschichte.  V.Prof. Dr. H.Naendrup. 

6.  Lieferung.  [92  S.]   Geh.  J6.  2.  —  : 
Verfassungsgeschichte      der      deutschen 

Kirche  im  Mittelalt  er.  Von  Privatdozent 

Dr.  A.  Werminghoff. 

7.  Lieferung.    [In  Vorbereitung]: 
Die    katholische    Kirche  in  der  Neuzeit. 

Von  Prof.  Dr.  J.  Preisen. 

S.Lieferung.    [51  S.]    Geh.  Ji.  1.  —  : 
Geschichte  der  protestantischen  Kirchen- 
verfassung.   Von  Prof.  Dr.  E.  Sehling. 


Die  Entwicklung  des  deutschen  Städtewesens 

Von  Dr.  Hugo  Preuß 

Professor  an  der  Universität  Berlin. 

I.  Band:   Entwicklungsgeschichte   der  deutschen  Städtererfassung. 

[XII  u.  379  S.]     gr.  8.     1906.     Geh.  J(.  4.80,  in  Leinwand  geb.  J(..  6.— 
IL  Band:  Problem  der  Verfassung  und  Verwaltung.    [In  Vorbereitung.] 

„Der  mit  dem  Stoffe  in  nicht  gewöhnlichem  Maße  vertraute  Verfasser  gibt  in  dem 
vorliegenden  ersten  Bande  seines  Werkes  einen  Überblick  über  die  Entwicklungsgeschichte 
der  deutschen  Städteverfassung,  und  zwar  in  der  fesselndsten  und  lehrreichsten  Welse. 
Stets  Bi:'d  die  großen  Momente  der  Entwicklung  in  den  Vordergrund  gestellt,  stets  wird 
das  Wesentliche  betont,  und  immer  wieder  ersieht  der  Kundigo,  daß  der  Verfasser  mit 
den  vielen  Kontroversen  der  städtischen  Verfassungsgeschichte,  speziell  auch  den  an  ihre 
Entstehung  sich  knüpfenden,  wohl  vertraut  ist,  mag  er  nun  die  A'ertreter  der  einzelnen 
Auffassungen  direkt  nennen,  mag  er  sie  wie  z  B.  bei  der  Ablehnung  der  Theorie  der 
Entstehung  der  deutscheu  Städte  axis  den  alten  Kömerstädteu  auf  germanischem  Boden 
nur  andeuten."  (.Vltprcußischc  Monatsschrift.) 

„Das  Buch  ist  so  klar  Tind  fesselnd  geschrieben,  bei  alliT  (irdndlichkeit  so  gemein- 
verständlich, daß  es  recht  eigentlich  ein  Lesebuch  für  das  gesamte  Bürgertum  zu  wordeu 
vordient  und  verspricht.  Eine  Überfülle  rechtshistorischen,  kulturgeschichtlichen,  juristi- 
schen Materials  hat  Preuß  mit  geschickter  Hand  gesichtet  und  geformt;  nirgends  wird 
er  von  den  Einzelheiten  erdrückt,  überall  hält  er  die  leitenden  Gedanken  fest,  findet  er 
die  Ideen  in  der  Erscheinungen  Flucht,  richtet  er  den  Sinn  auf  das  Ganze.  Dabei  be- 
weist er  durchweg  eine  Selbständigkeit  der  Auffassung,  die  erfrischt,  und  eine  Eindring- 
lichkeit des  Vortrages,  die  überzeugt."  (Vossische  Zeitung.) 


DIE  KULTUR  DER  GEGENWART 

IHRE  ENTWICKLUNG  UND  IHRE  ZIELE 

HERAUSGEGEBEN  VON  PROF.  PAUL  HINNEBERG 
Teil  II.  Abt.  5,  1 : 

Staat  und  Gesellschaft  der  neueren  Zeit 

(bis  zur  französischen  Revolution) 

Bearbeitet  von  F.  v.  Bezold,  E.  Gothein  und  R.  Koser 

[VI  u.  349  S.]    Lex.- 8.    1908.    Geh.  M.  9.— ,  in  Leinwand  geb.  M.  11.— 

Inhalt:  I.  Staat  und  Gesellschaft  des  Reformationszeitalters,  a)  Staatensystem  und 
Machtverschiebungen,  b)  Der  moderne  Staat  und  die  Reformation,  c)  Die  gesellschaftlichen 
Wandlungen  und  die  neue  Geisteskultur:  F.  von  Bezold.  II.  Staat  und  Gesellschaft  des 
Zeitalters  der  Gegenreformation:  E.  Gothein.  III.  Staat  und  Gesellschaft  zur  Höhezeit  des 
Absolutismus,  a)  Tendenzen,  Erfolge  und  Niederlagen  des  Absolutismus,  b)  Zustände  der 
Gesellschaft,    c)  Abwandlungen  des  europäischen  Staatensystems :  R.  Koser. 

„Gedankenreich  und  inhaltsvoll,  daneben  höchst  anziehend  geschrieben,  ist  Bezolds 
Essay  als  eine  wertvolle  Einführung  in  die  Ideenwelt  sowie  in  die  staatlichen  und  gesellschaft- 
lichen Zustände  des  Reformationszeitalters  zu  begrüßen  und  zu  empfehlen.  Wohl  die  beste 
zusammenfassende  Darstellung  der  Gesamtgeschichte  Europas  in  dieser  Periode  auf  so  kurzem 
Räume,  unter  Hinweglassung  alles  überflüssigen  Details  und  scharfer  Zeichnung  der  großen 
Züge  der  Entwicklung.  Nicht  nur,  daß  der  Verfasser  vollkommen  seinen  Stoff  beherrscht, 
er  weiß  ihm  auch  neue  Gesichtspunkte  abzugewinnen."  (Deutsche  Literaturzeitung.) 

„Es  ist  ein  bedeutsames  Werk,  das  uns  vorliegt,  das  Werk  dreier  Männer,  die,  jeder 
auf  seinem  Gebiete,  anerkannt  Hervorragendes  geleistet  haben  und  nun  die  gesicherten 
Ergebnisse  langjähriger  eigener  und  fremder  Forschungen  in  abgeklärter,  gediegener  Form 
zusammenfassen  und  einem  geschichtlich  interessierten  Publikum  darbieten.  Die  drei  Teile 
des  Werkes  stellen  wohlgesonderte,  in  sich  abgegrenzte  Gebiete  dar,  die  allemal  wenigstens 
ein  Jahrhundert  umfassen  und  sich  über  alle  wesentlichen  Betätigungen  des  geschichtlich 
bedingten  Menschen  erstrecken.  Aber  die  Bearbeiter  halten  sich  keineswegs  an  äußerliche 
und  willkürlich  gesetzte  Grenzen,  sondern  indem  sie  ausgeprägte  Richtungen  und  welt- 
historisch wichtige  Abwandlungen  darlegen,  spinnen  sie  die  Fäden  dieses  reichen  Gewebes 
nach  vorwärts  und  rückwärts,  und  es  erwächst  ein,  soweit  es  unter  solchen  Umständen 
möglich  ist,  einheitliches  Werk."  (Mitteilungen  aus  der  historischen  Literatur.) 

Teil  II.  Abt.  10: 

Allgemeine  Volkswirtschaftslehre 

Bearbeitet  von  W.  Lexis 
[VI  u.  259  S.]     Lex.- 8.    1910.    Geh.  M.  7.— ,  in  Leinwand  geb.  M.  9.— 

Inhalt:  Einleitung.  Der  Kreislauf  der  Volkswirtschaft.  [.Der  Wert.  II.  Die  Nachfrage. 
III.  Die  Produktion.  IV.  Kapitalvermögen  und  Unternehmung.  V.  Das  Angebot.  VI.  Die 
Preisbildung.  VII.  Handel  und  Preise.  VIII.  Das  Geld.  IX.  Kredit-  und  Bankwesen. 
X.  Der  Wert  der  Geldeinheit.  XI.  Das  Einkommen.  XII.  Näheres  über  Arbeitseinkommen 
und  Kapitalgewinn.  Xlll.  Die  Grundrente.  XIV.  Produktion  und  Einkommen.  XV.  Krisen, 
XVI.  Die  Konsumtion.     XVII.  Produktion  und  Verteilung.     XVIII.  Zukunftsaussichten. 

„ ...  Es  ist  mit  besonderer  Freude  zu  begrüßen,  daß  sich  der  Göttinger  Gelehrte 
dazu  verstanden  hat,  in  einem  zusammenhängenden  Werke  eine  Darstellung  der  Volks- 
wirtschaftslehre, der  , theoretischen  Nationalökonomie',  zu  geben,  die,  weit  entfernt  von 
der  Zerlassenheit  der  historischen  Schule,  dem  Leser  ein  festes  Gefnge  von  den  Grund- 
erscheinungen und  dem  Kreislauf  der  Volkswirtschaft  bietet.  Sorgsa^n  durchdacht,  stellt 
das  Werk  die  gereifte  Frucht  eines  langen  Gelehrtenicbens  dar.  Ausgezeichnet  durch  Klar- 
heit und  Kürze  der  Definitionen,  wird  die  .Allgemeine  Volkswirtschaftslehre'  von  Lexis 
sicher  zu  einem  der  beliel)testen  Einführungsbücher  in  die  Volkswirtschaftslehre  für  Stu- 
denten, wie  aber  auch  füi  Praktiker,  Geschäftsleute,  Fabrikanten  usw.  werden,  die,  mitten 
im  wirtschaftlichen  Getriebe  stehend,  das  Bedürfnis  empfinden,  über  die  um  sie  herflutenden 
wirtschaftlichen  Erscheinungen  Klarheit  zu  erhalten.  Kein  Einführungsbuch  im  Sinne  von 
, Leitfaden',  sondern  eine  zum  selbständigen  Studium  der  Volkswirlschaftstheorie  völlig  aus- 
reichende, den  Leser  zum  starken  Nachdenken  anregende  Schrift.  .  .  .  Das  Werk  können 
wir  allen  volkswirtschaftlich-theoretisch  interessierten  Lesern  warm  empfehlen." 
(Zeltschrift  des  Vereins  der  Deutschen  Zucker-Industrie.) 
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Ijaufen.    RTit  17  flbbilöungen.     (Bö.  75.) 
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'  ^Baumeiftcr  a.,^,,  <H\t-,.&^>^ii:^  mit  70  flbbilöungen.     (Bö.  121.) 

HuMlJrUd)ei^ütali4Ä|^njt  un6  pojtfrci  00m  Dcriag 


% 


f 


PLEASE  DO  NOT  REMOVE 
CARDS  OR  SLIPS  FROM  THIS  POCKET 


UNIVERSITY  0$  TORONTO  LIBRARY 


DD  Briefe  und  aktenstucke   zur 
210.  geschichte  der  grundung 

B7  des  Deutschen  Reiches   (I87O- 

Heft  1  1871) 


